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Verfahren

I. Der Marktgemeinderat fasst in der Sitzung am 30.05.2017 den Beschluss zur Auf-
stellung des Bebauungs- und Grinordnungsplanes ,Am Keilrain — 1. Erweiterung*

II. Inder Sitzung des Marktgemeinderates am 05.09.2017 wird der Planentwurf i.d.F.
Vom 22.08.2017 gebilligt und die Durchfiihrung der friihzeitigen Offentlichkeits- und
Behdrdenbeteiligung nach 88 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB beschlossen.

ll. Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit und der Beh6rden und sonstigen Trager
Offentlicher Belange vom 25.09.2017 bis einschlieBlich 27.10.2017.

IV. Inder Sitzung am 12.12.2017 wertet der Marktgemeinderat die Stellungnahmen
zur frihzeitigen Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung aus und beschlief3t das
weitere Verfahren nach 8§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB.

V. Offentliche Auslegung und Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffent-
licher Belange in der Zeit vom 18.06.2016 bis einschlielich 20.07.2018.

VI. Prifung und Beschlussfassung Uber die Stellungnahmen sowie Satzungsbe-
schluss in der Sitzung des Marktgemeinderates am 31.07.2018.

VIl. Bekanntmachung am 11.10.2018.

Anlagen
1. Auszug aus der Niederschrift der Marktgemeinderatsitzung am 30.05.2017
2. Auszug aus der Niederschrift der Marktgemeinderatsitzung am 12.12.2017
3. AusgleichsmalRnahme FI.Nr. 5915/1
4.  Auszug aus der Niederschrift der Marktgemeinderatsitzung am 31.07.2018

Anlage, die im Dienstgebaude der Verwaltungsgemeinschaft Schéllkrippen,
Marktplatz 1, 63825 Schollkrippen eingesehen werden kann:

1. Spezielle artenschutzrechtliche Prifung (saP) vom 15.12 2017,

Bearbeitung: PGNU - Planungsgruppe Natur & Umwelt, Hamburger Allee 45,
60486 Frankfurt am Main
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BEGRUNDUNG

1.

ANLASS UND ZIELE DER PLANUNG

Der Markt Schéllkrippen beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Entwicklung einer Wohnbauflache zu schaf-
fen.

Die Gemeinde bietet aufgrund der Infrastruktur (Kindergarten, Grund- und Mittelschule,
Musikschule, Einkaufsmdglichkeiten), der guten Zuordnung der Wohn- und Arbeitsstéat-
ten zu den regionalen und Uberregionalen Verkehrswegen und den Erholungsflachen
glnstige Standortvoraussetzungen fiir eine Siedlungsentwicklung.

Die hohe Wohnqualitét in Verbindung mit der Naturn&he sind Grinde fur die anhaltende
Nachfrage nach Baugrundsttcken.

Die Einwohner- und Wanderungsstatistik fuir den Ortsteil Schollkrippen von 2013 bis
2017 zeigt, dass trotz des negativen Saldos der natirlichen Bevdlkerungsentwicklung —
geringere Geburtenzahlen gegeniber einer hdheren Zahl an Sterbefallen — ein Anstieg
der Einwohnerzahl aufgrund von positiven Wanderungsbewegungen zu verzeichnen ist.

Jahr | Zuzige | Wegzilge | Saldo Geburten | Sterbe- | Saldo | Saldo | Einwohner-
Wanderung falle gesamt | Zahl

2013 | 243 227 +16 20 40 - 20 -4 2359

2014 | 216 195 +21 17 17 0 + 21 2380

2015 | 288 217 +71 29 29 0 +71 2451

2016 | 248 263 -15 16 40 -24 -39 2412

2017 | 140 91 + 49 12 22 -10 | +39 2451

Statistik Ortsteil Schollkrippen 2013 bis 2017

Diese positive Tendenz soll fortgesetzt werden und Schoéllkrippen als attraktiver Wohn-
standort erhalten und gestarkt werden.

Im Zusammenhang mit der Erweiterung des Gewerbegebietes ,Schlosswiesen-
Stockwiesen* ist ein Bedarf an Wohnsiedlungsflachen zu begriinden.

In dem bestehenden Baugebiet ,Am Keilrain* mit insgesamt 16 Baugrundstticken wur-
den bereits 9 Wohngebaude realisiert.

Im Anschluss an das Wohnbaugebiet ,Am Keilrain“ verfligt die Marktgemeinde Uber ein
Entwicklungspotenzial.

Nordwestlich der Laudenbacher Stral3e / StaatsstralRe 2305 ist beidseits der Keilrain-
stra3e im wirksamen Flachennutzungsplan eine Flache von ca. 6 ha als ,Allgemeines
Wohngebiet" im Anschluss an die bestehende Bebauung ausgewiesen.

Vorgesehen ist die Erweiterung des Wohnbaugebietes ,Am Keilrain“ um etwa 1,9 ha in
stiddstlicher Richtung bis an die Laudenbacher Stral3e.

Nach § 1 Abs. 5 BauGB soll die stadtebauliche Entwicklung vorranging durch Mal3nah-
men der Innenentwicklung erfolgen. In den erganzenden Vorschriften zum Umwelt-
schutz nach § 1la Abs. 2 Satz BauGB wird bestimmt, dass die Notwendigkeit der Um-
wandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flachen begriindet werden soll und
dass dabei Ermittlungen zu den Mdoglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt
werden sollen, zu denen insbesondere Brachflachen, Gebaudeleerstand, Baullicken und
andere Nachverdichtungsmdéglichkeiten zéhlen kénnen.
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Die innerhalb bestehender und erschlossener Siedlungsgebiete noch unbebauten
Grundstiicke einschlie3lich der Nutzung leerstehender Bausubstanz im Ortskern stellen
keine Reserveflachen dar, die Bauwilligen angeboten werden kdénnen.

Die Marktgemeinde ist Mitglied der Immobilien- und Grundsticksbérse der kommunalen
Allianz Kahlgrund — Spessart. In dieser Borse sind Flachen und Gebaude gelistet, die
unter Privatpersonen vermittelt werden.

Gleichzeitig wird die zentrale Bedeutung des Ortskerns mit einem Fdrderprogramm fir
Bau- und Sanierungsmafinahmen in Ortslage unterstuitzt.

Mit der geplanten Baugebietserweiterung sollen unter Inanspruchnahme des baulichen
AulRenbereichs neue Wohnbaugrundstiicke in Ergdnzung der vorhandenen Wohnbe-
bauung stadtebaulich entwickelt werden. Es werden bisher als Grinland (Mahwiese,
Pferdekoppel, einzelne Obstbdume) genutzte Flachen in Anspruch genommen. Dieser
Betroffenheit stehen hier die in § 1 Abs. 6 BauGB genannten Wohnbedirfnisse der Be-
volkerung und die Fortentwicklung vorhandener Orte als 6ffentliche und in der Bauleit-
planung zu bertcksichtigende Belange gegeniber.

Mit den Grundstiickseigentiimern wurden Vereinbarungen getroffen mit dem Ziel des
Erwerbs der Flachen. Somit Ubernimmt die Marktgemeinde eine Steuerungsfunktion bei
der Bereitstellung von Bauland und kann die ,Hortung“ von Baugrundstiicken verhin-
dern.

In der stadtebaulichen Planung gilt es, flachensparende Siedlungsentwicklung zu for-
dern. Mit dem geplanten Baugebiet wird eine neue Bauflache an ein bestehendes Sied-
lungsgebiet angeschlossen und eine mafvolle Weiterentwicklung der gewachsenen
Struktur erzielt. Eine Zersiedlung wird dadurch vermieden.

Durch die Schaffung eines Angebotes wird der nach wie vor bestehenden Nachfrage
nach Baugrundstiicken entsprochen.

Das Planziel des Bebauungsplanes ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebie-
tes gemal 8§ 4 BauNVO sowie die Sicherung der zugehdrigen Erschliel3ung.

Das planerische Konzept sieht eine bedarfsorientierte Bebauung mit Einzel- und Dop-
pelhdusern in einer stadtebaulichen Dichte vor, die der Lage des Plangebietes am Orts-
rand gerecht wird und Bezug nimmt auf die im Umfeld vorhandene Bau- und Siedlungs-
struktur.

Die Erschlie3ung erfolgt Uber eine Anbindung an die Laudenbacher Straf3e / Staatsstra-
Re 2305.

Ziel der Planung ist es, durch innere Durchgrinung und Randeingriinung das neue Bau-
gebiet in die Landschaft einzubinden.

Der mit der Umsetzung der Planung verbundene Eingriff in den Naturhaushalt und das
Landschaftsbild soll durch geeignete Mal3hahmen minimiert und ausgeglichen werden

Die Marktgemeinde hat mit der Darstellung als ,Allgemeines Wohngebiet” ihre planeri-
sche Absicht zu einer baulichen Entwicklung der Flache dokumentiert. .

Am 30.05.2017 hat der Marktgemeinderat den Beschluss zur Aufstellung des Bebau-

ungs- und Griunordnungsplanes ,Am Keilrain — 1. Erweiterung“ gemall § 30 Abs. 1
BauGB in Verbindung mit § 2 Abs. 1 BauGB gefasst.
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2.

PLANGEBIET

2.1 Lage und raumlicher Geltungsbereich

2.2

Das Plangebiet liegt an dem norddéstlichen Bebauungsrand des Ortsteiles Schoéllkrippen
und nordwestlich der Laudenbacher Stral3e / Staatsstral3e 2305 und suddstlich der Keil-
rainstrale auf einem ca. 12 % geneigten Sudosthang.

Die Gebietsgrof3e betragt 2,1 ha.

Abbildung 1 Geltungsbereich (ohne Mal3stab)

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flurstiicke mit den Nummern
3597 (Teilflache), 3599, 3600, 3601, 3602, 3603, 3604, 3605, 3606, 3607, 3607/1, 3608,
3609, 3610, 3611, 3612, 3613, 3614 und Teilflachen der Laudenbacher Stral3e FI.Nr.
2731/1, 2731/2, 2585, 2585/13 und 3611/3.

Stadtebauliche Rahmenbedingungen

Das Plangebiet grenzt im Sudwesten an &lteren Baubestand und im Norden im westli-
chen Abschnitt an das Neubaugebiet ,Am Keilrain“. Im Stdosten begrenzt die Lauden-
bacher StraRe das Baugebiet. Der dstliche Planungsbereich ist umgeben von Grinland
und Ackerflachen.

Geholzstrukturen befinden sich auf der Béschung entlang der Staatsstralie.
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UBERGEORDNETE PLANUNGEN UND PLANUNGSRECHTLICHE VORGABEN

3.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP) und Regionalplan (RP 1)

Die Marktgemeinde Schdllkrippen liegt gemaf Landesentwicklungsprogramm (LEP) und
Regionalplan Bayerischer Untermain (RP 1) im Verdichtungsraum. Der Regionalplan
weist Schollkrippen gemaR Ziel A V 2 als Unterzentrum aus. Bis zur Anpassung des Re-
gionalplans wird das Unterzentrum einem Grundzentrum gleichgestellt.

Aufgrund der Lage im Verdichtungsraum ist die Wahrnehmung der Wohnfunktion zu
gewabhrleisten (Grundsatz 2.2.7 LEP). Innerhalb des Verdichtungsraumes soll die Sied-
lungstatigkeit bevorzugt in den Zentralen Orten (B 1l 1.4 RP 1) erfolgen.

Die geplante Siedlungsentwicklung entspricht den Zielen des Landesentwicklungspro-
grammes mit der Weiterentwicklung einer bestehenden Siedlungsstruktur, Anbindung an
den Baubestand und Mitnutzung bestehender Infrastrukturen sowie den Zielen des Re-
gionalplanes (Ziel 3.3 LEP, Ziele B 1l 2.1 und 2.2 RP 1).

3.2 Flachennutzungsplan

In dem genehmigten Flachennutzungsplan mit Landschaftsplan einschlieRlich der Ande-
rungen sind die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegenden Flachen als ,All-
gemeines Wohngebiet“ nach 8 1 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO dargestellt.

Abbildung 2 Ausschnitt Flachennutzungsplan (ohne Maf3stab)
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ENTWURFSPLANUNG
Bebauung und Griinflachen

Zielsetzung des Bebauungsplanes ist, im Zuge der Erweiterung des Baugebietes ,Am
Keilrain“ eine geordnete stadtebauliche Entwicklung unter Berlcksichtigung der Topo-
grafie und der naturr@umlichen Gegebenheiten zu erreichen. Im Hinblick auf das Mal}
der baulichen Nutzung und die Bauweise sind ortsiibliche Bauformen und stadtebauliche
Dichte vorgesehen. Daher sind als Gebaudetypologien tberwiegend Einzel- und Dop-
pelhauser geplant.

Der Bestandsbereich am westlichen Rand des Plangebietes weist eine dichtere Bebau-
ung mit groReren Gebaudehdhen auf. Hieran anschlieBend soll die Moglichkeit erdffnet
werden, Wohnungen im Geschossbau anstelle in Einfamilienhausern zu realisieren.

Die Griinstrukturen im Stden entlang der Laudenbacher Stral3e werden weitestgehend
erhalten. Der neue Bebauungsrand im Osten soll durch Geholzstreifen begrenzt und
somit in die Landschaft eingebunden werden.

Von Siuden nach Norden verlaufende Grinstreifen gliedern die Bauflachen. Das
Griunkonzept enthalt Baumpflanzungen im 6ffentlichen Stra3enraum.

Verkehrliche ErschlieBung

Die ErschlieBung des Plangebietes erfolgt Giber einen neuen Anschluss am siddstlichen
Rand des Baugebietes, der weitere Stral3enverlauf von Osten nach Westen lehnt sich
an die topografische Struktur an und schlie3t im Nordwesten an die StralRe ,Im Bangert*
und an das Baugebiet ,Am Keilrain* an.

Das geplante Baugebiet ist mit dem in ca. 500 m liegenden Bahnhof fur die Kahlgrund-
bahn und den Bus-Anschliissen der Linien 20, 22, 25, 27, 28 und 30 mit den Haltestellen
an dem Bahnhof an den 6ffentlichen Personennahverkehr angeschlossen. Vorgesehen
ist eine Bushaltestelle an der Laudenbacher Strafe im Bereich des geplanten Wohn-
baugebietes.

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR BEBAUBARKEIT

Art der baulichen Nutzung
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 3 und § 4 BauNVO)

Ausgehend von der Darstellung des wirksamen Flachennutzungsplanes und der An-
knipfung an die umgebende Nutzungsstruktur wird als Art der baulichen Nutzung ein
»Allgemeines Wohngebiet* (WA) nach § 4 BauNVO festgesetzt.

Die Gelandesituation mit einem Sudosthang ist hinsichtlich Besonnung und Windschutz
geeignet fur die bauliche Nutzung.

Malfd der baulichen Nutzung
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 bis § 20 BauNVO)

Grundflachenzahl (GRZ) und Geschossflachenzahl (GFZ)

Mit der Festsetzung der Grundflachenzahl (GRZ) bis 0,35 und der Geschossflachenzahl
(GFZ) bis 0,8 im Baugebiet WA 1 werden die zulassigen Obergrenzen fir allgemeine
Wohngebiete unterschritten. Grund hierfir ist es, einen Bereich zu schaffen, der am
Ortsrand den Charakter einer landlichen Gemeinde mit h6herem Grinflachenanteil auf
den Grundstiicken und somit geringerer Dichte und niedrigerem Versiegelungsgrad be-
sitzt.
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Innerhalb des Gebietes WA 2 werden die maximal Gberbaubare Grundflache auf 0,4 und
die maximale Geschossflachenzahl auf 1,2 festgesetzt und entsprechen den von der
BauNVO vorgegebenen Obergrenzen. Hier orientiert sich die Festlegung an der angren-
zenden Bestandssituation und der gewiinschten Entwicklung und Ausnutzbarkeit der
Flache. Eine intensivere bauliche Nutzungsmdglichkeit wird hiermit planerisch festge-
setzt.

Zahl der Vollgeschosse, und Hohe baulicher Anlagen

Dachform und Dachneigung

Die Hohenbegrenzung der baulichen Anlagen erfolgt Uber die Zahl der Vollgeschosse in
Verbindung mit der Festlegung der Wandhdhen.

Mit der Festsetzung eines Hanghauses im Baugebiet WA 1 passt sich die Hausform
landschaftsvertraglich an die Gelandeform des etwa 12 % geneigten Hanges an.

Als Hochstgrenze ist ein Vollgeschoss, ein als Vollgeschoss anzurechnendes Sockelge-
schoss (Hanggeschoss) und ein als Vollgeschoss anzurechnendes Dachgeschoss zu-
lassig.

Die maximalen Wandhohen werden flr die bergseitig der StralRe liegenden Wohnge-
baude mit 4,50 m Uber Gelande auf der Bergseite und mit 7,50 m Uber StraRe auf der
Talseite festgeschrieben. Talseitig der ErschlieBungsstralle betragen die zulassigen
Wandhdhen bergseits maximal 4,50 m Uber Stral3e bzw. talseits 7,50 m Uber Gelande.

Die zweigeschossige Bebauung zuzlglich eines Dachgeschosses als Vollgeschoss
(Il + D) im Baugebiet WA 2 nimmt Bezug auf die umgebende Bestandsbebauung. Die
Hanglage wird berlicksichtigt durch die Festlegung der Wandhtéhen mit 7,50 m auf der
Bergseite und 9,00 m auf der Talseite jeweils Giber Gelande.

Fur die Ermittlung der Wandhohen ist bei Benennung ,Uber Gelande" der untere Be-
zugspunkt die naturliche Gelandeoberflache oder, sofern eine Abgrabung/Auffullung
(max. 1,20 m) erfolgt, die hierdurch entstehende Geldndeoberflache. Der Bezugspunkt
.2aber StraRe“ entspricht der Hinterkante des fertig gestellten Gehwe-
ges/Schrammbordes.

Die zulassigen Dachformen werden auf das Satteldach und das hohenversetzte Pult-
dach begrenzt, um das ortliche Erscheinungsbild aufzugreifen. Der Spielraum der Dach-
neigung von 30° bis 46° lasst zum einen die Anbringung von Photovoltaik- und Solar-
thermieanlagen zu und zum anderen ist ein Ausbau des Dachgeschosses maoglich.

Die Stellung der Gebéaude folgt dem Hohenverlauf des geneigten Gelandes und dem
Zuschnitt der Grundstiicke. Mit der Ausrichtung der geneigten Dachflachen nach Siden
sind die Voraussetzungen fir eine solarenergetische Nutzung optimal.

Gelandeveranderungen, Stitzmauern und Mauern

Zur Einhaltung der festgesetzten Wandhohen sowie zur Herstellung von Terrassen und
zur Terrassierung des Gelandes sind Veranderungen der Gelandeoberflache wie Auffll-
lungen und Abgrabungen bis zu einer Hohe von 1,20 m zulassig. Dartber hinausgehen-
de Gelandeveranderungen sind mit dem Bauantrag besonders zu begrtinden.

Die Ansichtsflache von Stitzmauern zur Abfangung von nattrlichem Geldnde und von
Mauern zur Abfangung von Auffullungen, auch zur Herstellung von Terrassen, darf eine
Hohe von 1,20 m nicht Uberschreiten. Durch diese zuldssigen Gelandeanpassungen
sind Veradnderungen der vorhandenen Gelandesituation im Hinblick auf eine optimierte
Gebaudeplanung maglich (z.B. barrierefreie Zugange).

Werden durch die Geléndesituation héhere Mauern oder Stitzmauern erforderlich, so
sind diese im Versatz mit Grinstreifen in einer Breite von mindestens 1,00 m herzustel-
len. Der Nachweis Uber die Erforderlichkeit einer Stitzmauer bzw. Mauer und die Einhal-
tung der Hohe sind im Bauantrag zu fihren. Boschungen sind 1:1,5 oder flacher anzule-
gen.
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Bauweise und Uberbaubare Grundstiicksflachen
(8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und § 23 BauNVO)

Der Bebauungsplan setzt fir den Planbereich die Bebauung in der offenen Bauweise
nach § 22 Abs. 2 BauNVO fest. Die Gebaude sind mit seitlichem Grenzabstand als Ein-
zelhauser oder Doppelhdauser zu errichten.

Die zulassigen uberbaubaren Grundstiicksflachen sind durch die Baugrenzen definiert.
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO als untergeordnete bauliche
Anlagen und Einrichtungen, die dem Nutzungszweck der im Baugebiet gelegenen
Grundstiicke oder des Baugebiets selbst dienen und gebietsvertréglich sind, sind allge-
mein zulassig und werden auch auf den nicht iberbaubaren Grundstiicksflachen gemarf3
§ 23 Abs. 5 BauNVO zugelassen.

Stellplatze, Garagen und Carports
(8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)

Garagen und Carports (Uberdachte Stellplatze) sowie Stellplatze kénnen innerhalb der
Baugebietsflachen angeordnet werden.

Garagen und Carports (Uberdachte Stellplatze) sowie Stellplatze kénnen innerhalb der
Baugebietsflachen angeordnet werden. Garagen haben einen Abstand von mindestens
5,00 m und Carports von mindestens 3,00 m zu 6ffentlichen Verkehrsflachen, gemessen
von der Stral3enbegrenzungslinie, einzuhalten.

Zur Ausweisung der Stellplatze kann die Vorgartenzone verwendet werden. Die Breite
der Stellflachen einschlielich der Garagenzufahrten darf jedoch 60 % der Stral3enlange
des Baugrundsticks nicht tberschreiten.

Mit einer Zahl von mindestens 2 Stellplatzen oder Garagen/Carports pro Wohneinheit
wird die nachzuweisende Anzahl festgesetzt.

Hochstzulassige Zahl der Wohneinheiten in Wohngebauden
(8 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Je Wohneinheit ist eine Grundstiicksflache von 175 m2 nachzuweisen.

ERSCHLIESSUNG

Verkehrsflachen
(8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die Wohnbauflache wird Uber einen neuen StralRenanschluss am suddstlichen Rand des
Plangebietes an das ortliche StralBennetz angebunden. Die Fuhrung der StralRe beriick-
sichtigt einen ErschlieBungsansatz fur die Erweiterung des Baugebietes im Rahmen der
Ausweisung im Flachennutzungsplan.

Die innere ErschlieBungsstraRe mit Verbindung zu dem bestehenden Baugebiet ,Am
Keilrain® ist mit einem Ausbauquerschnitt von 10,00 m vorgesehen. Das StralR3enprofil ist
aufgeteilt in eine StralRenbreite von 5,50 m zuziiglich 0,50 m Schrammbord und einen
4,00 m breiten Gehweg. Die Einzelbdume mit den Pflanzflachen unterbrechen die befes-
tigte Gehwegflache, gliedern und gestalten den Strallenraum. Die Festsetzung der
Baume im offentlichen Raum ermdoglicht eine artgemalie Entwicklung, um so die ge-
wlnschte gestalterische und 6kologische Wirkung zu erreichen.

In Ergadnzung des stral3enbegleitenden Gehweges verlaufen innerhalb der Bebauung
FuRwege mit Grunstreifen zur Verbesserung der ful3laufigen Erreichbarkeit.
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6.2 Ver- und Entsorgung

Trink- und Loschwasserversorgung
Im Zuge der ErschlieBung des geplanten Wohngebietes erfolgt ein Anschluss an die
bestehende Wasserleitung in der Laudenbacher Stral3e.

Die wasserrechtliche Erlaubnis zur Trinkwasserversorgung wurde mit Bescheid vom
23.03.2017 zunachst bis Ende 2020 befristet. Der Bescheid ist auf die bisherigen Ent-
nahmemengen begrenzt, die einzuhalten sind.

Zur Sicherung der Trinkwasserversorgung wird derzeit das Wasserdargebot im Raum
Schollkrippen beurteilt und untersucht, welche weiteren Gewinnungsmoglichkeiten be-
stehen. In der Dokumentation sind der Anschluss des Ortsteiles Hofstadten an den
Zweckverband Fernwasserversorgung Spessartgruppe zur Entlastung des Gemeinde-
netzes und Mehrentnahmen aus den Wasserfassungen im Laudenbachtal als MaRRnah-
men zur Deckung des erforderlichen Wasserbedarfs dargestellt.

Die Léschwasserversorgung ist entsprechend den Vorgaben der Arbeitsblatter W 405
des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches (DVGW) sicherzustellen und bei
der weiteren ErschlieBungsplanung zu beachten.

Elektrizitat und Telekommunikation

Versorgungstrager fir die Stromversorgung ist die Bayernwerk Netz GmbH.

Die erforderlichen Leitungen fir die Versorgung des Gebietes mit Elektrizitat und Tele-
kommunikation kénnen innerhalb des 6ffentlichen Stralenraumes verlegt werden.

Abwasserbeseitigung

Die Entwasserung des geplanten Baugebietes ,Am Keilrain“ (Bauabschnitt 2) erfolgt im
Trennsystem und entspricht der Abwasserkonzeption des Bauabschnittes 1.

Das anfallende Niederschlagswasser wird getrennt vom Schmutzwasser abgefiihrt. Die
Regenwassermengen werden uber ein Regenriickhaltebecken in Form eines Stauraum-
kanals DN 1200 mit 54 m Lange gedrosselt und der bestehenden Regenwasserkanali-
sation in der Laudenbacher Straf3e zugefihrt und in die Kahl eingeleitet.

Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass Dachdeckungen mit unbeschichtetem Kupfer,
Zink oder Blei nicht zulassig sind.

Der Nachweis einer erlaubnispflichtigen Einleitung von gesammeltem Niederschlags-
wasser in die Kahl als oberirdisches Gewasser erfolgt anhand des Merkblattes DWA-M
153 ,Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser”.

Die Schmutzwasserkandle aus dem Baugebiet schlieen an die Bestandskandle
~Schmutzwasser” in der Laudenbacher Straf3e an.

Eine gegebenenfalls erforderliche Anpassung der wasserrechtlichen Erlaubnis und die
Leistungsfahigkeit der von der Baugebietserweiterung betroffenen Bestandskanéle wer-
den im Rahmen der Genehmigungsplanung fir das wasserrechtliche Verfahren gepriift
und bei Bedarf entsprechende Sanierungsmalinahmen ergriffen.

Abfallentsorgung
Zusténdig fur die Abfallentsorgung im Gemeindegebiet ist der Landkreis Aschaffenburg.

BP-8620-BG
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NATUR UND UMWELT

Griunflachen
(8 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Die Uberwiegend offentlichen Griinflachen sind ein Beitrag zum Ausgleich der Verande-
rung des Ortsrandes und Gestaltung der Ubergange zur angrenzenden Nutzung.
Zwischen dem teilweise bereits bebauten Bauabschnitt 1 ,Am Keilrain* und dem geplan-
ten Bauabschnitt 2 wird ein Spielplatz angelegt.

MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft
(8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

7.2.1 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Ausgleichsflachenbedarf

Mit der Aufstellung des Bebauungs- und Grinordnungsplanes ,Am Keilrain — 1. Erweite-
rung” sind Eingriffe in die Landschaft verbunden, die zu Veranderungen und Beeintrach-
tigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftshildes fuhren.

Erforderlich sind Flachen und MafRnahmen zum Ausgleich nach der naturschutzrechtli-
chen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung.

Eingriffsschwere:

Fir das Wohngebiet WA 1 ist eine Grundflachenzahl (GRZ) von max. 0,35 festgesetzt.
Somit entspricht die Eingriffsschwere dem Typ B mit einem niedrigen bis mittleren Ver-
siegelungs- bzw. Nutzungsgrad.

Das Gebiet WA 2 wird entsprechend dem hoheren Nutzungsgrad (GRZ > 0,35) dem Typ
A mit einem héheren Versiegelungsgrad zugeordnet.

Die Auswirkungen durch die Realisierung des Vorhabens werden durch folgende Mal3-
nahmen vermieden bzw. verringert:
»  Erweiterung eines bestehenden Baugebietes, dadurch kein neuer Siedlungs-
ansatz in der Landschatft
»  Erhalt von Gehdlzen und Baumgruppen
* Reduzierung des Versiegelungsgrades
*  Verwendung von versickerungsfahigen Belagen
*  Eingrunung des StraRenraumes und der Fuliwege
* Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers in den Vorfluter

Bei dem Plangebiet handelt es sich um Grinland.
Nach der Beeintrachtigungsintensitat und aufgrund der festgesetzten MalRBhahmen zur

Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen wird
aus der Spanne der Kompensationsfaktoren der Wert 0,5 bestimmt.
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Eingriffsbereich:

Eingriffsbereich sind die Wohnbauflache und die ErschlieBungsstral3e, die Geh- und
FuRwege sowie der Wirtschaftsweg.

Allgemeines Wohnbaugebiet 12.235 mz

Verkehrsflache

ohne Laudenbacher Strafle

(bereits versiegelte Flache) 3.265 m?
15.500 m2

Erforderliche Ausgleichsflache
15.550 m2 x 0,5 7.750 m2

Eingriffskompensation
Die Ausgleichsflachen und MalBnahmen kénnen innerhalb des Plangebietes nur zum
Teil nachgewiesen werden.

Interne Ausgleichsflachen
Die internen Ausgleichsflachen bestehen aus vier Teilflachen.

Ausgleichsflachen Al, A2, A3 und A4
Folgende Bdschungsflachen entlang der StaatsstrafRe werden zum Ausgleich herange-
zogen:

Al -  FILNr. 3614 231 m2
A2 - Teilflache FI.Nr. 2731/1 (Laudenbacher Stral3e) und
Teilflache FI.Nr. 3610 678 m?2

Die Abschirmung der Bebauung und Einbindung in den Landschaftsraum
wird am 6stlichen neuen Ortsrand durch 6ffentliche Grinstreifen gebildet.

A3 -  Teilflachen FI.Nr. 3604 und 3607 240 m2
A4 -  Teilflachen FI.Nr. 3607 und 3607/1 191 m?
1.340 m2

Anrechenbar ist jeweils ein Flachenanteil von 50 %. Somit umfassen die internen Aus-
gleichsflachen 670 m2. Es verbleibt ein Defizit von etwa 7.080 m2
7.750 m? (Ausgleichsbedarf) abziiglich 670 m2 = 7.080 m2

Externe Ausgleichsflache A5

Zum Ausgleich des ermittelten Defizits sieht die Markigemeinde die Zuordnung einer
Teilflache der MalRnahmen auf der Ausgleichsflache FI.Nr. 5915/1 vor. Das Flurstiick
liegt sudlich der Laudenbacher Straf3e/St 2305 zwischen Schéllkrippen und Kleinkahl.
Es handelt sich um eine 22.270 m2 grol3e Weide am Hang, die teilweise von Gehdlzen,
darunter verschiedene Obstgehdlze, eingerahmt ist. Der Geholzstreifen im Norden der
Flache soll in Richtung Westen erweitert werden zur Anpflanzung weiterer Hecken und
Feldgehdlze. Im 6stlichen Bereich ist als Ausgleichsmal3nhahme die Anlage einer grof3e-
ren Streuobstwiese aus (Wild-)Obstbaumen (einheimische, standortgerechte Arten) vor-
gesehen.

Zum Ausgleich geeignet ist eine Flache von insgesamt 8.275 m2,

Dem Bebauungsplan wird eine Ausgleichsflache von 7.080 m2 zugeordnet.
Folgende Pflanzqualitaten sind einzuhalten:
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Hochstamme: 2-3 x verpflanzt, Stammumfang von mindestens 16 — 18 cm

Obstbaume: 2 x verpflanzt, Stammumfang von mindestens 12 — 14 cm
Heister: 2-3 x verpflanzt, Hohe mindestens 150 cm
Straucher: 2-3 x verpflanzt, H6he mindestens 100 cm.

Die Stamme von Hochstdmmen und flachige Gehdlzpflanzungen sind vor Wildverbiss zu
schutzen.

PflegemalRnahmen:
Die vorgesehenen Obstbaumpflanzungen sind durch fachgerechten Pflegeschnitt und
sachkundige Pflege fur mindestens 20 auf die Pflanzung folgende Jahre zu betreuen.

Zusammenstellung der Ausgleichsflachen:

Ausgleichsflachen 1, 2, 3und 4 670 m?
Ausgleichsflache 5 7.080 m?
Gesamtflache 7.750 m2

Die zu erwartenden Eingriffe in den Naturhaushalt kbnnen mit diesen Ausgleichsmal3-
nahmen soweit ausgeglichen werden, dass nach deren Abschluss keine erheblichen
oder nachteiligen Beeintrachtigungen verbleiben.
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7.2.2 Spezielle artenschutzrechtliche Prifung — saP und Vorgaben

Fur das Gebiet wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Priifung durch die Planungs-
gruppe Natur & Umwelt (PGNU), Hamburger Allee 45, 60486 Frankfurt a. Main, durch-
gefuhrt.

Zur Erfassung des Lebensraumpotenzials fir relevante Artengruppen und daraus fol-
gend die Abschatzung mdoglicher artenschutzrechtlicher Auswirkungen erfolgte eine Be-
gehung. Die Konfliktanalyse basiert auf einer worst-case-Betrachtung. Die Ergebnisse
sind in dem Prifbericht vom 15.12.2017 zusammengefasst, die dem nachfolgenden
Auszug aus dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (saP) zu entnehmen sind.

Gutachterliches Fazit

Relevante Strukturen aus artenschutzrechtlicher Sicht sind dltere Obstbaume mit Baum-
hohlen, die Gartenhiitten und diverse Béschungen und Sdume mit potenziellen Sonn-
und Versteckplatzen (Holz- und Steinhaufen).

Insgesamt wurden im Zuge der Erfassung 14 Vogelarten nachgewiesen. Fir weitere 17
Arten bestehen potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestétten im Gebiet. Folgende Vogel
stehen auf der Roten Liste oder weisen einen ungunstigen Erhaltungszustand in Bayern
auf, so dass sie einer vertiefenden Art-flr-Art-Prifung zu unterziehen sind: Feldsperling,
Gartenrotschwanz, Goldammer, Haussperling, Klappergrasmiicke und Steinkauz. Da es
sich um Gebaude- und Hohlenbruter sowie Bewohner von Hecken in der Agrarland-
schaft handelt, sind verschiedene MaRRhahmen erforderlich, um den Verlust potenzieller
Fortpflanzungs- und Ruhestatten auszugleichen.

Bei der Begehung gelangen keine indirekten Hinweise auf Fledermaus-Vorkommen.
Gleichwohl weisen die Gartenhitten und Obstbaume Quartierpotenziale fir Arten wie
Zwerg- und Breitfligelfledermaus, Graues Langohr, Bartfledermaus (vorwiegend Ge-
baude) und Fransenfledermaus, Rauhautfledermaus, Braunes Langohr oder Klein-
abendsegler (vorwiegend Baumhohlen) auf. Deshalb sind hier Malinahmen erforderlich,
um Ersatzquartiere anzubieten.

Die Saum- und Bdschungsstrukturen sind potenziell als Lebensraum der Zauneidechse
geeignet. Um das Eintreten der Verbotstatbestédnde zu vermeiden, sind die Anlage ge-
eigneter Ersatzhabitate und die Umsiedlung der Lokalpopulation noétig. Aufgrund des
gof. groBeren Aufwands wird dringend angeraten, im Frihjahr 2018 abschlieend zu
klaren, ob das Plangebiet tatsachlich von der Art besiedelt wird. Nur dann sind die hierzu
formulierten MafRnahmen zur Vermeidung und zur Kompensation umzusetzen.

Ein Vorkommen der Wiesenknopf-Ameisenblaulinge kann aufgrund des Fehlens der
Raupenfutterpflanze GroRRer Wiesenknopf mit Sicherheit ausgeschlossen werden. Sons-
tige artenschutzrechtlich relevante Arten aus anderen Tiergruppen wurden nicht gefun-
den.

Das Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnden kann bei Berticksichti-
gung von MalBhahmen zur Vermeidung und zur Sicherung der kontinuierlichen dkologi-
schen Funktionalitat (vorgezogene Ausgleichsmafihahmen) ausgeschossen werden. Im
Hinblick auf die Beriicksichtigung der artenschutzrechtlichen Anforderungen wird auf die
artenschutzrechtliche Prifung sowie auf den in der vorliegenden Begriindung enthalte-
nen Umweltbericht verwiesen.
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7.2.3 Boden- und Grundwasserschutz

7.3

Hinsichtlich der langfristigen Trinkwassersicherung ist die mit der Flachenversiegelung
infolge der geplanten Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubil-
dungsrate von zunehmender Bedeutung. Die Inanspruchnahme von Bodenflache kann
die Speicherfahigkeit sowie die Filter- und Pufferfunktionen beeintrachtigen.

Der Bebauungsplan enthéalt daher Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung
von zu befestigenden Flachen zu minimieren, insbesondere durch die Vorgabe zur was-
serdurchlassigen Ausfiihrung von Stellflachen und Zufahrten (beispielsweise Drainpflas-
ter, Rasenfugenpflaster, Rasengittersteinen, lediglich befestigte Fahrspuren).

Im Weiteren wird auf Art. 7 Abs. 1 BayBO verwiesen:

Die nicht mit Geb&uden oder vergleichbaren Anlagen tuberbauten Flachen der bebauten

Grundsticke sind

1. wasseraufnahmefahig zu belassen oder herzustellen und

2. zu begrinen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen
zulassigen Verwendung der Flachen entgegenstehen.

Den Bauvorlagen ist ein Freiflachengestaltungsplan fur das Gesamtgrundstiick beizufi-
gen.

Pflanzgebote, Bindungen fiir Bepflanzungen und fir die Erhaltung von Baumen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
(8 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Pflanzungen von Strallenbdumen

Baume haben einen hohen 6kologischen Wert und eine gestalterische Wirkung. Der
offentliche StralRenraum ist durch hochstdmmige standortgerechte heimische Laubb&u-
me zu gliedern.

Hausbaum
Auf den Baugrundstiicken ist jeweils mindestens ein hochstdammiger heimischer Laub-
baum als Hausbaum zu pflanzen. Ab 500 m2 GrundstiicksgroéR3e ist ein weiterer Baum
vorzusehen.

Randeingrinung

Das Wohnbaugebiet ist zur freien Landschaft durch Baum- und Strauchgruppen mit
heimischen standortgerechten Gehélzen zu begriinen, um den neu gebildeten Ortsrand
einzufiigen und die bauliche Erg&nzung von dem Aul3enbereich abzugrenzen.

Die Festsetzung als offentlicher Grunstreifen schafft die Voraussetzungen fir die Um-
setzung einer wirksamen Eingrinung.

Grinstreifen entlang der FuRwege

Zur Gestaltung der FulRwegverbindungen werden begleitende bepflanzte Grinstreifen
angelegt.
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Erhaltung von Gehdlzen
Ziel ist es, den Gehdlzbestand im Bereich der Boschung an der Laudenbacher Stral3e
soweit wie mdglich zu erhalten.

17 -

Der Bebauungsplan enthélt Pflanzbeispiele fir standortgerechte heimische Baume,
Straucher und Kletterpflanzen.

Bei den Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die erforderlichen Schutzstreifen
zu den Telekommunikations- und Versorgungsanlagen eingehalten oder Schutzmalf3-
nahmen fir die Anlagen vorgesehen werden.

IMMISSIONSSCHUTZ

Am sidlichen Rand des Baugebietes verlauft die Staatsstrafl3e 2305.

Berechnung des Beurteilungspegels nach DIN 18005

Spalte 1 2 ‘ 3

Zeile VERKEHRSWEG Staatsstral3e 2305
tags ‘ nachts

1 Zahlstelle 58219401

2 DTV 2015 Kfz/24h 3644

3 DTV 2015 Kfz/h 201 25

4 LKW-Anteil p % 3,6 4,2

5 M 2030 = DTV Kfz/h 223 28

6 L m2s dB 61,91 53,06

7 AL gy =<5% dB 0

8 AL syo Asphaltbeton dB -0,5

9 AL, 50 km dB -538  |-502

10 AL ¢ dB 0

11 Lw dB 5627  |47,54

Baugrenze 8 m (FI.

Nr. 3611) zur Mitte der Laudenbacher StralRe

12 Als 8m dB + 5,85

dB 6212 53,39
Baugrenze 25 m zur Mitte der Laudenbacher Stral3e
13 ALs 25m dB +/-0

dB 5627 47,54
Baugrenze 50 m zur Mitte der Laudenbacher Stral3e
14 AlLs 50 m dB - 3,86

dB 5241  |43,68
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Nach DIN 18005 Teil 1, Beiblatt 1 sind folgende schalltechnischen Orientierungswerte in
einem allgemeinen Wohngebiet (WA) zu beachten, um eine angemessene Berilicksichti-
gung des Schutzes vor Larmbelastungen zu erfillen:

tags55 dB und nachts 45/40 dB

Bei zwei angegebenen Nachtwerten gilt der niedrigere fiur Industrie-, Gewerbe- und
Freizeitlarm, der hohere fur Verkehrslarm.

Im Ergebnis wird festgestellt, dass im Bereich der stdlichen Bauzeile die schalltechni-
schen Orientierungswerte sowohl fir den Tagzeitraum als auch den Nachtzeitraum
Uberschritten werden.

Bei Uberschreitung der schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 miissen
passive SchallschutzmalBnahmen durchgefihrt werden. Fir Aul3enbauteile von Aufent-
haltsraumen — mit Ausnahmen von Kiichen, Badern und Hausarbeitsraumen — sind un-
ter Berlicksichtigung der unterschiedlichen Raumarten oder Raumnutzungen mind. die
in Tab. 7 des Teils 1 der DIN 4109 vom Januar 2018 fur den betreffenden Larmpegelbe-
reich aufgefuihrten Anforderungen der Luftschalldammung einzuhalten. Die Schlafraume
sollten mdglichst schallabgewandt orientiert werden. Dort wo dies nicht méglich ist, sind
in die Schlafriume schallgedammte LUftungseinrichtungen einzubauen. Die schallge-
dammten Liftungen missen den Anforderungen an die Luftschallddmmung der jeweili-
gen Fenster entsprechen.
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BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(8 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)

Dachformen

In dem Plangebiet werden neben der klassischen Form des Satteldachs auch das ge-
genlaufig héhenversetzte Pultdach zugelassen. Die Wirkung der geneigten Dachflachen
soll sich mit Blick auf die Gesamtwirkung des Ortshildes an der Dachlandschaft der an-
grenzenden Ortslage orientieren.

Die Dachneigung wird mit 30° bis 46° festgesetzt.

Bei hohenversetzten Pultdachern darf der First die Wandhéhe um maximal 6,00 m tber-
schreiten.

Dachgauben, Quer- und Zwerchgiebel
Hinsichtlich der auf3eren Gestaltung der Gebaude enthalt der Bebauungsplan Vorgaben
zu Dachaufbauten, Quer- und Zwerchgiebeln.

Dacheindeckung
Dacheindeckung in gedecktem Farbton. Glanzende Materialien sowie grelle Farben
werden nicht zugelassen.

Einfriedungen

Einfriedungen von Grundstuicken sind bis zu einer Héhe von 1,30 m zulassig, davon
Sockelmauern bis 0,40 m.

Sichtschutzzaune werden bis zu 1,80 m Ho6he und einer Lange von jeweils 5,00 m an
den seitlichen und riickwértigen Grundstiicksgrenzen zugelassen.

Mobilfunkanlagen

Mobilfunkanlagen als gewerbliche Anlagen werden nach § 1 Abs. 6 und 9 BauNVO nicht
als Ausnahme zugelassen, um das Ortsbild und das Landschaftsbild am Ortsrand nicht
zu beeintrachtigen.
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HINWEISE

Der Bebauungsplan enthalt auch Hinweise auf:

Vorgeschlagene Standorte fir die Wohngebaude und die Garagen

Abstandsflachenregelung
Die Abstandsflachentiefen werden nach den Bestimmungen des Artikels 6 der
Bayer. Bauordnung (BayBO) geregelt.

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
Fur den Bebauungsplan ist die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) mal3gebend.

Schalltechnischer Orientierungswert nach DIN 18005, Teil 1, Beiblatt 1
Allgemeines Wohngebiet — WA — tags 55 dB, nachts 45/40 dB.

Bei zwei angegebenen Nachtwerten ist der niedrigere auf Industrie- und Gewerbe-
larm, der héhere auf Verkehrslarm bezogen.

StaatsstralRe 2305

Auf die von der Staatsstralie 2305 auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen,
insbesondere den Verkehrslarm, wird hingewiesen. Forderungen hinsichtlich
Schutzmal3Bnahmen (sowohl aktiver als auch passiver Larmschutz) kénnen gegen-
Uber dem Stral3enbaulasttrager weder derzeit noch in Zukunft geltend gemacht
werden.

Es wird empfohlen, durch geeignete Grundrissgestaltung die ruhebedurftigen Wohn-
und Schlafraume zur larmabgewandten Gebaudeseite anzuordnen.

Immissionen
An das Wohngebiet grenzen landwirtschaftliche Flachen an. Es wird auf die
auf das Gebiet einwirkenden Immissionen (Larm Staub, Geruch) hingewiesen.

Bodenfunde und Denkmalschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und seiner unmittelbaren Umgebung
sind keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmalern bekannt.
Vorsorglich wird jedoch auf die Beachtung des Art. 8 Abs. 1 und 2 Denkmalschutz-
gesetz (DSchG) mit der Meldepflicht und dem Verhalten bei Funden von
Bodendenkmalern hingewiesen.

Bergbau

Bei Baugrunduntersuchung und Bauaushub ist ein moglicher Altbergbau zu
berticksichtigen und bei auftretenden Hinweisen auf alten Bergbau ist das Berg-
amt Nordbayern zu informieren.

Bbéschungen

Boschung sind 1:1,5 oder flacher anzulegen und nach den im Plan angefiihrten
Artenbeispielen zu bepflanzen.
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Entwasserung

Die Entwasserung erfolgt im Trennsystem.

Oberflachen-, Dach-, Quell- und Dransammelwasser dirfen nicht an den
Schmutzwasserkanal DN 200 angeschlossen werden.

Das Niederschlagswasser wird Uber eine Rickhalteanlage in Form eines Stau-
raumkanals SRK DN 1200 gedrosselt zur Trennkanalisation in der Laudenbacher
Stral3e und Uber die bestehende Regenwasserkanalisation in die Kahl einge-
leitet.

Dacheindeckungen mit unbeschichtetem Kupfer, Zink oder Blei sind nicht
zugelassen.

Der Nachweis einer erlaubnispflichtigen Einleitung von gesammeltem Nieder-
schlagswasser in die Kahl erfolgt anhand des Merkblattes DWA-M 153
~-Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser".

Schichten- und Hangdruckwasser, Oberflachenwasser
Gegen Oberflachenwasser, Schichten- und Hangdruckwasser sind bei den
Bauvorhaben geeignete Vorkehrungen zu treffen.

Zisternen

Als MaRnahme zum Schutz von Boden und Natur wird empfohlen, das auf

den Dachflachen anfallende Niederschlagswasser in Zisternen aufzufangen
und als Brauchwasser im Haushalt und zur Gartenbewéasserung zu nutzen.

Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser

Unter Einhaltung der Bestimmungen der Niederschlagswasserfreistellungs-
verordnung (NWFreiV) ist die Versickerung von gesammeltem Niederschlags-
wasser wasserrechtlich erlaubnisfrei.

Bodenschutz

Vor Beginn der baulichen Arbeiten auf dem Grundstick ist der Oberboden
abzutragen, seitlich zu lagern und nach Abschluss der Baumafl3nahme wieder
einzubauen. Bei einer flachenhaften Ausbringung von nicht mehr benétigtem
Oberboden in der heimischen Landwirtschaft zur Bodenverbesserung missen
zwingend die Voraussetzungen des 8§ 12 der Bundesbodenschutzverordnung
(BBodSchV) erfiillt sein.

Regenerative Energien

Empfohlen werden die Beheizung und die Warmwasserversorgung der Geb&aude
mit regenerativen Energien (wie z.B. Solarenergie, Aul3enluft) sowie Photovoltaik-
anlagen.
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NUTZUNG UND GROSSE DES PLANGEBIETES

Flachen Planung

Plangebiet 20.870 m?
Allgemeines Wohngebiet (WA) 12.235 m?
Grunflachen 3.215 m?
Verkehrsflachen 5.420 m?

UMWELTBERICHT

Einleitung
Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele der Planung

1.1.1 Ziele der Planung

Das Planziel des Bebauungsplanes ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebie-
tes gemal 8 4 BauNVO sowie die Sicherung der zugehorigen Erschlie3ung.

Mit der Aufstellung des Bebauungs- und Griinordnungsplanes soll eine geordnete stad-
tebauliche Entwicklung erméglicht und dem Bedarf an erganzenden Wohnbaugrundsti-
cken entsprochen werden. Eine Erganzung der vorhandenen Wohnbebauung bietet sich
an, da der Bereich Uber eine neue Anbindung an die bestehenden Verkehrswege er-
schlossen und der Ortsrand im Zuge der Planung stadtebaulich erganzt und bedarfsori-
entiert entwickelt werden kann.

1.1.2 Angaben Uber Standort, Art und Umfang des Vorhabens

Das Plangebiet befindet sich am nordgstlichen Ortsausgang von Schollkrippen zwischen
dem neuen Wohngebiet ,Am Keilrain“ und der Laudenbacher Stral3e / St 2305. Der Ost-
liche Planungsbereich ist umgeben von Grinland und Ackerflachen.

Der raumliche Geltungsbereich umfasst eine Flache von insgesamt rd. 2,1 ha.

1.1.3 Beschreibung der Festsetzungen des Planes

Entsprechend des Planziels wird ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt.
Die Grundflachenzahl (GRZ) wird auf max. 0,35 im WA 1 und auf max. 0,4 im WA 2, die
Geschossflachenzahl (GFZ) auf max. 0,8 bzw. 1,2 festgesetzt.

1.1.4 Bedarf an Grund und Boden

Der Geltungsbereich umfasst eine Flache von rd. 2,1 ha (20.870 m?). Hiervon entfallen
auf das Allgemeine Wohngebiet rd. 1,2 ha (12.235 m?), auf die Verkehrsflachen 0,5 ha
(5.420 m2, einschliellich bestehende Verkehrsflache) sowie auf Griunflachen 0,3 ha
(3.215 m?).
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Beriicksichtigung umweltrelevanter Ziele aus einschlagigen Fachgebieten und
Fachpléanen

Raumordnung und Landesplanung

Die Marktgemeinde Schollkrippen liegt gemal Landesentwicklungsprogramm (LEP) und
Regionalplan Bayerischer Untermain (RP 1) im Verdichtungsraum. Der Regionalplan
weist Schollkrippen gemaR Ziel A V 2 als Unterzentrum aus. Bis zur Anpassung des Re-
gionalplans wird das Unterzentrum einem Grundzentrum gleichgestellt.

Aufgrund der Lage im Verdichtungsraum ist die Wahrnehmung der Wohnfunktion zu
gewahrleisten (Grundsatz 2.2.7 LEP). Innerhalb des Verdichtungsraumes soll die Sied-
lungstatigkeit bevorzugt in den Zentralen Orten (B 1l 1.4 RP 1) erfolgen.

Die geplante Siedlungsentwicklung entspricht den Zielen des Landesentwicklungspro-
grammes mit der Weiterentwicklung einer bestehenden Siedlungsstruktur, Anbindung an
den Baubestand und Mitnutzung bestehender Infrastrukturen sowie den Zielen des Re-
gionalplanes (Ziel 3.3 LEP, Ziele B Il 2.1 und 2.2 RP 1).

Flachennutzungsplan

In dem Flachennutzungsplan mit Landschaftsplan einschlieRlich der Anderungen sind
die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegenden Flachen als ,Allgemeines
Wohngebiet* nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO dargestellt.

Denkmalschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine konkreten Hinweise auf die Exis-
tenz von Bodendenkmalern bekannt. Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass eventu-
ell zu Tage tretende Bodendenkmaler der Meldepflicht an das Bayerische Landesamt fr
Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehérde gemafl Art. 8 Abs. 1 und 2
Denkmalschutzgesetz (DSchG) unterliegen.

Art und Menge sowie Vermeidung von Emissionen von Schadstoffen, Larm, Er-
schitterungen, Licht, Warme und Strahlung sowie der Verursachung von Belasti-
gungen

Das Anderungsgebiet befindet sich angrenzend an ein Wohngebiet. Da die Planung
auch Wohnbebauung vorsieht, ergeben sich aus der fur das Plangebiet vorgesehenen
Nutzung als Allgemeines Wohngebiet fir die benachbarten Bereiche keine erheblichen
nachteiligen Auswirkungen.

Art und Menge der erzeugten Abfalle und ihrer Beseitigung und Verwertung sowie
sachgerechter Umgang mit Abféllen und Abwassern

Die im Bereich des Plangebietes anfallenden Abféalle missen ordnungsgemaf entsorgt
werden. Uber die tblichen, zu erwartenden Abfélle hinausgehend sind derzeit keine aus
der kiinftigen Nutzung entstehenden Sonderabfallformen abzusehen.

Die entstehenden Schmutzwassermengen werden Uber den geplanten Schmutzwasser-
kanal an die Bestandskanéle in der Laudenbacher Straf3e angeschlossen.

Risiken fur die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt (z.B.
durch Unfalle oder Katastrophen)

Bei der Umsetzung der Planung sind keine Risiken fir die menschliche Gesundheit, das
kulturelle Erbe oder die Umwelt zu erwarten.

Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete un-
ter Bericksichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme bzgl. Gebieten mit
spezieller Umweltrelevanz oder bzgl. der Nutzung von natiirlichen Ressourcen
Eine Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete
kommt nicht in Betracht.

BP-8620-BG



1.7

1.8

-24 -

Auswirkungen der Planung auf das Klima (z.B. Art und Ausmald der Treibhaus-
gasemissionen) und der Anfalligkeit der geplanten Vorhaben gegentiber den Fol-
gen des Klimawandels

Die Umsetzung der Planung hat keine Auswirkungen auf das Klima.

Eine Anfalligkeit gegentiber den Folgen des Klimawandels ist derzeit nicht erkennbar.

Eingesetzte Techniken und Stoffe
Fur die mogliche bauliche Entwicklung innerhalb des Geltungsbereiches des Bebau-
ungsplanes werden nur allgemein Ublich verwendete Techniken und Stoffe eingesetzt.

Auswirkungsprognose

Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen einschlie3lich der Prog-
nose bei Durchfihrung der Planung

Schutzglter Boden und Wasser

Durch die Uberbauung mit Gebauden einschlieBlich der Nebenanlagen sowie Stellplit-
zen und Zufahrten werden die bestehenden Bodenfunktionen und -strukturen durch den
Abtrag des Oberbodens, Umbau des Bodens und durch Versiegelung dauerhaft bean-
sprucht und erheblich verandert. Der Boden verliert in den versiegelten Bereichen seine
Versickerungs- und Speicherfunktion. Diese Versiegelung und Uberbauung fiihrt auch
zu einer Verringerung der Grundwasserneubildungsrate sowie der Versickerungs- und
Verdunstungsrate. Die Eingriffswirkungen der Planung auf die Schutzgiter Boden und
Wasser sind von mittlerer Intensitat.

Schutzguter Klima und Luft

Uber den Griinland- und Ackerflachen bildet sich nachts Kaltluft, die hangabwérts in die
Kahlaue und zu den Siedlungsflachen abfliel3t. Das Plangebiet nimmt nur einen kleinen
Teil der landwirtschaftlichen Flachen und somit auch der Kaltluftproduktionsflachen dst-
lich von Schollkrippen ein. Die kleinklimatischen Auswirkungen werden sich aufgrund
der Kleinflachigkeit vor allem auf das Plangebiet selbst konzentrieren und werden insge-
samt als gering bewertet.

Schutzguter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Fur das Gebiet wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Priifung durch die Planungs-
gruppe Natur & Umwelt (PGNU), Hamburger Allee 45, 60486 Frankfurt a. Main, durch-
gefuhrt.

Zur Erfassung des Lebensraumpotenzials fir relevante Artengruppen und daraus fol-
gend der Abschatzung mdglicher artenschutzrechtlicher Auswirkungen erfolgte eine Be-
gehung am 16.11.2017. Die Konfliktanalyse basiert auf einer worst case - Betrachtung.
Die Erhebungsergebnisse sind dem nachfolgenden Auszug ,Gutachterliches Fazit“ aus
dem artenschutzrechlichen Fachbeitrag (saP) zu entnehmen:

Relevante Strukturen aus artenschutzrechtlicher Sicht sind altere Obstbaume mit Baum-
hohlen, die Gartenhitten und diverse Béschungen und Saume mit potenziellen Sonn-
und Versteckplatzen (Holz- und Steinhaufen).

Insgesamt wurden im Zuge der Erfassung 14 Vogelarten nachgewiesen. Fir weitere 17
Arten bestehen potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestétten im Gebiet. Folgende Vogel
stehen auf der Roten Liste oder weisen einen ungtlinstigen Erhaltungszustand in Bayern
auf, so dass sie einer vertiefenden Art-flr-Art-Prifung zu unterziehen sind: Feldsperling,
Gartenrotschwanz, Goldammer, Haussperling, Klappergrasmiicke und Steinkauz. Da es
sich um Gebaude- und Hohlenbriter sowie Bewohner von Hecken in der Agrarland-
schaft handelt, sind verschiedene MaRRhahmen erforderlich, um den Verlust potenzieller
Fortpflanzungs- und Ruhestéatten auszugleichen.
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Bei der Begehung gelangen keine indirekten Hinweise auf Fledermaus-Vorkommen.
Gleichwohl weisen die Gartenhitten und Obstbaume Quartierpotenziale fir Arten wie
Zwerg- und Breitfligelfledermaus, Graues Langohr, Bartfledermaus (vorwiegend Ge-
baude) und Fransenfledermaus, Rauhautfledermaus, Braunes Langohr oder Klein-
abendsegler (vorwiegend Baumhohlen) auf. Deshalb sind hier Malihahmen erforderlich,
um Ersatzquartiere anzubieten.

Die Saum- und Boschungsstrukturen sind potenziell als Lebensraum der Zauneidechse
geeignet. Um das Eintreten der Verbotstatbestédnde zu vermeiden, sind die Anlage ge-
eigneter Ersatzhabitate und die Umsiedlung der Lokalpopulation nétig. Aufgrund des
ggf. groBeren Aufwands wird dringend angeraten, im Frihjahr 2018 abschlieRend zu
klaren, ob das Plangebiet tatsachlich von der Art besiedelt wird. Nur dann sind die hierzu
formulierten Malinahmen umzusetzen.

Ein Vorkommen der Wiesenknopf-Ameisenblaulinge kann aufgrund des Fehlens der
Raupenfutterpflanze GroRRer Wiesenknopf mit Sicherheit ausgeschlossen werden. Sons-
tige artenschutzrechtlich relevante Arten aus anderen Tiergruppen wurden nicht gefun-
den.

Die im § 44 BNatSchG benannten Schadigungs- und Stérungsverbote werden nicht er-
fullt, sofern die u. g. Konflikt vermeidenden Maflinahmen und CEF-Mal3nahmen umge-
setzt werden. Erfolgt eine entsprechende Umsetzung, so ist eine Ausnahmegenehmi-
gung nach 8§ 45 BNatSchG nicht erforderlich.

Schutzgut Landschaft

Die Landschaft wird vom Menschen als Landschaftsbild wahrgenommen. Wesentliche
Kriterien zur Beurteilung des Landschaftshildes sind seine Vielfalt, Eigenart und Schon-
heit.

Durch die Inanspruchnahme von freier Landschaft fir eine Bebauung wird ein Eingriff in
das Landschafts- und Ortsbild vorbereitet. Der zu untersuchende Landschaftsraum
weist jedoch nur entlang der Laudenbacher StralRe mit der lickig bewachsenen Bo-
schung eine wirksame naturnahe Landschaftsstruktur auf.

Das Landschafts- und Ortsbild konnte durch neue Baustrukturen verandert werden, die
nicht ortstypische Dimensionen und Proportionen aufweisen und sich deshalb nicht in
den ostlichen Ortsrand integrieren.

Im Bebauungsplan werden Festsetzungen zur Begrenzung der Hohen der Geb&ude und
Dachformen getroffen, so dass sich die baulichen Anlagen in den Ortsrand einfligen und
keine Beeintrachtigungen zu erwarten sind.

Schutzgut Mensch

Fur die Beurteilung des Schutzgutes Mensch steht die Wahrung der Gesundheit und des
Wohlbefindens im Vordergrund, soweit diese von Umweltbedingungen beeinflusst wer-
den. Bewertungskriterien sind die Wohn- und die Erholungsfunktion.

Das bisherige Griinland, das als Mahwiesen und in Teilen als Pferdekoppel genutzt wird,
besitzt nur einen geringen Wert zu Naherholungszwecken. Die Nahe zur Laudenbacher
Stral3e verringert zudem die Attraktivitat der Flache fur Zwecke der Naherholung.

Aufgrund der in der Umgebung zur Verfiigung stehenden Freiflachen ergeben sich keine
erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf den Aspekt Erholung. Das Plangebiet grenzt
an Wohngebiete an. Da die Planung auch Wohnbebauung vorsieht, ergeben sich aus
dieser Nutzung als allgemeines Wohngebiet fiir die Wohnqualitat der benachbarten Be-
reiche keine erheblichen Beeintrachtigungen.
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Mit der landwirtschaftlichen Nutzung im Westen des geplanten Wohngebietes ist eine
zeitweise Beeintrachtigung, z.B. durch Larm und Staub bei Bewirtschaftung und Geru-
che bei Dingung, verbunden. Diese sind jedoch als ortstiblich zu bezeichnen und hin-
zunehmen.

Ein Storfaktor stellt fir das Plangebiet die im Stden liegende Staatsstral3e dar, von der
insbesondere Larmimmissionen ausgehen.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter

Kultur- und sonstige Sachguter werden durch die Planung voraussichtlich nicht betrof-
fen. Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmaler aufgefunden werden, so ist dies unverziig-
lich der Unteren Denkmalschutzbehdrde oder dem Landesamt fir Denkmalpflege Bay-
ern anzuzeigen. Der Fund und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach
der Anzeige unverandert zu belassen. Ein entsprechender Hinweis ist im Bebauungs-
plan enthalten.

Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchfihrung der Planung

Bei Nichtrealisierung der Planung und der Erhaltung des gegenwartigen Zustands, d.h.
der Nutzung als Mahwiese und Pferdekoppel, sind im Plangebiet keine nachteiligen
Auswirkungen hinsichtlich der Schutzgiiter zu erwarten.

MaRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich von nachteiligen
Auswirkungen (einschlie8lich der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der
Bauleitplanung)

Die Belange des Umweltschutzes sind gemaR § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB bei der Aufstel-
lung der Bauleitplane und in der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berlicksichtigen.
Insbesondere sind auf der Grundlage der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gem.
§ la Abs. 3 BauGB und 88 14ff BNatSchG die Beeintrachtigungen von Natur und Land-
schaft, die im Rahmen der Bauleitplanung vorbereitet werden, zu beurteilen und Aussa-
gen zu ihrer Vermeidung, Verminderung bzw. ihrem Ausgleich zu treffen.

Vermeidungs- und Verringerungsmaflinahmen

Schutzglter Boden und Wasser

Um den mit Bodenversiegelungen verbundenen negativen Auswirkungen (Verringerung
der Grundwasserneubildung, Erhéhung des Oberflachenabflusses des Niederschlags-
wassers, Erhéhung des Spitzenabflusses des Vorfluters) entgegen zu wirken, beinhaltet
der Bebauungsplan folgende Festsetzungen und Hinweise:

Das Niederschlagswasser ist vorrangig auf den eigenen Grundstiicken breitflachig zu
versickern sowie in Zisternen aufzufangen und als Brauchwasser im Haushalt oder zur
Gartenbewasserung zu verwenden.

Die Festsetzung von wasserdurchlassigem Aufbau der Befestigung von Stellplatzflachen
und Zufahrten dient der Férderung von Grundwasserneubildung innerhalb des Bauge-
bietes.

Aus der Sicht des Bodenschutzes wird im Rahmen der Bauausfiihrung die folgende ein-
griffsminimierende MalRhahme empfohlen:

Vor Beginn der baulichen Arbeiten auf dem Grundsttick ist der Oberboden abzutragen,
seitlich zu lagern und nach Abschluss der Baumalinahme wieder einzubauen. Bei einer
flachenhaften Ausbringung von nicht mehr bendtigtem Oberboden in der heimischen
Landwirtschaft zur Bodenverbesserung ist zwingen § 12 der Bundesbodenschutzverord-
nung (BBodSchV) zu beachten.
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Darin sind die materiellen Anforderungen an das flachenhafte Auf- und Einbringen von
Bodenmaterial auf oder in den Boden enthalten. Zur Vermeidung einer nachtréglichen
Beseitigungsverpflichtung fir den Fall, dass die Voraussetzungen des § 12 BBodSchV
nicht vorliegen, wird daher empfohlen, die geplante flachenhafte Ausbringung vorher
beim Landratsamt Aschaffenburg — Untere Bodenschutzbehdrde — zur Prifung anzuzei-
gen.

Klima
Um den Anstieg der Durchschnittstemperatur entgegen zu wirken, sind die nicht tber-
bauten Flachen gértnerisch oder als natirliche Grinflache anzulegen.

Tiere und Lebensraume

Die spezielle artenschutzrechtliche Prifung kommt zu dem Ergebnis, dass die Verbote
des 8§ 44 Abs. 1 BNatSchG bei Berilicksichtigung der nachfolgend aufgefiihrten Mali3-
nahmen nicht berthrt werden:

Maflnahmen zur Vermeidung

Rodung von Geholzen aulRerhalb der Brutzeit

Um eine Totung von Jungvogeln oder die Zerstdrung von Eiern/Nestern vollkommen
auszuschlieRen, ist eine Rodung von Gehdlzen im Zeitraum gemal 8§39 (5) BNatSchG
vom 1.10. bis 28.02 durchzufihren. Adulte Vogel kénnen dem Eingriff zu jeder Zeit
rechtzeitig ausweichen.

Zusatzlich wird durch die Beschrankung des Rodungszeitraums das Totungs- sowie
auch Stoérungsrisiko fur Fledermause verringert, da dann die Fortpflanzungszeit voruber
ist und die meisten Arten sich in ihren Winterquartieren auf3erhalb des Eingriffsbereiches
befinden.

Baumhdohlenkontrolle

Im Vorfeld der Rodungen sind die vorhandenen Hohlenbdume auf Fledermausbesatz
mit Hilfe einer Endoskopkamera zu untersuchen. Unbesetzte Hohlen sind unmittelbar zu
roden oder durch Verschluss vor einer Besiedlung zu sichern. Bei einem Besatz ist die
Hohle durch einen sog. Einwegeverschluss so zu verschliel3en, dass Fledermause die
Hohle zwar wieder verlassen kdnnen, ein (Wieder-)Einflug von auf3en jedoch verhindert
wird. Die Rodung ist in diesem Fall zu verschieben bis die Hohle verlassen wurde.

Zeitraum Gebaudeabbruch

Abrissarbeiten sind in der Zeit von 1.11.-28.02. durchzufuhren, da hierdurch eine Tétung
von Jungvégeln bzw. die Zerstérung von Gelegen gebdudebritender Arten verhindert
wird. Auch die Totung von mdoglicherweise lbertagenden Flederméusen in den Spal-
ten/Nischen/Hohlen an der Aulienfassade kann hierdurch vermieden werden. Ist ein
Gebaudeabriss in diesem Zeitraum nicht mdglich, so ist eine Umweltbaubegleitung
(UBB) zwingend erforderlich (s.u.).

Umweltbaubegleitung (UBB)

Sollte ein Abriss der Gebdude im Zeitraum zwischen dem 1.11. und 28.02. nicht méglich
sein, so ist der Gebaudeabriss zum Schutz mdglicherweise lUbertagender Fledermause
bzw. Vogelbruten im Rahmen einer Umweltbaubegleitung (UBB) durch einen Biologen
zu begleiten. Hierbei sind unmittelbar vor dem Abriss geeignete Bereiche auf Fleder-
mausbesatz bzw. Vogelbruten zu tberprifen. Werden hierbei Fledermause bzw. bri-
tende Vogel festgestellt, so sind die Bauarbeiten zu stoppen, bis die Tiere das Gebaude
verlassen haben. Das Vorgehen ist mit der zustdndigen Naturschutzbehorde abzustim-
men.
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Umsiedlung Zauneidechse (falls Vorkommen bestatigt)

Zur Vermeidung des Totungsrisikos mussen im Bereich des Baufeldes vor Baubeginn
Reptilien, v.a. die Zauneidechse, gefangen und in einen entsprechend vorbereiteten Er-
satzlebensraum (s.u.) verbracht werden. Hierzu sind sog. Schlangenbretter als kinstli-
che Versteckplatze auszulegen. Wahrend der Aktivitdtsphase (je nach Witterung Anfang
April bis Ende September) sind die Flachen regelmalfiig zu kontrollieren. Es ist davon
auszugehen, dass nach der Fangperiode keine Reptilien mehr auf den Trassenflachen
vorkommen, sodass im Winter mit der Baufeldraumung begonnen werden kann.

Errichtung temporarer Schutzzaune (falls Vorkommen bestatigt)

Um eine Wiedereinwanderung von Reptilien, insbesondere der Zauneidechse, nach der
Umsiedlung (s.u.) zu vermeiden, sind zu Beginn der Aktivitatsperiode um den noch fest-
zulegenden Ersatzlebensraum fur die Dauer der Bauzeit ortsfeste, nicht tUberkletterbare
Kleintierschutzzaune (glatte Folie) zu errichten. Der Zaun bleibt wahrend der gesamten
Bauphase erhalten und wird regelmaRig auf seine Wirksamkeit tberpriift.

Maflnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen dkologischen Funktionalitat (CEF-
Maflnahmen, vorgezogene AusgleichsmalRnahmen i.S.v. § 44 Abs. 5 BNatSchG)

Ersatz Gebaudequartiere/Brutplatze von Flederméausen und Végeln

Durch die Rodung von 5 alteren Obstbaumen und den Abriss der Gartenhltten gehen
potenzielle Brutplatze von Haussperling und Hausrotschwanz verloren. Dieser Verlust ist
durch die Ausbringung von Ersatz-Nisthilfen zu kompensieren. Von daher sind im Um-
feld des Vorhabens zwei Steinkauzréhren, ein Sperlingskoloniekasten und zehn kiinstli-
che Nisthilfen fiir (Halb)H6hlenbriter anzubringen.

Um den Verlust potenzieller Spalten- und Hohlenquartiere von Fledermausarten auszu-
gleichen, ist die Anbringung von je drei speziellen Flachkésten und Hohlenkasten flr
Flederméuse an Gebauden bzw. Baumen im Umfeld des Vorhabens erforderlich. Eine
zusétzliche Integration von Nisthilfen fur Vogel und Flederm&use an den neu zu errich-
tenden Gebauden ware grundsatzlich zu begrufZen.

Die Auswahl von Art und Standort der Késten hat durch fachkompetentes Personal zu
erfolgen. Die Anbringung sollte bis zum Beginn der Abrissarbeiten erfolgt sein bzw. bei
einem Abriss im Winter bis zur darauffolgenden Aktivitatsphase (Flederméause) bzw.
Brutzeit (Haussperling).

Ersatzlebensraum Zauneidechse (falls Vorkommen bestétigt)

Grundsatzlich sind, um ein dauerhaftes Uberleben der Zauneidechse sicherzustellen,
geeignete Habitate bereit zu stellen und durch entsprechende Pflege dauerhaft zu erhal-
ten. Die Funktionalitéat der MalRnahme wird mittels eines ©kologischen Risikomanage-
ments (Monitoring) durch biologisches Fachpersonal gewéhrleistet.

Auf Ebene einer Potenzialabschatzung lassen sich der MaflRnahmenumfang und die
Verortung nicht abschlieBend klaren. Hierzu ist eine detaillierte Erfassung erforderlich.
Folgende MalRnahmenbestandteile sind stichpunktartig festzuhalten:

e Flachenbedarf von mind. 150 m?2 pro Individuum

e Anlage sogenannter ,Eidechsenlinsen* mit Sonn- und Versteckplatzen (aus Totholz)
sowie Strukturen fiir die Uberwinterung (frostfreie Quartiere) und Eiablage (Sand-
haufen)

e Entwicklung von extensiv genutzten Griinland mit zahlreichen Saumbereichen

e Der Standort muss Anschluss an eine vorhandene Population (Entfernung max.
500 m) besitzen.
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Ersatzlebensraum Geblschbriter (Goldammer, Klappergrasmicke)

Um ein dauerhaftes Uberleben der genannten Arten sicherzustellen, sind in der angren-
zenden Agrarlandschaft geeignete Bruthabitate in Form einer Heckenneuanlage mit vor-
gelagertem Saum bereit zu stellen und durch entsprechende Pflege dauerhaft zu erhal-
ten. Als Richtgrofl3e wird eine Heckenléange von 100 m Lange und 5 m Breite angenom-
men. Die Funktionalitat der MalRnahme wird mittels eines 6kologischen Risikomanage-
ments (Monitoring) durch biologisches Fachpersonal gewéhrleistet.

Ersatzlebensraum Streuobstwiese (Steinkauz, Gartenrotschwanz, Feldsperling)
Um ein dauerhaftes Uberleben der genannten Arten sicherzustellen, sind in der angren-
zenden Agrarlandschaft geeignete Bruthabitate in Form einer Obstraumreihe bereit zu
stellen und durch entsprechende Pflege dauerhaft zu erhalten. Als Richtgrdf3e wird eine
L&ange von 100 m Lange und 10 BAumen angenommen. Alternativ ist auch die Wieder-
herstellung einer verbrachten Streuobstwiese durch Entbuschung méglich. Die Funktio-
nalitat der MalRnahme wird mittels eines 6kologischen Risikomanagements (Monitoring)
durch biologisches Fachpersonal gewahrleistet.

Schutzgut Landschafts- und Ortsbild

Eine ungestorte Silhouette des Ortsrandes soll erhalten bleiben. Im Zusammenhang mit
der Berilicksichtigung einer offenen Bauweise und Begrenzung der Hohen der baulichen
Anlagen sowie einer Bepflanzung am Ubergang zur freien Landschaft im Bereich der
ehemaligen Verkehrsflache wird eine Einordnung in die vorhandene Situation gewahr-
leistet.

Mensch

Um die Konflikte zwischen stérender und schutzbedurftiger Nutzung zu berlcksichtigen,
enthalt der Bebauungsplan den Hinweis auf die von der Staatsstrafl3e auf das Wohnge-
biet einwirkenden Larmimmission. Es wird empfohlen, durch geeignete Grundrissgestal-
tung die ruhebedurftigen Wohn- und Schlafraume zur larmabgewandten Gebaudeseite
anzuordnen.

Die aus der StaatsstralRe resultierenden Geréduschimmissionen wurden nach der DIN
18005 berechnet. Aufgrund der Uberschreitung der Orientierungswerte im Bereich der
sudlichen Bauzeile sind fir Raume, die nicht nur dem voriibergehenden Aufenthalt von
Personen dienen, bauliche Vorkehrungen zum L&rmschutz zu treffen. Zum Schutz ge-
gen Aulienlarm ist nachzuweisen, dass die Fassadenbauteile (Fenster, Au3enwéande
und Dachflachen) schutzbedurftiger Rdume das nach DIN 4109-1 geforderte Gesamt-
Bau-Schalldammmal nicht unterschreiten.

Eingriffs- und Ausgleichsplanung (Eingriffsregelung)

Unvermeidbare Beeintrachtigungen der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes oder der
Landschaft sind auszugleichen. Nach Art. 1a Abs. 3 BauGB erfolgt der Ausgleich in der
Bauleitplanung durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen.

Der unter Anwendung des Leitfadens zur ,Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ ermit-

telte Kompensationsbedarf von 7750 m2 kann innerhalb des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes nicht vollstandig gedeckt werden.
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Die internen Ausgleichsflachen bestehen aus vier Teilflachen:

Ausgleichsflachen Al, A2, A3 und A4
Folgende Bdschungsflachen entlang der Staatsstraf’e werden zum Ausgleich herange-
zogen:

Al -  FINr. 3614 231 m?
A2 -  Teilflache FI.Nr. 2731/1 (Laudenbacher StralRe) und
Teilflache FI.Nr. 3610 678 m?

Die Abschirmung der Bebauung und Einbindung in den Landschaftsraum
wird am 6stlichen neuen Ortsrand durch 6ffentliche Grinstreifen gebildet.

A3 -  Teilflachen FI.Nr. 3604 und 3607 240 m2
A4 -  Teilflachen FI.Nr. 3607 und 3607/1 191 m?
1.340 m2

Anrechenbar ist jeweils ein Flachenanteil von 50 %. Somit umfassen die internen Aus-
gleichsflachen 670 m2. Es verbleibt ein Defizit von etwa 7.080 m2
7.750 m2 (Ausgleichsbedarf) abziglich 670 m2 = 7.080 m2

Externe Ausgleichsflache A5

Zum Ausgleich des ermittelten Defizits sieht die Marktgemeinde die Zuordnung einer
Teilflaiche der MalRnahmen auf der Ausgleichsflache FI.Nr. 5915/1 vor. Das Flurstiick
liegt sudlich der Laudenbacher Straf3e/St 2305 zwischen Schdllkrippen und Kleinkahl.
Es handelt sich um eine 22.270 m2 grol3e Weide am Hang, die teilweise von Gehdlzen,
darunter verschiedene Obstgehdlze, eingerahmt ist. Der Geholzstreifen im Norden der
Flache soll in Richtung Westen erweitert werden zur Anpflanzung weiterer Hecken und
Feldgehdlze. Im 6stlichen Bereich ist als AusgleichsmalRhahme die Anlage einer gréRe-
ren Streuobstwiese aus (Wild-)Obstbdumen vorgesehen.

Zum Ausgleich geeignet ist eine Flache von insgesamt 8.275 m2.
Dem Bebauungsplan wird eine Ausgleichsflache von 7.080 m? zugeordnet.

Die zu erwartenden Eingriffe in den Naturhaushalt kdnnen mit diesen Ausgleichsmal3-
nahmen soweit ausgeglichen werden, dass nach deren Abschluss keine erheblichen
oder nachteiligen Beeintrachtigungen verbleiben.

Alternative Planungsmoglichkeiten

Die Erweiterungsflache ist in dem wirksamen Flachennutzungsplan als ,Allgemeines
Wohngebiet" dargestellt und schlie3t an bestehende Wohnbauflachen an.

Aus diesen Grinden wurden keine Standortalternativen untersucht.

Methodik

Die Erhebung der Grundlagen sowie die Beschreibung und Bewertung der Umweltbe-
lange wurden durch ortliche Bestandsaufnahmen sowie Uberprifung von vorliegenden
Planungen vorgenommen.

Fur den Bebauungsplan wurde von der Planungsgruppe Natur & Umwelt eine spezielle
artenschutzrechtliche Prifung vorgenommen. Relevant sind hier die Mal3hahmen zur
Vermeidung und die vorgezogenen AusgleichsmalRnahmen zur Sicherung der 6kologi-
schen Funktionalitat.

Zur Ermittlung des Ausgleichsflachenbedarfs wurde der Bayerische Leitfaden verwen-
det.

Als Beurteilungsgrundlage zum Schutzgut Mensch (Larm) diente die DIN 18005 Teil 1,
Schallschutz im Stadtebau.

BP-8620-BG



-31-

MaRRnahmen zur Uberwachung — Monitoring

Nach 8 4c BauGB ist es Aufgabe der Gemeinden, die erheblichen Umweltauswirkungen,
die auf Grund der Durchfiihrung eines Bebauungsplanes eintreten, zu Uberwachen, um
insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frihzeitig zu ermitteln und in
der Lage zu sein, geeignete Mal3Bhahmen zu ergreifen.

Umgang und Zeitpunkt von Monitoringmaf3nahmen sind mit der Unteren Naturschutzbe-
horde festzulegen und abzustimmen. .

Zusammenfassung

In der Marktgemeinde Schollkrippen ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebie-
tes am norddstlichen Ortsausgang von Schollkrippen geplant. Die GroRe des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplanes betragt rd. 2,1 ha

Auswirkungen auf Natur und Landschaft bestehen im Wesentlichen in der Erweiterung
der Uberbaubaren Flachen und damit einhergehend einer Neuversiegelung von Béden
und Beeintrachtigungen auf die Schutzgiter Boden und Wasser sowie das Schutzgut
Landschaftsbild.

Minderungen der Eingriffsschwere erfolgen durch entsprechende Festsetzungen im Be-
bauungs- und Grunordnungsplan.

Im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung sind Flachen und Maflinahmen
zum Ausgleich notwendig. Vorgesehen sind AusgleichsmalRnahmen innerhalb des Plan-
gebietes sowie die Zuordnung einer Teilflache der MaRnahmen auf der Ausgleichsflache
Flursticknummer 5915/1.

Quellenverzeichnis
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i.d.F. vom 29.05.2017

Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG) i.d.F. vom 13.12.2016
Richtlinie des Rates 92/43/EWG vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der nattrlichen Le-

bensraume sowie die wild lebenden Tiere und Pflanzen (FFH-Richtlinie), zuletzt gean-
dert durch die Richtlinie des Rates 97/62/EG vom 08.11.1997.
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13. FORMLICHER VERFAHRENSABLAUF

VI.

Verfahrensschritt Datum/Zeitraum

Aufstellungsbeschluss
Beschluss des Marktgemeinderates zur Aufstellung des Bebauungs-
und Grianordnungsplanes ,,Am Keilrain — 1. Erweiterung* 30.05.2017

Billigung des Vorentwurfs und Anordnung der frihzeitigen

Beteiligungen

Beschliisse des Marktgemeinderates zur Billigung des Vorentwurfs i.d.F.

vom 22.08.2017 und zur Durchfiihrung der friihzeitigen Beteiligung der

Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und der Behorden und sonstigen

Trager oOffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB. 05.09.2017

Frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit und der Behorden 25.09.2017
bis 27.10.2017

Beschlussfassung Uber die Stellungnahmen

Billigungs- und Auslegungsbeschluss

Prifung, Beratung und Beschlussfassung Uber die Stellungnahmen
der frihzeitigen Beteiligung und Beschluss des Marktgemeinderates
zur Durchfiihrung der offentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB

und Behordenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB. 12.12.2017
Offentliche Auslegung und Beteiligung der Behérden und 18.06.2018
sonstigen Trager 6ffentlicher Belange bis 20.07.2018

Abwéagungs- und Satzungsbeschluss

Bericht und Beschluss Uber das Ergebnis der offentlichen Auslegung

und Behdrdenbeteiligung. Mit Beschluss des Marktgemeinderates wird

der Bebauungs- und Grinordnungsplan ,Am Keilrain — 1. Erweiterung*

i.d.F. vom 31.07.2018 nach § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen 31.07.2018

VIl. Bekanntmachung des Bebauungsplanes am 11.10.2018.

Ausgearbeitet: Anerkannt,

Bauatelier

Dipl. - Ing.(FH) Christine Richter, Architektin
Dipl. - Ing. Wolfgang Schéffner, Architekt
WilhelmstralRe 59, 63741 Aschaffenburg
Telefon: 06021/424101 Fax: 06021/450323
E-Mail: Schaeffner-Architekturbuero@t-online.de

Aschaffenburg, 22.08.2017 Schollkrippen,
erganzt, 11.05.2018
erganzt, 31.07.2018
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Markt Schollkrippen

BEGLAUBIGTER AUSZUG AUS DER NIEDERSCHRIFT

Sitzung des Marktgemeinderates Schollkrippen am 30.05.2017
Dieser Tagesordnungspunkt war offentlich .

TOP: 3
Bebauungs- und Griinordnungsplan ,,Am Keilrain - 1. Erweiterung" - Aufstellungsbeschluss
Sachverhalt:

Die Marktgemeinde Schéllkrippen plant aufgrund der hohen Nachfrage nach Wohnraum bzw. Bauplatzen
im Gemeindegebiet die Erweiterung des bestehenden Baugebietes ,Am Keilrain®. Wie bereits in der
offentlichen Sitzung am 16.05.2017 erértert wurde, konnte bereits mit allen, betroffenen
Grundstiickseigentiimern Einigung erzielt werden. AuBerdem wurde bereits eine erste Planskizze vom
beauftragten Bauatelier Richter/Schaffner aus Aschaffenburg vorgelegt. Der Gemeinderat beauftragte
daraufhin die Verwaltung den Aufstellungsbeschluss vorzubereiten.

Fir die nun geplante, erste Erweiterung des Baugebietes soll ebenfalls Wohnbebauung gemaB § 4 BauNVO
vorgesehen werden.

Vom Geltungsbereich umfasst sind die Flurnummer 3599, 3600, 3601, 3603, 3605, 3612, 3613, 3614,
3611/3, 3611, 3610, 3602, 3604, 3606, 3607, 3607/1, 3608, 3609 und ein Teilstick der 2731/1
(Laudenbacher StraBe) der Gemarkung Schollkrippen. Ebenfalls wird von der Flurnummer 3597 ein Teil
miteinbezogen, um einen geraden Abschluss des Geltungsbereiches an dieser Stelle sowie gleichmaBig
groBe BaugrundstlicksgréBe zu erreichen. Der Restbereich dieser Flurnummer kann bei einer kinftigen,
weiteren Erweiterung des Baugebietes dann genutzt werden.

Der Flachennutzungsplan stellt diese ca. 2,1 ha groBe Flache als bebaubar und auch bereits als
~Allgemeines Wohngebiet" dar, weshalb dem ,Entwicklungsgebot™ (§ 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB) Rechnung
getragen wird und keine Anderung des Flachennutzungsplans erfolgen muss.

/ o~
/;‘. \ P
/
A N
Geltungsbereich (Plan von Frau Richter) Ausschnitt Fldchennutzungsplan

Des Weiteren zeigt Herr Pistner den bereits erarbeiteten, ersten Vorentwurf (Handskizze vom Bauatelier
Richter/Schéffner vom 13.05.2017).

Anlage 1
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Aus dem Gremium wird erfragt, ob die Errichtung einer Bushaltestelle an der Laudenbacher StraBe sinnvoll
ist. Die Planerin Frau Richter befiirwortet dies.

AuBerdem wird seitens der Gemeinderatsmitglieder der Ausgleich bzw. die Durchgriinung des Baugebietes
positiv gesehen. Allerdings sollte darauf geachtet werden, dass diese keine ,Belastung" fiir die Anwohner
wird bzw. durch die vorgesehenen Baume im offentlichen Bereich keine Beschwerden hervorgerufen
werden.

Der darliber hinaus gehende, erforderliche naturschutzrechtliche Ausgleich fiir das Baugebiet kann nach
Ausarbeitung eines entsprechenden Konzeptes zur Bewertung mdglicher Ausgleichsflachen im
Gemeindegebiet Schéllkrippen vom Landschaftsarchitekten Streck aus Elsenfeld in die Planung mit
einbezogen werden.

Seitens des Marktgemeinderates Schéllkrippen ist nun Beschluss (iber die Aufstellung des Bebauungs- und
Grinordnungsplans zu fassen, § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB. Die Verwaltung schldagt vor, den geplanten
Bebauungsplan entsprechend seiner Lage ,Am Keilrain — 1. Erweiterung" zu nennen.

Beschluss:

1. Fir das Gebiet siidlich der StraBe ,Im Bangert", bestehend aus den Flurnummern 3599, 3600, 3601,
3603, 3605, 3612, 3613, 3614, 3611/3, 3611, 3610, 3597, 3602, 3604, 3606, 3607, 3607/1, 3608, 3609
und Teilstlicken der 3597 sowie 2731/1 der Gemarkung Schéllkrippen, wird ein qualifizierter Bebauungsplan
gem. § 30 Abs. 1 BauGB aufgestellt.

2. Das geplante Baugebiet soll als Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO ausgewiesen werden und
der Bebauungsplan soll die Bezeichnung ,,Am Keilrain — 1. Erweiterung" erhalten.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, den Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortstiblich
bekannt zu machen.

4. Das Bauatelier Richter und Schéffner aus Aschaffenburg wird damit beauftragt einen ersten Entwurf des
Bebauungsplans zu fertigen und dem Gremium zur Billigung vorzulegen.
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5. Es wird bestatigt, dass kein nach Art. 49 GO personlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:

Ja-Stimmen 14
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0

Fiir die Richtigkeit:
Schéllkrippen, den 08.09.17

Bader
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Markt Schollkrippen

BEGLAUBIGTER AUSZUG AUS DER NIEDERSCHRIFT

Sitzung des Marktgemeinderates Schollkrippen am 12.12.2017
Dieser Tagesordnungspunkt war offentlich .

TOP: 3

Bebauungs- und Griinordnungsplan "Am Keilran - 1. Erweiterung” - Behandlung der
Stellungnahmen aus der friihzeitigen Beteiligung

Sachverhalt:

Der Bebauungs- und Griinordnungsplan ,Am Keilrain - 1. Erweiterung® wurde zuletzt in der 6ffentlichen
Sitzung am 05.09.2017 im Marktgemeinderat Schéllkrippen behandelt. Daraufhin wurde die frihzeitige
Beteiligung der Offentlichkeit und Behdrden sowie sonstigen Trager 6ffentlicher Belange durchgefiihrt.

A. Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange

Folgende Behérden und sonstige Trager offentlicher Belange wurde beteiligt:

1. Landratsamt — Bauaufsicht/Kreisbaumeisterin

2. Landratsamt — Untere Naturschutzbehdrde

3. Landratsamt — Untere Immissionsschutzbehérde

4, Landratsamt — Untere Denkmalschutzbehoérde

5. Landratsamt — Sachgebiet Wasser- und Bodenschutz
6. Landratsamt — Regionaler Planungsverband

7. Landratsamt — Kreisbrandinspektion

8. Landratsamt — Gesundheitsamt

9, Staatliches Bauamt, Fachbereich Straenbau

10. Wasserwirtschaftsamt

11. Regierung von Ufr., Hohere Landesplanungsbehdrde

12. Regierung von Ofr., Bergamt Nordbayern

13. Bayer. Landesamt fiir Denkmalpflege, Ref. B Q — Bauleitplanung, Miinchen
14, Zweckverband Abwasserbeseitigung Kahlgrund

15. NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH, Sailauf Weyberhdfe

16. Deutsche Telekom Technik GmbH, Wirzburg

17. Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld

18. Amt fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten, Karlstadt, Dienstgeb. AB
19. Bayer. Bauernverband

20. Bund Naturschutz

Die eingegangenen Stellungnahmen wurden von der Planerin Frau Richter zusammengestellt

und werden aus wie folgt beurteilt:

1. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg — Bauabteilung/Kreisbaumeisterin vom
05.10.2017

Der Bebauungsplan ist aus dem Flachennutzungsplan entwickelt; der Bedarf nach verfiigbarem Bauland ist
in der Begriindung schllissig dargestellt.

Folgende Anregungen und Bedenken zu dem Entwurf in der Fassung vom 22.08.2017 werden vorgetragen:

1. In dem leicht hangigen Gelande kdnnen die Festsetzungen zur Wandhohe zu unterschiedlichen
Interpretationen verleiten, wenn nicht genau die Bezugspunkte benannt sind. Bergseits Gber Gelande: ist
damit das natiirliche Gelande gemeint? Talseits liber StraBe: wo ist der Bezugspunkt (Hinterkante
Gehweg, Oberkante Fahrbahn)?
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2. Wenn fiir die Terrassen, Auffiillungen vorgenommen werden, die nicht in den Festsetzungen geregelt
sind, kénnte dies zu einer Uberleitung ins Baugenehmigungsverfahren filhren. Aus stiadtebaulicher Sicht
wird empfohlen, die Festsetzung beziiglich Terrassen (teils auf Hiigeln aufgeschiittet oder mit Stiitzmauern
eingegraben) nochmals zu priifen.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung (Priifung & Einarbeitung).

Zu 1.: Festsetzung zur Wandhéhe, Angabe von Bezugspunkten

Bei Benennung ,liber Gelande" ist der untere Bemessungspunkt der Wandhéhe die ,natiirliche
Gelandeoberflache". Der Bezugspunkt ,liber StraBe" entspricht der Hinterkante des fertig gestellten
Gehweges. Die Bezugspunkte werden zur Klarstellung genauer definiert.

Zu 2.: Terrassen

Terrassen als Aufschiittungen (ab 0,50 m nach Beurteilung der Bauaufsichtsbehdrde) sind bauliche
Anlagen. Sie sind somit nur innerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen zuldssig. Im
Bebauungsplan kann festgesetzt werden, dass Uberschreitungen der iiberbaubaren
Grundstticksflachen als Ausnahmen nach § 23 Abs. 3 Satz 3 (Abs. 3 Satz 2) BauNVO zulassig sind.
Die Art und der Umfang dieser Ausnahme fiir Terrassen sind dann eindeutig zu bestimmen wie z.B.
Tiefe und Fliche. Uber die Zulassung der Ausnahme ist im bauaufsichtlichen Verfahren zu
entscheiden, ein Genehmigungsfreistellungsverfahren ist hier nicht méglich.

Mit der Bauaufsichtsbehorde ist zu kldaren, ob Terrassen im Sinne von baulichen Anlagen,
soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflachen zuldssig sind, zu behandeln sind und auBerhalb
der iberbaubaren Flachen nach § 23 Abs. 5 Satz 2 BauNVO errichtet werden kénnen. Frau Richter
hat bereits einen entsprechenden Vorschlag fiir eine Festsetzung hinsichtlich der Terrassen
ausgearbeitet.

Die Festsetzung zu den Geldndeveranderungen wird iiberarbeitet, auch beziiglich der
Zulassigkeit von Auffiillungen und Abgrabungen zur Herstellung von Terrassen, wenn
nach Absprache mit der Bauaufsichtsbehorde erforderlich.

Beschluss:

Den Beurteilungen zur Stellungnahme der Kreisbaumeisterin wird zugestimmt. Die formulierte Festsetzung
zu den Terrassen wird falls erforderlich, gebilligt. Die Verwaltung wird beauftragt, die genaue Festsetzung
hinsichtlich der Zulassigkeit von Terrassen mit dem Landratsamt Aschaffenburg abzustimmen, so dass diese
das Bauvorhaben nicht ins Genehmigungsverfahren Uberleitet.

Es wird bestdtigt, dass kein nach Art. 49 GO personlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:
Ja-Stimmen 16
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0

2. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg - Untere Naturschutzbehérde vom
05.10.2017

Bei dem Plangebiet handelt es sich um einen Griinlandbereich mit z. T. Weidenutzung, einzelnen
Gehdlzbestanden auf den Wiesen und einem Gehdlzbereich entlang der StaatstraBe 2305. Eine
abschlieBende Stellungnahme kann nicht abgegeben werden, da die spezielle artenschutzrechtliche Priifung
(saP) und die Eingriffsregelung in der Bauleitplanung (nach Leitfaden) noch abzuarbeiten sind.

Beurteilung:
Kenntnisahme.

Der Auftrag fir die saP ist bereits erteilt und wird diesen Winter (vorrausichtlich noch im Jahr 2017)
fertig gestellt. Danach kann das Erfassen der Auswirkungen des Eingriffs, Ermitteln des
Umfangs erforderlicher Ausgleichsflichen und die Auswahl geeigneter Flichen und
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MaBnahmen fiir den Ausgleich erfolgen und daraufhin auch die Einarbeitung in den
Entwurf des Bebauungsplans. Hierbei wird auf die potenziellen Ausgleichsflachen
zurlickgegriffen, die der Markt Schéllkrippen bereits erworben und durch den
Landschaftsarchitekten Streck beurteilen hat lassen (,,Okokonto*).

Beschluss:

Das Gremium beauftragt die Planerin Frau Richter nach Absprache mit der Verwaltung der VG die
Flachen im Entwurf einzuarbeiten. Blrgermeister Pistner wird in einer 6ffentlichen Sitzung im
Marktgemeinderat hieriiber berichten. Sollten AusgleichsmaBnahmen in besonders groBem Umfang
erforderlich sein, wird es eine erneute Beschlussfassung im Gremium zu diesem Punkt geben.

Es wird bestdtigt, dass kein nach Art. 49 GO personlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:
Ja-Stimmen 16
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0

3. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg - Untere Immissionsschutzbehérde vom
11.10.17

Da es im Planbereich nach der Verkehrslarmprognose der StaatstraBe 2305 (siehe Begriindung) zu
Uberschreitungen der schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 fiir ein allgemeines Wohngebiet
kommen kann, wurde in der Planlegende auf passive SchallschutzmaBnahmen hingewiesen.

Es bestehen keine Einwdnde.

Die aufgrund der Verkehrslarmvorbelastung erforderlichen SchallschutzmaBnahmen sollten analog der
Legende auch in der Begriindung thematisiert werden.

Beurteilung:
Kenntnisnahme.

In der Begriindung wird die Larmberechnung auf der Grundlage der StraBenverkehrszéhlung 2015
aktualisiert. Die Hinweise zu dem Larmschutz an den schiitzenswerten Objekten
(Wohngebauden) werden auch in die Begriindung aufgenommen.

4, Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg - Untere Denkmalschutzbehérde und
Kreisheimatpfleger vom 17.10.17

Es bestehen keine Bedenken.

5. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg - Sachgebiet Wasser- und Bodenschutz
vom 27.09.17

Wasserversorgung:

Mit den Ausfiihrungen in der Begriindung hinsichtlich der derzeitigen Situation der Wasserversorgung
besteht Einverstandnis.

Abwasserbeseitigung:

Die Abwasserbeseitigung erfolgt im Trennsystem. Das anfallende Regenwasser soll liber eine bestehende
Regenwasserkanalisation in die Kahl eingeleitet werden. Der Inhaber der wasserrechtlichen Erlaubnis zur
Einleitung von Niederschlagswasser in die Kahl ist verpflichtet zu liberpriifen, ob die zusatzliche
Einleitungsmenge vom Umfang der bestehenden wasserrechtlichen Erlaubnis umfasst wird.
Gegebenenfalls ist ein Anderungsantrag zu stellen.

Beurteilung:
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Kenntnisnahme.
Eine ggf. erforderliche Anpassung der wasserrechtlichen Erlaubnis wird im Rahmen der
Genehmigungsplanung fiir das wasserrechtliche Verfahren tberprift.

6. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg - Regionaler Planungsverband
Bayerischer Untermain — Region 1 vom 25.10.17

Gemal den Zielen und Grundsatzen 3.1, 3.2 und 3.3 des LEP sowie B II 1.2 und 2.2 des RP 1 und Art. 6
Abs. 2 Nr. 2 BayLplG soll die Siedlungsentwicklung nachhaltig und flachensparend erfolgen, die
vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung und die Wiedernutzbarmachung von Fléchen sind
auszuschdpfen und vorrangig zu nutzen, Zersiedelung ist zu vermeiden.

In den bestehenden Baugebieten des Marktes Schollkrippen ist gemaB Luftbildern (Aufnahme 08.06.14)
weiterhin eine nicht geringe Anzahl von Baullicken vorhanden. Zudem wurde mit dem Bebauungsplan
«Nordlich der SteinstraBe" erst kiirzlich zusatzlicher Wohnraum geschaffen.

Aufgrund der Lage im Verdichtungsraum ist die Wahrnehmung der Wohnfunktion zu gewahrleisten (G 2.2.7
LEP). Siedlungstatigkeit soll bevorzugt in den Zentralen Orten erfolgen, zu denen auch das Unterzentrum
Schollkrippen zahlt (B II 1.4 RP 1). Hinzu kommt, dass gemdB Flachenmanagementdatenbank des
Landesamts fiir Umwelt bis in das Jahr 2028 von einer weiter steigenden Einwohnerzahl ausgegangen
werden kann, die ebenso Neubedarf erzeugt. Zudem hat der Markt Schéllkrippen gemaB Begriindung
bereits Vereinbarungen mit den Grundstiickseigentiimern getroffen mit dem Ziel des Erwerbs der Flachen
im Baugebiet.

Durch Anbindung des Neubaugebiets ergibt sich grundsatzlich eine flachensparende Siedlungsentwicklung,
da bestehende Infrastrukturen mitgenutzt werden konnen. Aufgrund der Lage am Ortsrand wurde das MaB
der baulichen Nutzung in groBen Teilen des Plangebietes beschrankt und griinordnerische MaBnahmen
festgesetzt, um das Landschaftsbild nicht zu beeintrachtigen (entspricht Grundsatz B 3.1.6 RP 1). dadurch
ergibt sich eine geringe Ausnutzung der Grundstiicksflachen (GRZ 0,35).

Die Siedlungsentwicklung kann grundsatzlich als flachensparend beschrieben werden. Um noch
flachensparender vorzugehen wird angeregt, die Wohndichte zu erhdhen, entsprechend der
Einstufung als Zentraler Ort im Verdichtungsraum. Dies kénnte durch eine Verkleinerung der
Grundstticksflachen und zugleich einer Erhéhung der GRZ geschehen, um eine bessere Ausnutzung der
Bauflachen zu gewabhrleisten.

In diesem Zusammenhang sollte auf Seite 6 der Begriindung des Bebauungsplanes der Hinweis auf die
Lage im landlichen Raum korrigiert werden. Schéllkrippen liegt gemaB LEP 2013 und Regionalplan 1
(Raumstrukturkarte) im Verdichtungsraum. Aus diesem Grund sind die Ziele und Grundsatze zur
Siedlungsentwicklung im Verdichtungsraum des Regionalplans 1 anzuwenden, die unter anderem mit einer
erhdhten Siedlungsdichte einhergehen.

Angesichts der Entwicklung aus dem rechtskraftigen Flachennutzungsplan, dem verfolgten Erwerb der
Flachen durch die Kommune sowie angesichts des prognostizierten Bedarfs werden keine Einwande
erhoben. Regionalplanerische Belange, die der Bauleitplanung grundsatzlich entgegenstehen, sind nicht
bekannt.

Eine Stellungnahme zu den externen Ausgleichsflachen erfolgt nach Mitteilung des konkreten Standortes.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.

Die Anregung bei der Inanspruchnahme neuer Flachen, eine gréBere Ausnutzung zu erreichen, ist
nachvollziehbar. Angesichts der Ortsrandlage und der naturrdaumlichen Gegebenheiten wird eine
Steigerung der Siedlungsdichte an dieser Stelle nicht angestrebt. Auch sind die Belange des
Umweltschutzes zu beriicksichtigen. Um die Funktion des Bodens im Naturhaushalt so weit
wie moglich zu erhalten, wird durch die Unterschreitung der nach BauNVO zuldssigen
Grundflache das MaB der méglichen Bodenversiegelung im Planungsgebiet reduziert.

Ein hdheres MaB3 an baulicher Nutzung fiihrt zu einer Verringerung an Raum flr Bepflanzungen.
Die griingestalterischen Elemente stellen jedoch die Verknipfung des neuen Ortsrandes mit der
Landschaft dar.

In der Begriindung werden die Ziele und Grundsditze entsprechen der Lage der
Marktgemeinde im Verdichtungsraum angepasst. An dieser Stelle wird auch auf das westlich
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gelegene, groBer gefasste Baufenster hingewiesen, wodurch eine gréBere Ausnutzung dieser
Flache erzielt werden soll.

Das Ermitteln des Umfangs erforderlicher Ausgleichsflichen und die Festlegung
geeigneter Fliachen und AusgleichsmaBnahmen sind Gegenstand des nachfolgenden
Verfahrensschrittes  (vgl.  Beurteilung unter 2. zur Stellungnahme der  Unteren
Naturschutzbehdrde).

Beschluss:

Das Gremium billigt die Beurteilungen der Punkte 3 bis 6.

Die Verwaltung wird hinsichtlich der Abwasserbeseitigung des Neubaugebietes damit
beauftragt die Uberpriifung der Einhaltung des Niederschlagswassers in die Kahl zu
iiberpriifen und ggf. eine Anderung der wasserrechtlichen Erlaubnis in die Wege zu leiten,

wenn erforderlich.

Es wird bestatigt, dass kein nach Art. 49 GO persoénlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:
Ja-Stimmen 16
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0

7. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg - Kreisbrandinspektion vom 06.10.17

In der Stellungnahme wird auf die Belange des abwehrenden Brandschutzes hingewiesen. Bei den
bauleitplanerischen Uberlegungen bestehen beziiglich dem vorgelegten Entwurf keine Bedenken, wenn
nachfolgende Punkte beachtet werden:

e Nach Art. 1 Abs. 1 und 2 Bayer. Feuerwehrgesetz ist der abwehrende Brandschutz und die
Bereitstellung der notwendigen Léschwasserversorgungsanlagen eine gemeindliche Pflichtaufgabe.

e Die Freiwillige Feuerwehr Schdllkrippen kann im Verbund mit den anderen Ortsfeuerwehren den
Brandschutz in der vorgeschriebenen Hilfsfrist von 10 Minuten fiir dieses Gebiet auch nach der
geplanten Anderung gewahrleisten. Die Ausriistung und Organisation der Feuerwehr ist fiir
die geplante Bebauung ausreichend.

e Der 2. Rettungsweg kann mit Rettungsgeraten der Freiwilligen Feuerwehr Schéllkrippen bis zu
einer Rettungshdhe von 18 m sichergestellt werden.

e Die erforderlichen Zugange, Zufahrten und Aufstellflachen fir die Feuerwehr miissen der Richtlinie
fur Flachen auf dem Grundstiick bzw. der DIN 14090 entsprechen. Die detaillierte Ausfiihrung
und die Anforderungen sind im Zuge der Baugenehmigungsverfahren festzulegen.

e Die ZufahrtsstraBen zu den Schutzobjekten (Wohnhduser) missen flir Feuerwehrfahrzeuge mit
einer Achslast von mind. 10 to ausgelegt sein und sollten im Regelfall keinen groBeren Abstand als
50 m zu den Gebduden auf dem Grundstiick haben. Die ZufahrtsstraBen missen mit
Fahrzeugen, die eine Ldnge von 10 m, eine Breite von 2,5 m und einen Wendekreisdurchmesser
von 18,5 m besitzen, befahren werden kdonnen.

e Ausreichende Bewegungsflichen (L = 12 m, B= 7 m) fir den Einsatz eines
Feuerwehrfahrzeuges, max. Abstand von 50 m zu den jeweiligen Grundstiicken bzw.
Schutzobjekten und in Abstédnden von max. 100 m im StraBenverlauf miissen vorhanden sein.

o Friihzeitige und sorgfiltige Planung der Ldéschwasserversorgung. Ermittlung der
notwendigen Léschwassermenge nach den Vorgaben des Arbeitsblattes W 405 der Deutschen
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Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW). Bei der Planung, Ausfiihrung und Betrieb
der Wasserversorgungsanlage sind die einschlagigen Richtlinien des DVGW, insbesondere die
Arbeitsblatter W 405 — Loschwasser, W 331 — Hydrantenrichtlinie, W 313 — Feuerltsch- und
Brandschutzanlagen, W 311 - Wasserversorgung und Wasserspeicherung, zu beachten.
Sicherstellung der notwendigen Ldschwasserversorgung Uber einen Zeitraum von 2 Stunden.

Sie betragt im vorliegenden Fall in einem allgemeinen Wohngebiet wegen der Geschossflachenzahl
(GFz 0,8) 1.600 I/min.

e Hydranten
Ausreichende Anzahl von geeigneten Hydranten, max. 75 m Entfernung von den
notwendigen
Bewegungsflachen fir Feuerwehrfahrzeuge, Beachtung der DIN-Normblatter.

e Einplanung von alternativen Léschwasserentnahmeeinrichtungen, wie z.B. unterirdische
Loschwasserbehalter, Loschwasserbrunnen, Ldschwasserteiche, wenn die erforderliche
Loschwassermenge mit dem offentlichen Trinkwasserversorgungsnetz nicht ausreichend
sichergestellt werden kann.

e Ausreichende Sirenenanlagen

e Bei der Anordnung von Gebauden ist zu beachten, dass bei ggf. vorhandenen Freileitung die
Abstdnde zu Bauten und eines bei der notwendigen Brandbekdampfung tatigen Feuerwehrmannes
auch bei max. Ausschwingung der Leitung nach den VDE-Vorschriften entsprechen miissen.

e Bauantrdge, welche die einschldagigen Brandschutzanforderungen der BayBO nicht erfiillen oder bei
denen von den Brandschutzanforderungen abgewichen werden soll und Gebaude oder Betriebe
besonderer Art und Nutzung oder fiir besondere Personengruppen (Sonderbauten), sind im
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu priifen.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung der genannten Punkte.

Im Zusammenhang mit der ErschlieBung des Wohnbaugebietes sind die aufgefiihrten
Anforderungen an die ZufahrtsstraBe zu beriicksichtigen. Die Entfernungen der Grundstiicke bzw.
Schutzobjekte zu den o6ffentlichen Verkehrsflachen betragen jeweils weniger als 50 m, so dass die
erforderlichen Bewegungsfliachen im oéffentlichen Verkehrsraum zur Verfiigung stehen.
Das vorhandene o6ffentliche Trinkwassernetz ist zu priifen beziiglich der Sicherstellung der
erforderlichen Loschwassermenge von 1.600 I/min (96 m3/h). Die Verwaltung der VG wird dies in
die Wege leiten.

Die ausreichenden Abstdnde der Hydranten und die Dimension zur Wasserentnahme werden bei
der Planung zur Erweiterung der Wasserleitung beriicksichtigt. Eine Freileitung verlauft nicht im
Bereich des Plangebietes.

8. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg - Gesundheitsamt vom 17.10.17

Es kann dem Bebauungs- und Griinordnungsplan nicht zugestimmt werden, solange die Wasserversorgung
des Marktes Schoéllkrippen als nicht gesichert angesehen werden muss (Wasserverluste > 20 %,
Sanierungsbedarf innerhalb der Wasserversorgung, Zeitstrahl liegt nicht vor).

Beurteilung:
Kenntnisnahme und weitere Veranlassung.

Von Seiten des Landratsamtes, Sachgebiet Wasser- und Bodenschutz, und des
Wasserwirtschaftsamtes wird zugestimmt unter der Forderung der Einhaltung der im
Entnahmebescheid festgelegten Entnahmemengen (siehe Verteiler Nr. 5 und 9). Der bis Ende 2020
befristete Bescheid des Landratsamtes gibt dem Versorger den zeitlichen Rahmen fiir die
Durchfiihrung der Untersuchungen und notwendigen MaBnahmen zur Sicherstellung der
Trinkwasserversorgung. Das beauftragte Ingenieurbiiro beurteilt derzeit das
Wasserdargebot im Raum Schéllkrippen und zeigt weitere Gewinnungsmdéglichkeiten
auf.

9. Stellungnahme vom Staatlichen Bauamt - Fachbereich StraBenbau vom 19.10.17
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1. Verkehrliche ErschlieBung

Fir den Einmindungsbereich der neuen ZufahrtsstraBe von der Laudenbacher StraBe (StaatsstraBe 2305)
missen nach der Richtlinie fir die Anlage von StaatstraBen (RASt 06), Bild 120, Tabelle 59 die
Sichtflachen uiberpriift werden. Im Bereich der Sichtflachen fir die Zufahrt dirfen sichtbehindernde
Anlagen jeglicher Art (z.B. Einfriedungen, Bewuchs, Aufschiittungen, Stapel) eine Héhe von 0,80 m iiber
Fahrbahnoberkante nicht iiberschreiten.

2. Schallschutz

Im Hinblick auf die vorhandenen Immissionen, die von der StaatsstraBe 2305 auf das kiinftige Wohngebiet
einwirken, ist die Verkehrslarmschutzberechnung mit der Verkehrsbelastung aus dem Jahr 2015 zu
Uberpriifen und auf das Prognosejahr 2030 auszulegen.

Verkehrsbelastung aus dem Jahr 2015

DTV 2015 = 3644 Kfz/24Std
MaBgebende Verkehrsstarke

tags: mt= 201 Kfz/hnachts: mn = 25 Kfz/h
MaBgebender Lkw-Anteil

tags: Pc= 3,6% nachts: Ph=4,2%
Steigung: < 5%

StraBenoberflache: Asphaltbeton

Das Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung ist in den Festsetzungen des Bebauungsplanes zu
berlicksichtigen. Weiterhin ist in den Festsetzungen des Bebauungsplanes nachfolgende
Formulierung aufzunehmen:

LAUF die von der StaatsstralBe auf das Gewerbe-/Wohngebiet einwirkenden Immissionen (z.B. Ldrm usw.)
wird hingewiesen. Forderungen hinsichtlich erforderficher SchutzmalBnahmen kdnnen gegendiiber dem
StraBenbaulasttrdger der Staatsstralle nicht geltend gemacht werden."

3. Offentlicher Personennahverkehr

Die geplante Bushaltestelle ist nach den aktuellen technischen Vorschriften unter Beriicksichtigung
der Belange der Menschen mit Behinderung auszufiihren. Die Planung ist mit dem
Behindertenbeauftragten, dem Nahverkehrsbeauftragten und der Unteren Verkehrshehdrde des
Landratsamtes Aschaffenburg sowie dem Staatlichen Bauamt Aschaffenburg abzustimmen.

Aus dem Bebauungs- und Griinordnungsplan ist nicht ersichtlich, ob auf der sidlichen Seite der
StaatsstraBe 2305 eine weitere Bushaltestelle in Form eines Buskaps fiir die Gegenrichtung vorgesehen
ist. Weiter muss auch die Kostentragung der Errichtung und Unterhaltung der Bushaltestelle mit dem
Staatlichen Bauamt Aschaffenburg abgestimmt werden.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.

1.Verkehrliche ErschlieBung
Die Sichtflachen werden zeichnerisch in dem Bebauungsplan dargestellt und in der Legende
erlautert.

2. Schallschutz

Die Verkehrslarmschutzberechnung wird mit den Verkehrszahlen von 2015 durchgefiihrt. Die
Formulierung zu den auch auf das Wohngebiet einwirkenden Immissionen ist in den Hinweisen
des Bebauungsplanes enthalten.

3. Offentlicher Personennahverkehr

Die Ausfiihrung der geplanten Bushaltestelle ist mit den Fachstellen und Behérden unter
Beachtung der technischen Vorschriften im weiteren Verfahren und im Zuge der
ErschlieBungsplanung abzustimmen und auszuarbeiten.

Uberlassen einer genehmigten Planfassung sowie dem dazugehérigen Aufstellungsbeschluss nach
Erlangen der Rechtskraft.

Beschluss:
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Das Gremium billigt die Beurteilungen der Punkte 7 bis 9, die entsprechenden Anderungen im Entwurf
sowie der Begriindung des Bebauungsplans sind von der Planerin Frau Richter einzuarbeiten.

Die Verwaltung wird beauftragt, die genannten Punkte der Kreisbrandinspektion zu priifen und mit
den entsprechenden Fachpersonen abzustimmen.

Hinsichtlich der Trinkwasserversorgung von Schéllkrippen wurde das Ingenieurbiiro Jung bereits beauftragt
und hat auch bereits Losungswege aufgezeigt, wie diese sichergestellt werden kann.

Die Verkehrslarmberechnung mit Auslegung auf das Jahr 2030 wird von der Planerin Frau Richter
erstellt und eingearbeitet.

Die behindertengerechte bauliche Umsetzung der Busbucht wird bei der ErschlieBungsplanung final
abgestimmt. Ebenfalls ist die Kostentragerschaft wegen Errichtung der Bushaltestelle abzustimmen.

Es wird bestatigt, dass kein nach Art. 49 GO persoénlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:
Ja-Stimmen 16
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0

10. Stellungnahme vom Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg vom 23.10.17

1. Trinkwasserschutz/Wasserversorgung

In der Begriindung Ziff. 6.2 wird erlautert, dass die Sicherstellung der Wasserversorgung derzeit untersucht
wird. Ein Ergebnis liegt noch nicht vor. Dem Baugebiet ,Am Keilrain® kann insofern zugestimmt
werden, wenn die im Entnahmebescheid festgelegten Entnahmemengen eingehalten werden.

2. Abwasserbeseitigung/Mischwasserbehandlung

Das Gebiet ist im Kanalisationsentwurf von 1976 des Ingenieurbiiros Richard Breitenbach enthalten. Derzeit
liegt dem Wasserwirtschaftsamt eine Uberrechnung des Gesamtspeichervolumens vom April 2015 des
Ingenieurbiiros Wilz vor.

Das Baugebiet ist in der Schmutzfrachtberechnung (Teilflache T28E) als Trennsystem beriicksichtigt. Die
anfallenden Abwasser sollen an die bestehenden Kandle in der Laudenbacher StraBe angeschlossen
werden. Die Mischwasserbehandlung erfolgt im Stauraumkanal mit oben liegender Entlastung ,FK 61
Langenborn®. Die Leistungsfahigkeit der bestehenden bzw. geplanten Kandle ist sicherzustellen.

3. Niederschlagswasser

Das Niederschlagswasser soll gedrosselt in die Regenwasserkanalisation in der Laudenbacher StraBe und
anschlieBend in die Kahl eingeleitet werden. Es ist zu uberpriifen, ob die zusatzliche
Einleitungsmenge im wasserrechtlichen Bescheid abgedeckt ist, oder ob es einer Anpassung der
wasserrechtlichen Erlaubnis bedarf.

4. Oberflachengewdsser
Ein Oberflachengewasser ist von der MaBnahme nicht betroffen.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.

Trinkwasserschutz/Wasserversorgung:

Die bisher festgelegten Entnahmemengen sind einzuhalten. Die Wasserversorgung im
Gemeindegebiet Schdllkrippen wird derzeit bereits Uberprift und zudem nach Ldsungen zur
Sicherstellung der Wasserversorgung gesucht.

Abwasserbeseitigung und Niederschlagswasser:

Eine ggf. erforderliche Anpassung der wasserrechtlichen Erlaubnis und die Leistungsféhigkeit der
von der Baugebietserweiterung betroffenen Bestandskandle werden im Rahmen der
Genehmigungsplanung fiir das wasserrechtliche Verfahren gepriift und bei Bedarf
entsprechende SanierungsmaBBnahmen ergriffen. Eine umfassende Berechnung hinsichtlich
der Kanalisation ist noch zu veranlassen (vorhandene aus dem Jahr 1976). Eine Uberrechnung
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durch das Biiro Wilz wurde dem LRA nicht vorgelegt. Bei der genannten Mischwasserbehandlung
handelt es sich um eine Regenwasserbehandlung.

Beschluss:

Das Gremium stimmt den Beurteilungen zu Punkt 10 zu.

Die Verwaltung wird beauftragt die Entnahmemengen hinsichtlich der Wasserversorgung zu priifen bzw.
diese Angelegen wegen weitere Veranlassung zu iiberwachen.

Die Leistungsfahigkeit der Bestandskandle und eine eventuelle Sanierung werden ebenfalls im weiteren

Verfahren gepriift.

Es wird bestdtigt, dass kein nach Art. 49 GO personlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:
Ja-Stimmen 16
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0

11. Stellungnahme der Regierung von Unterfranken - Hohere Landesplanungsbehodrde vom
24.10.17

Gemal den Zielen und Grundsatzen 3.1, 3.2 und 3.3 des LEP sowie B II 1.2 und 2.2 des RP 1 und Art. 6
Abs. 2 Nr. 2 BayLplG soll die Siedlungsentwicklung nachhaltig und flachensparend erfolgen, die
vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung und die Wiedernutzbarmachung von Flachen sind
auszuschdpfen und vorrangig zu nutzen, Zersiedelung ist zu vermeiden.

In den bestehenden Baugebieten des Marktes Schéllkrippen ist gemaB Luftbildern (Aufnahme 08.06.14)
weiterhin eine nicht geringe Anzahl von Bauliicken vorhanden. Zudem wurde mit dem Bebauungsplan
»Nordlich der SteinstraBe" erst kiirzlich zusatzlicher Wohnraum geschaffen.

Aufgrund der Lage im Verdichtungsraum ist die Wahrnehmung der Wohnfunktion zu gewahrleisten (G 2.2.7
LEP). Siedlungstatigkeit soll bevorzugt in den Zentralen Orten erfolgen, zu denen auch das Unterzentrum
Schoéllkrippen zahlt (B II 1.4 RP 1). Hinzu kommt, dass gemaB Flachenmanagementdatenbank des
Landesamts fiir Umwelt bis in das Jahr 2028 von einer weiter steigenden Einwohnerzahl ausgegangen
werden kann, die ebenso Neubedarf erzeugt. Zudem hat der Markt Schéllkrippen gemaB Begriindung
bereits Vereinbarungen mit den Grundstiickseigentiimern getroffen mit dem Ziel des Erwerbs der Flachen
im Baugebiet.

Durch Anbindung des Neubaugebiets ergibt sich grundsatzlich eine flachensparende Siedlungsentwicklung,
da bestehende Infrastrukturen mitgenutzt werden kdnnen. Aufgrund der Lage am Ortsrand wurde das MafB
der baulichen Nutzung in groBen Teilen des Plangebietes beschrankt und griinordnerische MaBnahmen
festgesetzt, um das Landschaftsbild nicht zu beeintrachtigen (entspricht Grundsatz B1 3.1.6 RP 1). dadurch
ergibt sich eine geringe Ausnutzung der Grundstiicksflachen (GRZ 0,35).

Die Siedlungsentwicklung kann grundsatzlich als flachensparend beschrieben werden. Um noch
flachensparender vorzugehen wird angeregt, die Wohndichte zu erhéhen, entsprechend der Einstufung als
Zentraler Ort im Verdichtungsraum. Dies kdnnte durch eine Verkleinerung der Grundstiicksflachen und
zugleich einer Erhéhung der GRZ geschehen, um eine bessere Ausnutzung der Bauflachen zu
gewahrleisten.

In diesem Zusammenhang sollte auf Seite 6 der Begriindung des Bebauungsplanes der Hinweis auf die
Lage im landlichen Raum korrigiert werden. Schéllkrippen liegt gemaB LEP 2013 und Regionalplan 1
(Raumstrukturkarte) im Verdichtungsraum. Aus diesem Grund sind die Ziele und Grundsatze zur
Siedlungsentwicklung im Verdichtungsraum des Regionalplans 1 anzuwenden, die unter anderem mit einer
erhdhten Siedlungsdichte einhergehen.
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Angesichts der Entwicklung aus dem rechtskraftigen Flachennutzungsplan, dem verfolgten Erwerb der
Flachen durch die Kommune sowie angesichts des prognostizierten Bedarfs werden keine Einwdande
erhoben. Regionalplanerische Belange, die der Bauleitplanung grundsétzlich entgegenstehen, sind nicht
bekannt.

Eine Stellungnahme zu den externen Ausgleichsflachen erfolgt nach Mitteilung des konkreten Standortes.

Beurteilung:
(vergleiche Beurteilung zu Punkt 6 - inhaltsgleich)

Kenntnisnahme und Beachtung.
12, Stellungnahme der Regierung von Oberfranken - Bergamt Nordbayern vom 25.10.17

Es werden keine Einwdnde erhoben.

Es wird darauf hingewiesen, dass im Markt Schéllkrippen friiher reger Bergbau umging. Das Vorhandensein
hier nichtrisskundiger Grubenbaue kann nicht ausgeschlossen werden. Es wird gebeten, bei den
Baugrunduntersuchungen einen mdglichen Altbergbau zu beriicksichtigen. Des Weiteren ist beim
Baugrubenaushub auf Anzeichen alten Bergbaus (z.B. kiinstliche Hohlraume, altes Grubenholz,
Mauerungen etc.) zu achten. Werden Hinweise auf alten Bergbau angetroffen, ist das Bergamt Nordbayern
zu verstandigen.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.

Der Bebauungsplan enthalt einen Hinweis zum ,Bergbau®.

13. Stellungnahme vom Bayerischen Landesamt fiir Denkmalpflege - Referat B Q —
Bauleitplanung, Miinchen

Es liegt keine Stellungnahme vor.

14. Stellungnahme vom Zweckverband Abwasserbeseitigung Kahlgrund vom 26.10.17

Es bestehen keine Einwande.

15. Stellungnahme der NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH vom 05.10.17

Es bestehen keine Einwande.

Beziiglich geplanter Anpflanzungen ist zu beriicksichtigen, dass beim Pflanzen von Baumen ein
Abstand von mindestens 2,50 m zu den im Gehweg geplanten Gasversorgungsleitungen eingehalten
werden muss. Sollte eine Unterschreitung des Abstandes erforderlich sein, sind geeignete
SchutzmaBnahmen vorzunehmen.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.

In den Festsetzungen des Bebauungsplanes ist eine Formulierung zu Pflanzungen in der Néhe
von Telekommunikations- und Versorgungsleitungen enthalten.

16. Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH, Wiirzburg vom 17.10.17

Es bestehen keine Einwande.

Am Rande des Geltungsbereiches befinden sich Telekommunikationslinien, die aus dem beigefiigten
Bestandsplan ersichtlich sind. Der weitere Netzausbau im Erweiterungsbereich mit
Telekominfrastruktur unterliegt noch einer wirtschaftlichen Priifung.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.
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17. Stellungnahme der Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld vom 06.10.17

In der StraBe ,Im Bangert® und der ,Laudenbacher StraBe" verlaufen 0,4 kV-
Niederspannungskabelleitungen mit einem Schutzzonenbereich von 1,0 m beiderseits der
Leitungsachse.

Die Lage der Leitungstrassen ist dem beigefiigten Plan zu entnehmen (keine Gewahr fiir die Richtigkeit des
Leitungsverlaufs, Information). Das Merkblatt zum Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen ist
zu beachten, um Sachschaden und im Schadensfall eine Gefahrdung von Personen zu vermeiden.

Zwei Wochen vor Baubeginn wird um Kontaktaufnahme mit dem Technischen Kundenmanagement im
Netzcenter Marktheidenfeld, Tel. 0941 — 28003311, gebeten.

Bei Sach-, Personen- und Vermdgensschaden, die auch Dritten bei Nichtbeachtung der notwendigen
Sicherheitsbedingungen entstehen, wird keine Haftung (ibernommen.

Gegen die Aufstellung bestehen keine grundsatzlichen Einwande, wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit
und der Betrieb der Anlagen nicht beeintrachtigt werden.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung der vorgenannten Punkte und des Merkblattes.

18. Stellungnahme vom Amt fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten, Karlstadt,
Dienstgebdude Aschaffenburg vom 25.10.17

Nordwestlich des ausgewiesenen Baugebietes befinden sich Ackerflachen der Spessart Agrar GbR. Auf
diesen Flachen missen, insbesondere zur Erntezeit, BewirtschaftungsmaBnahmen auch auBerhalb der
Lublichen® Geschaftszeiten vorgenommen werden, die Larm-, evtl. Staubimmissionen mit sich bringen.
Zudem ist mit temporarer Geruchsimmission durch das Ausbringen von Guille zu rechnen.

Es wird gebeten, die Bewerber von Baugrundstiicken auf diese Punkte hinzuweisen, um
mogliche Konflikte oder Beschwerden bereits im Vorfeld zu entscharfen.

Bei der Festlegung von AusgleichsmaBnahmen ist darauf zu achten, dass hierdurch nicht noch
weitere landwirtschaftliche Nutzflachen in gréBerem Umfang der Landwirtschaft entzogen werden.
Vorgeschlagen wird beispielsweise die Realisierung von produktionsintegrierten
KompensationsmaBnahmen (PIK) anstelle von Streuobstwiesen; diese Flachen kdnnten dann in der
landwirtschaftlichen Nutzung verbleiben.

Es wird darauf hingewiesen, dass fiir die Erndhrung eines Menschen mit deutschen
Ernahrungsgewohnheiten jahrlich ca. 2.500 m2 landwirtschaftliche Ackerflache benétigt werden.

Laut Statistischem Bundesamt wurden im Jahr 2015 in Deutschland pro Tag 66 ha (= 660.000 m2)
landwirtschaftliche Nutzflache unwiderruflich verbraucht, das ist die Ernahrungsgrundlage von Uber 260
Menschen, und das jeden Tag!

Durch die gute Wirtschaftslage und der damit verbundenen Bautatigkeit wird fiir das Jahr 2016 und
besonders flr das Jahr 2017 mit einem noch weiter ansteigenden Fléachenverbrauch gerechnet. Daher wird
appelliert, bei der Detailplanung und bei der Ausweisung von AusgleichsmaBnahmen sparsam mit
landwirtschaftlichen Nutzflachen umzugehen.

Beurteilung:
Kenntnisnahme.

Die Ackerflachen befinden sich norddstlich des geplanten Baugebietes. Vorrangig ist zu priifen, ob
u. a. Bewirtschaftungs- und PflegemaBnahmen, die eine dauerhafte naturschutzfachliche
Aufwertung erzielen, als KompensationsmaBnahmen mdglich sind, um einen kiinftigen Nutzungs-
und Fléchenverlust vor allem hochwertiger Ackerbdden entgegenzuwirken bzw. vorzubeugen.

Zu kldren ist, inwieweit MaBnahmen zum Artenschutz (VermeidungsmaBnahmen, CEF-
MaBnahmen entsprechend der artenschutzrechtlichen Priifung — saP) in Kombination mit den
produktionsintegrierten KompensationsmaBnahmen (PIK) umgesetzt werden kénnen.

Hohere Aufwendungen zur Bewirtschaftung der Ackerflachen oder Minderertrage sind hierbei den
KompensationsmaBnahmen durchfiihrenden Agrarbetrieb auszugleichen.

19. Stellungnahme vom Bayerischen Bauernverband, Hauptgeschiaftsstelle Unterfranekn,
Wiirzburg, vom 25.10.17
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Die Ausweisung von Bauflachen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter besonderer
Beriicksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet werden, die in den
Siedlungsgebieten vorhandenen Potentiale der Innenentwicklung sind vorrangig zu nutzen.

Die Flachenneuinanspruchnahme in Schéllkrippen ist mit 3,5 m2/(d*km?2) iiberproportional
hoch, in der Bundesrepublik liegt dieser Wert durchschnittlich bei 1,8 m"“/(d*km?2). Die landwirtschaftliche
Nutzflache ist in den letzten zwei Jahrzehnten von 76,5 % auf 71,7 % zurlickgegangen. Diese beiden
Kennzahlen verdeutlichen, wie viel wertvolle Nutzflaiche in der Gemeinde Schéllkrippen in der
Vergangenheit durch die Baugebiete ,Am Keilrain® und ,Nordlich der SteinstraBe® im Ortsteil
Schneppenbach und das Gewerbegebiet ,Schlosswiesen-Stockwiesen™ bereits verloren gegangen sind.

Dieser Verlust von hochwertigen Ackerflichen mindert die Wirtschaftlichkeit der heimischen
landwirtschaftlichen Betriebe. Die verlorenen landwirtschaftlichen Flachen fehlenden Bewirtschaftern im
hart umk@mpften Pachtmarkt. Der Druck auf die Pachtpreise nimmt zu. Immer weniger Pachtflachen stehen
zur Verfiigung, somit werden die Produktionsbedingungen fiir die aktiven landwirtschaftlichen Betriebe in
der Region rund um Schéllkrippen immer schwieriger.

Kommt es dennoch zu einer Umsetzung des Bebauungsplanes, so muss die Bewirtschaftung der an das
geplante Gebiet angrenzenden Flachen weiterhin uneingeschrankt méglich sein, auch die Zufahrtswege zu
den landwirtschaftlichen Flachen miissen erhalten bleiben.

Die Verkehrswege miissen auch weiterhin fiir tberbreite landwirtschaftliche Maschinen befahrbar
sein und dirfen von Anwohnern nicht als zusatzliche Parkmdglichkeiten gebraucht werden.

Es ist leider nicht zu verkennen, dass die Empfindlichkeit der Menschen gegenlber den Immissionen, sei
es Geruch, Larm, Staub aber auch Fliegen, besonders auch auBerhalb der ortsiiblichen Zeiten, von Seiten
der Landwirtschaft immer mehr zunimmt. Durch die Tierhaltung, den landwirtschaftlichen Verkehr, die
Bearbeitung der benachbarten landwirtschaftlichen Flachen sind Emissionen vorhanden. Es kann
erfahrungsgemdB zu Beschwerden, Anzeigen kommen, die Landwirte miissen sich rechtfertigen. Die
benachbarten Landwirte dirfen durch das geplante Wohnbaugebiet nicht zum Regress herangezogen
werden oder Beschrankungen erfahren.

Der Verlust des guten Ackerbodens sollte in Bezug auf § 202 BauGB ,Schutz des
Mutterbodens™ bzw. Schutz des anstehenden Oberbodens gemaB DIN18915/3 abgemildert werden,
indem man den beim Bau anfallenden Mutterboden den heimischen Landwirten zur Bodenverbesserung
schlechter Acker (Auffiillungshéhe bis 20 cm) zur Verfiigung stellt.

Der Bayerische Bauernverband bittet folgenden Hinweis im Flachennutzungsplan
aufzunehmen: ,Vor Beginn der baulichen Arbeiten auf dem Grundsttick ist der Oberboden abzutragen,
seitlich zu lagern und nach Abschluss der BaumalBnahme wieder einzubauen. Nicht mehr bendtigte
Oberboden sind fiir Bodenverbesserungen in der heimischen Landwirtschaft zu verwenden."

Fiir den Ausgleich der Bauflachen fordern wir den Ausgleich auBerhalb landwirtschaftlicher Flachen oder
Uber produktionsintegrierte MaBnahmen vorzunehmen. Produktionsintegrierte Anbausystem, wie z.B. der
Anbau alternativer Energiepflanzen, Agroforst-Systemen, Bliihstreifen. Lerchenfenster usw. sind ein
wertvoller Baustein fiir eine Diversifizierung der landwirtschaftlichen Flachennutzung und tragt damit auch
zu mehr Vielfalt sowie Biotopvernetzung fiir wildlebende Arten in der Flache bei. Die BBV Landsiedlung
kann Sie bei allen Agrar- und Umweltplanungen unterstiitzen, um so MaBnahmen zum Wohle der
Gesellschaft, der Landwirtschaft und des Naturschutzes zu finden.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.

Um die Flachenverluste fiir die Landwirtschaft zu reduzieren, sind Synergien zwischen
Landwirtschaft und Naturschutz zu suchen. Ansatz der Kompensation der Eingriffe sollten
bei Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flachen MaBnahmen sein, die in landwirtschaftliche
Betriebsweisen integriert werden kénnen (siehe hierzu auch Verteiler Nr. 18)

Der Hinweis zum , Schutz des Mutterbodens™ wird im Bebauungsplan aufgenommen.
Auf die von der landwirtschaftlichen Nutzung auf das Wohngebiet einwirkenden Immissionen wird
im Bebauungsplan bereits hingewiesen. Zu beachten ist, dass bei Realisierung des Baugebietes die
Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flachen sowie die Befahrbarkeit der notwendigen
Verkehrswege uneingeschrankt méglich sind.

| Beschluss:
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Das Gremium stimmt der Beurteilung zu Punkten 11 bis 19 zu. Die sich ergebenden Anderungen sind im
Entwurf des Bebauungsplans entsprechend einzuarbeiten.

Hinsichtlich der Ausgleichsflachen und -maBnahmen ist nach Auswahl geeigneter Grundstlicke zu priifen,
ob sich die AusgleichsmaBnahmen mit der darauf derzeit betriebenen Landwirtschaft vereinbaren lassen.
Produktionsintegrierte KompensationsmaBnahmen sind anzustreben.

Es wird bestatigt, dass kein nach Art. 49 GO persoénlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:
Ja-Stimmen 16
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0

B. Offentliche Auslegung

Vorsprache am 26.10.2017 von Herrn Sebastian Withelm (wohnhaft Eckenweg 25,
Kleinkahl) und Frau Nicole Withelm (wohnhaft WilhelmstraBe 24, Aschaffenburg),
Bauherrschaft: ,Im Bangert 2%, FI.Nr. 3595/20, Schollkrippen

Hinterfragt werden die festgesetzten Hohen im neu geplanten Baugebiet, besonders im Hinblick auf das
groBe Baufenster im sidwestlichen Teil des Geltungsbereiches. Aufgrund der Festsetzungen des
Bebauungsplanes ,Am Keilrain® bzgl. der zuldssigen Wandhdhen und der aktuellen Standards bei der
Aufbringung einer Warmedammung im Dachgeschoss (vorgeschriebene Starke/Dicke), war das Geschoss
laut Bauherrschaft nicht mehr zu Wohnzwecken nutzbar. Die Bauherrschaft hat sich daher fir die
nachtragliche Errichtung von Gauben entschieden. Bei dem nun geplanten Neubaugebiet sollte das
beriicksichtigt werden, denn sonst wiirde diese ,Problematik™® bei den kiinftigen Bauherren sicher wieder
auftreten.

Beurteilung:
Kenntnisnahme.

Bei Neubauten tragen klare Architekturformen mit méglichst einfachen ,ungestérten™ Dachfldchen
zur Energieeinsparung bei. Elemente wie Dachaufbauten verursachen vermehrt konstruktiv
bedinge Warmebriicken bzw. Luftundichtheiten.

Um in dem Dachraum mehr nutzbare Wohnfldche mit ausreichender lichter Raumhé&he ohne
Dachgauben zu gewinnen, ist der Wunsch nach Erhdhung des ,Kniestocks" bzw. der Wandhdhe
nachvollziehbar. Eine Optimierung der zuldassigen Wandhohe sollte jedoch nicht die Entwicklung
von einem Dachgeschoss zu einem reduzierten zweiten Vollgeschoss sein. Eine Erh6hung der
Wandhohe um 0,50 m wird zur Diskussion gestellt. Zu beachten ist in diesem
Zusammenhang die Problematik einer ausgewogenen Fassadengestaltung.

Beschluss:

Der Beurteilung der Planerin Frau Richter wird gefolgt, die zuldssige maximale Wandhéhe soll um 0,50 m
angehoben. Der Entwurf ist entsprechend zu dndern.

AbschlieBend erteilt das Gremium sein Einvernehmen zu den vorgetragenen Veranlassungen
und Anderungen (), Billigungsbeschluss"), die sich aus den eingegangenen Stellungnahmen
ergeben.

Die Verwaltung wird beauftragt das Verfahren in Zusammenarbeit mit dem beauftragten Bauatelier
Richter/Schaffner weiter voran zu treiben und den Entwurf zum Bebauungsplan entsprechend aktualisieren
zu lassen.

Der aktualisierte Entwurf soll dann zeitnah im Zuge der formlichen Beteiligung nach §§ 3, 4
Abs. 2 BauGB der Offentlichkeit zugdnglich gemacht (6ffentliche Auslegung) und den
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Fachbehdérden sowie sonstigen Tragern o6ffentlicher Belange zur Stellungnahme vorgelegt
werden (,,Beschluss iiber die Durchfiihrung der férmlichen Beteiligung").

Sollten sich gewichtige Anderungen am Entwurf (speziell hinsichtlich der noch erforderlichen
Ausgleichsflachen) ergeben, deren Zustimmung im Marktgemeinderat erforderlich wird, wird eine erneute
Behandlung erfolgen.

Ansonsten berichtet Biirgermeister Pistner im Gremium wieder {iber die ergangenen Anderungen.

Es wird bestatigt, dass kein nach Art. 49 GO personlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:

Ja-Stimmen 16
Nein-Stimmen
pers. beteiligt

oo

Beschluss:

Fir den Bebauungs- und Griinordnungsplan besteht Einverstandnis.

Abstimmung:

Ja-Stimmen 16
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0

Fiir die Richtigkeit:
Schollkrippen, den 16.05.18

Bader
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Zeichenerklarung

LEIRENNRZ RN RNEE

Flurstiicke

A11 Intensiv bewirtschafte Acker ohne oder mit stark verarmter Segetalvegetation

B13 Stark verbuschte Griinlandbrachen (Verbuschung > 50 % ) und initiales Gebuschstadium

B311 Einzelbdume / Baumreihen / Baumgruppen mit Gberwiegend einheimischen, standortgerechten Arten, junge Auspréagung
B312 Einzelbaume / Baumreihen / Baumgruppen mit berwiegend einheimischen, standortgerechten Arten, mittlere Ausprégung
B313 Einzelbaume / Baumreihen / Baumgruppen mit Giberwiegend einheimischen, standortgerechten Arten, alte Auspréagung
B321 Einzelbdume / Baumreihen / Baumgruppen mit Uberwiegend gebietsfremden Arten (inkl. Alleen), junge Auspréagung

G11 Intensivgriinland (genutzt ) (inkl. einjahrig brachgefallenes Intensivgriinland, Wechselgriinland wird unter A1-2 gefasst)

G12 Intensivgrinland, brachgefallen (ohne einjahrige Besténde, mit einem hohen Anteil an Brachezeigern, Verbuschung <50 %)
G211 MaRig extensiv genutztes, artenarmes Griinland

G212 MaRig extensiv genutztes, artenreiches Grinland (z. B. Glatt-/ Goldhaferwiesen oder Weiden)

K132 Artenreiche Sdume und Staudenfluren frischer bis méaRig trockener Standorte

L112 Eichen-Hainbuchenwalder wechseltrockener Standorte, mittlere Ausprédgung

L521 Weichholzauenwalder, junge bis mittlere Auspragung

L62 Sonstige standortgerechte Laub(misch)walder, mittlere Auspragung

P42 Land- und forstwirtschaftliche Lagerflachen

V11 Verkehrsflachen des StralRen- und Flugverkehrs, versiegelt (mit wasserundurchldssiger Beton-, Asphalt- oder Pflasterdecke)
V31 Rad-/Fulwege und Wirtschaftswege, versiegelt (mit wasserundurchlassiger Beton-, Asphalt- oder Pflasterdecke)

V331 Grinwege und Wege mit offenem Boden, nicht bewachsen (mit offenem Boden)

V332 Griinwege und Wege mit offenem Boden, bewachsen (Griinwege)

V51 Grinflachen und Gehdlzbestande junger bis mittlerer Ausprdgung entlang von Verkehrsflachen

Bauherr
Verwaltungsgemeinschaft Schéllkrippen Flachenbeurteilung zur 216-171106-B-g-5915/1-297x210
Marktplatz 1 Herstellung von Ausgleichsflachen
63825 Schéllkrippen
Entwurfsverfasser Hauptstrale 45 Zeichnung MaRstab Datum

KLAUS-DIETER STRECK 63820 Elsenfeld Bestandsbiotope fiir Flur Nr.: 5915/1 0 10 20 30m
Dipl.-Ing. Landschaftsarchitekt Tel 06022-7108899 L1 1 | Alql 11 .2017,.‘

Projekt Plan

Fax 06022-7108898 Y, age J
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Zeichenerklarung
° ® Holzpfosten zum Biotopschutz an Ackerflachen
Flurstiicke

Standort fir Baumpflanzungen (Art nach Bericht)

O Wildobst (einheimische, standortgerechte Art)
O StraRenbaum (einheimische, standortgerechte Art)

Angestrebte Zielbiotope nach BayKompV

B112 Mesophiles Gebische / Hecken (z.B. mit Schlehe, Weildorn, Hasel)
B213 Feldgehdlze mit Gberwiegend einheimischen, standortgerechten Arten, alte Auspragung

B432 Streuobstbestande im Komplex mit intensiv bis extensiv genutztem Griinland, mittlere bis alte Ausbildung
B441 Streuobstbestande im Komplex mit artenreichem Extensivgriinland (junge bis alte Ausbildung)
G212 M&Rig extensiv genutztes, artenreiches Griinland (z. B. Glatt-/ Goldhaferwiesen oder Weiden)
[ G221 MaBig artenreiche seggen- oder binsenreiche Feucht- und Nasswiesen (extensiv genutzt)
Bt K132 Artenreiche Sdume und Staudenfluren frischer bis maRig trockener Standorte
L522 Weichholzauenwalder, alte Auspragung
- W12 Waldmantel frischer bis maRig trockener Standorte (z.B. mit Schlehe, Pfaffenhiitchen oder Hasel)
7/~ Fur Ausgleichsmalnahme nicht geeignete Flache

Tela
RN
- B313 Einzelbdume / Baumreihen / Baumgruppen mit iberwiegend einheimischen, standortgerechten Arten (inkl. Alleen), alte Auspragung
[
[
NN

Bauherr Projekt Plan

Verwaltungsgemeinschaft Schéllkrippen Flachenbeurteilung zur 216-171106-E-g-5915/1-297x210

Marktplatz 1 Herstellung von Ausgleichsflachen

63825 Schéllkrippen

Entwurfsverfasser Hauptstrale 45 Zeichnung MaRstab Datum

KLAUS-DIETER STRECK 63820 Elsenfeld Gestaltungsvorschlag fir Flur Nr.: 5915/1] o 10 20 30m

Dipl.-Ing. Landschaftsarchitekt Tel 06022-7108899 L1 1 | 06,11.2017 A
Fax 06022-7108898 Anlage 3
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Markt Schollkrippen

BEGLAUBIGTER AUSZUG AUS DER NIEDERSCHRIFT

Sitzung des Marktgemeinderates Schollkrippen am 31.07.2018
Dieser Tagesordnungspunkt war offentlich .

TOP: 5

Bebauungs- und Griinordnungsplan "Am Keilrain - 1. Erweiterung” - Behandlung der
Stellungnahmen aus der formlichen Beteiligung und Auslegung, ggf. Satzungsbeschluss

Sachverhalt:
In der offentlichen Sitzung am 12.12.2017 erfolgte die Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen
aus der frihzeitigen Beteiligung zum Bebauungsplanentwurf. Danach wurden die Verwaltung und die
Planerin Frau Richter mit weiterer Veranlassung aufgrund der erforderlichen Anderungen am Planentwurf
und der Durchfiihrung der formlichen Beteiligung der Offentlichkeit und Behdrden beauftragt.
Die formliche Beteiligung fand in der Zeit vom 18.06.2018 bis einschlieBlich 20.07.2018 statt.

A. Folgende Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange

Folgende Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurden beteiligt:

1. Landratsamt — Bauabteilung/Kreisbaumeisterin

2. Landratsamt — Untere Naturschutzbehotrde

3. Landratsamt — Untere Immissionsschutzbehérde

4, Landratsamt — Untere Denkmalschutzbehoérde

5. Landratsamt — Sachgebiet Wasser- und Bodenschutz
6. Landratsamt — Regionaler Planungsverband

7. Landratsamt — Kreisbrandinspektion

8. Landratsamt — Gesundheitsamt

9, Staatliches Bauamt, Fachbereich StraBenbau

10. Wasserwirtschaftsamt

11. Regierung von Ufr., Hohere Landesplanungsbehdrde

12. Regierung von Ofr., Bergamt Nordbayern

13. Bayer. Landesamt fiir Denkmalpflege, Ref. B Q — Bauleitplanung, Miinchen
14, Zweckverband Abwasserbeseitigung Kahlgrund

15. NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH, Sailauf Weyberhéfe

16. Deutsche Telekom Technik GmbH, Wirzburg

17. Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld

18. Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten, Karlstadt, Dienstgeb. AB
19. Bayer. Bauernverband

20. Bund Naturschutz

Die eingegangenen Stellungnahmen wurden von der Planerin Frau Richter

zusammengestellt und werden wie folgt beurteilt:

1. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg — Bauaufsicht/Kreisbaumeisterin vom
21.06.2018

Es werden keine Hinweise und Bedenken vorgetragen.
Der Entwurf ist in sich stimmig und die stadtebauliche Konzeption ist sehr gut begriindet. Zustimmung!

Beurteilung:
Kenntnisnahme.
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2. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg — Untere Naturschutzbehérde vom
05.07.2018

Die artenschutzrechtliche Priifung (PGNU vom 15.12.2017) und die Eingriffsregelung sind ordnungsgemaB
abgearbeitet. Die Ergebnisse sind im Bebauungs- und Griinordnungsplan eingearbeitet sowie im Plan. Die
MaBnahmen und Pflanzungen sind zeitnah umzusetzen.

Bei der externen Ausgleichsfliche 5 ist folgende Anderung vorzunehmen: Lt. Tabellen der
Entwicklungszeitraume des Bayerischen Landesamtes fiir Umwelt ist die Zeitdauer, bis das Entwicklungsziel
eines Streuobstbestandes erreicht ist (15 — 30 Jahre), somit sind hier mindestens 20 Jahre anzusetzen. Ein

fachgerechter Pflegeschnitt und sachkundige Pflege fiir 10 Jahre reicht nicht aus.
Ansonsten besteht mit der vorliegenden Planung seitens des Naturschutzes Einverstandnis.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung

Die Umsetzung der Vermeidungs- und CEF-MaBnahmen erfolgt entsprechend den Ergebnissen

der speziellen artenschutzrechtlichen Priifung. Die PflegemaBnahmen der Obstbdume werden auf
die Dauer von mindestens 20 Jahre festgelegt.

3. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg - Untere Immissionsschutzbehérde und
Kreisheimatpfleger vom 21.06.2018

Es bestehen keine Einwande. Anmerkung: Aktuelle Fassung der DIN 4109 ist vom Januar 2018.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und redaktionelle Berichtigung.

4, Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg - Untere Denkmalschutzbehérde vom
10.07.2018

Es bestehen keine Bedenken.

5. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg - Sachgebiet Wasser- und Bodenschutz
Es erfolgt keine erneute Stellungnahme (* telef. H. Schultes, Sachbearbeiter LRA, 19.07.2018), den
Anmerkungen des Schreibens vom 27.09.2017 ist nichts hinzuzuftigen.

6. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg - Regionaler Planungsverband Bayer.
Untermain — Region vom 11.07.2018

Es werden, wie auch im Schreiben vom 25.10.2017, keine Einwendungen erhoben.

Hinweis: Schéllkrippen liegt gemdaB Landesentwicklungsprogramm Bayern und Regionalplan Bayerischer
Untermain (RP 1) im Verdichtungsraum. Der Planungsausschuss des RP 1 hat auf seiner Sitzung am

16.05.2018 u.a. das Fortschreibungsverfahren fiir das kiinftige Kapitel 2.1 ,Zentrale Orte™ beschlossen.
Schéllkrippen wird nach Inkrafttreten als ,Grundzentrum®™ ausgewiesen.

Beurteilung:
Kenntnisnahme.

Anwendung der Ziele und Grundsatze entsprechend der Lage der Marktgemeinde im
Verdichtungsraum.
7. Stellungnahme vom Landratsamt Aschaffenburg — Kreisbrandinspektion vom 20.06.2018

Die Stellungnahme entspricht dem Schreiben vom Oktober 2017 im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung.
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In der Stellungnahme wird auf die Belange des abwehrenden Brandschutzes hingewiesen. Nach Art. 1
Abs. 1 und 2 Bayer. Feuerwehrgesetz ist der abwehrende Brandschutz und die Bereitstellung der
notwendigen Léschwasserversorgungsanlagen eine gemeindliche Pflichtaufgabe.

Bei den bauleitplanerischen Uberlegungen bestehen beziiglich dem vorgelegten Entwurf keine Bedenken,
wenn nachfolgende Punkte beachtet werden:

Die Freiwillige Feuerwehr Schéllkrippen kann im Verbund mit den anderen Ortsfeuerwehren den
Brandschutz fiir dieses Gebiet in der vorgeschriebenen Hilfsfrist von 10 Minuten gewahrleisten. Die
Ausriistung und Organisation der Feuerwehr ist fiir die geplante Bebauung ausreichend.

2. Rettungsweg

Der 2. Rettungsweg kann mit Rettungsgeraten der Freiwilligen Feuerwehr Schollkrippen bis zu
einer Rettungshodhe von 18 m (ab 2019 bis 23 m) sichergestellt werden. Die erforderliche Zugange,
Zufahrten und Aufstellflachen fir die Feuerwehr missen der Richtlinie fiir Flachen auf dem
Grundstiick bzw. der DIN 14090 entsprechen. Die detaillierte Ausfiihrung und die Anforderungen
sind im Zuge der Baugenehmigungsverfahren festzulegen.

Zufahrten und Bewegungsflachen

Die ZufahrtsstraBen zu den Schutzobjekten (Wohnhaduser) miissen fiir Feuerwehrfahrzeuge mit
einer Achslast von mind. 10 to ausgelegt sein und sollten im Regelfall keinen gréBeren Abstand als
50 m zu den Gebauden auf dem Grundstiick haben. Die ZufahrtsstraBen miissen mit Fahrzeugen,
die eine Lange von 10 m, eine Breite von 2,5 m und einen Wendekreisdurchmesser, von 18,5 m
besitzen, befahren werden kénnen. Bei Gebduden, die ganz oder mit Teilen mehr als, 50 m von
einer offentlichen Verkehrsflache entfernt sind, sind Zufahrten und Durchfahrten zu den vor und
hinter den Gebduden gelegenen Grundstiicksteilen und Bewegungsfldchen herzustellen, wenn sie
aus Griinden des Feuerwehreinsatzes vorhanden sein mussen (Art. 5 Abs. 1 Satz 4 BayBO).
Ausreichende Flachen fiir die Feuerwehr auf der offentlichen Verkehrsflache bei Abstédnden von
weniger als 50 m. Ausreichende Bewegungsflachen (L = 12 m, B= 7 m) fir den Einsatz eines
Feuerwehrfahrzeuges, max. Abstand von 50 m zu den jeweiligen Grundstiicken bzw.
Schutzobjekten und in Abstanden von max. 100 m im StraBenverlauf miissen vorhanden sein.

Ldschwasserversorgung

Die Bereithaltung und Unterhaltung notwendiger Loschwasserversorgungsanlagen ist Aufgabe der
Gemeinde und damit bei Neuausweisung eines Bebauungsplangebietes ein Teil der ErschlieBung
im Sinn von § 123 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB). Die Sicherstellung der notwendigen
Ldschwasserversorgung zahlt damit zu den bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die
Erteilung einer Baugenehmigung. Welche Loschwasserversorgungsanlagen im Einzelfall notwendig
sind, ist anhand der Brandrisiken des konkreten Bauvorhabens zu beurteilen.

Sie hat Loéschwasser in einem Umfang bereitzuhalten, wie es die jeweils vorhandene o&rtliche
Situation, die unter anderem durch die (zulassige) Art und das (zuldassige) MaB der baulichen
Nutzung, die Siedlungsstruktur und die Bauweise bestimmt wird, verlangt. Ein Objekt, das in dem
mafBgebenden Gebiet ohne weiteres zuldssig ist, stellt regelmaBig kein auBergewdhnliches, extrem
unwahrscheinliches Brandrisiko dar, auf das sich die Gemeinde nicht einzustellen brauchte (vgl. die
Vollzugsbekanntmachung zum BayFWG unter Pkt. 1.3)

Frihzeitige und sorgfaltige Planung der Ldschwasserversorgung. Ermittlung der notwendigen
Loéschwassermenge nach den Vorgaben des Arbeitsblattes W 405 der Deutschen Vereinigung des
Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW). Bei der Planung, Ausfihrung und Betrieb der
Wasserversorgungsanlage sind die einschldagigen Richtlinien des DVGW, insbesondere die
Arbeitsblatter W 405 — Loschwasser, W 331 — Hydrantenrichtlinie, W 313 — Feuerlésch- und
Brandschutzanlagen, W 311 - Wasserversorgung und Wasserspeicherung, zu beachten.
Sicherstellung der notwendigen Léschwasserversorgung lber einen Zeitraum von 2 Stunden. Sie
betragt im vorliegenden Fall in einem allgemeinen Wohngebiet wegen der

Geschossflachenzahl 1.600 |/min.

Hydranten
Ausreichende Anzahl von geeigneten Hydranten, max. 75 m Entfernung von den notwendigen

Bewegungsflachen fir Feuerwehrfahrzeuge, Beachtung der DIN-Normblatter.
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Einplanung von alternativen Léschwasserentnahmeeinrichtungen, wie z.B. unterirdische
Loschwasserbehalter, Loschwasserbrunnen, Ldschwasserteiche, wenn die erforderliche
Loschwassermenge mit dem offentlichen Trinkwasserversorgungsnetz nicht ausreichend
sichergestellt werden kann. Die fiir die Hydranten und L&schwasserentnahmeeinrichtungen
relevanten Normblatter sind zu beachten.

Ausreichende Sirenenanlagen

Bei der Anordnung von Gebaduden ist zu beachten, dass bei ggf. vorhandenen Freileitung die
Abstdnde zu Bauten und eines bei der notwendigen Brandbekdampfung tatigen Feuerwehrmannes
auch bei max. Ausschwingung der Leitung nach den VDE-Vorschriften entsprechen miissen.

Bauantrage, welche die einschldagigen Brandschutzanforderungen der BayBO nicht erfiillen oder bei
denen von den Brandschutzanforderungen abgewichen werden soll und Gebaude oder Betriebe
besonderer Art und Nutzung oder fiir besondere Personengruppen (Sonderbauten), sind im
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu priifen.

Beurteilung:

Kenntnisnahme und Beachtung.

Im Zusammenhang mit der ErschlieBung des Wohnbaugebietes sind die aufgefiihrten
Anforderungen an die ZufahrtsstraBe zu beriicksichtigen.

Die Entfernungen der Grundstiicke bzw. Schutzobjekte zu den offentlichen Verkehrsflachen
betragen jeweils weniger als 50 m, so dass die erforderlichen Bewegungsflachen im 6ffentlichen
Verkehrsraum zur Verfiigung gestellt werden kénnen.

Das vorhandene offentliche Trinkwassernetz wird durch die Verwaltung beziiglich der
Sicherstellung der erforderlichen Léschwassermenge von 1.600 |/min (96 m3/h) gepriift und zum
Akt genommen. Die ausreichenden Abstande der Hydranten und die Dimension zur
Wasserentnahme werden bei der Planung zur Erweiterung der Wasserleitung berlicksichtigt.

Eine Freileitung verlauft nicht im Bereich des Plangebietes.

Beschluss zu den Stellungnahmen:
Den Beurteilungen der Planerin Frau Richter zu den Stellungnahmen 1 bis 7 wird zugestimmt.

Die Verwaltung wird beauftragt eine Priifung der verfiigbaren Loschwassermenge fiir den Bereich zu

veranlassen.

Es wird bestdtigt, dass kein nach Art. 49 GO personlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der

Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:

Ja-Stimmen 14
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0

8. Stellungnahme vom Landratsamt — Gesundheitsamt vom 25.06.2018

Es bestehen keine Bedenken.

9. Stellungnahme vom Staatlichen Bauamt - Fachbereich StraBenbau vom 19.07.2018

Grundsatzlich besteht mit dem Bebauungs- und Griinordnungsplan und der Begriindung

Einverstandnis. Auf die im Schreiben vom 19.10.2017, AZ S13-4622-0417, aufgefiihrten Erganzungen

bzw. Hinweise, dass die Errichtung der Bushaltestelle mit den zusténdigen Fachbehdrden unbedingt

abzustimmen ist, wird jetzt nochmals verwiesen.
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Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.

Die Ausflihrung der geplanten Bushaltestelle wird bei ErschlieBung des Baugebietes mit den
maBgebenden Behérden und Stellen (Untere Verkehrsbehdrde, Nahverkehrsbeauftragten und
Behindertenbeauftragten) sowie dem Staatlichen Bauamt abgestimmt. Diesen wird eine
genehmigte Planfassung nach Erlangen der Rechtskraft zur Verfligung gestellt.

10. Stellungnahme vom Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg vom 16.07.2018

Das Amt hat sich mit Schreiben vom 23.10.2017 im Rahmen der frihzeitigen Behdrdenbeteiligung
geduBert. Weitere Anmerkungen sind nicht veranlasst. Es wird ausdriicklich darauf hingewiesen, dass die
wasserrechtlich genehmigten Entnahmemengen zur Wasserversorgung nach wie vor (iberschritten werden
und eine Versorgung somit nicht sichergestellt ist.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und weitere Bearbeitung.

Zur Sicherstellung der Wasserversorgung werden derzeit Untersuchungen (Ingenieurbiiro Jung)
durchgefiihrt, welche weiteren Gewinnungsmdoglichkeiten bestehen. Es wurden Alternativen mit
dem Anschluss von Hofstadten an die Fernwasserversorgung der Spessartgruppe zur Entlastung
des Ortsnetzes sowie Mehrentnahmen aus den Wasserfassungen im Laudenbachtal aufgezeigt. Ziel
ist eine gemeindeeigene Wasserversorgung, daher wurden durch das Biro Jung
Bohrpunktoptimierungen vorgelegt. Nach dem Ergebnis der Untersuchungen wird die Gemeinde
die notwendigen MaBnahmen festlegen, um die Trinkwasserversorgung kiinftig und dauerhaft
sicherzustellen und die bisher auf Ende 2020 befristeten genehmigten Entnahmemengen
einzuhalten. Die Uberschreitungen der zuldssigen Entnahmemengen ergeben sich in den
Sommermonaten haufig bei anhaltender, extremer Trockenheit.

11. Stellungnahme der Regierung von Ufr., Hohere Landesplanungsbehérde vom 05.07.2018
Es werden, wie auch im Schreiben vom 24.10.17, keine Einwendungen erhoben.

Hinweis: Schollkrippen liegt gemdaB Landesentwicklungsprogramm Bayern und Regionalplan Bayerischer
Untermain (RP 1) im Verdichtungsraum. Der Planungsausschuss des RP 1 hat auf seiner Sitzung am

16.05.2018 u.a. das Fortschreibungsverfahren fiir das kiinftige Kapitel 2.1 ,Zentrale Orte™ beschlossen.
Schoéllkrippen wird nach Inkrafttreten als ,,Grundzentrum®™ ausgewiesen.

Beurteilung:
Kenntnisnahme.

Anwendung der Ziele und Grundsatze entsprechend der Lage der Marktgemeinde im
Verdichtungsraum.
12. Stellungnahme der Regierung von Oberfranken - Bergamt Nordbayern vom 05.07.2018

Es wird auf die Stellungnahme vom 25.10.2017 verwiesen. Weitere vom Bergamt Nordbayern zu
vertretende Belange werden nach den vorliegenden Unterlagen nicht bertihrt.

Beurteilung:
Kenntnisnahme.

Der Hinweis auf einen mdglichen alten Bergbau ist enthalten

13.Stellungnahme vom Bayer. Landesamt fiir Denkmalpflege, Ref. B Q — Bauleitplanung,
Miinchen

Es liegt keine Stellungnahme vor.
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14. Stellungnahme vom Zweckverband Abwasserbeseitigung Kahlgrund vom 19.07.2018

Es bestehen keine Einwande.

15. Stellungnahme der NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH, Sailauf

Es liegt keine erneute Stellungnahme vor.

16. Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH, Wiirzburg, vom 19.06.2018
Es bestehen keine Einwdnde. Am Rande des Geltungsbereiches befinden sich Telekommunikationslinien,

die aus dem beigefiigten Bestandsplan ersichtlich sind. Der weitere Netzausbau im Erweiterungsbereich
mit Telekominfrastruktur unterliegt noch einer wirtschaftlichen Priifung.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.

Das Unternehmen wird weiterhin informiert, insbesondere hinsichtlich der geplanten ErschlieBung.

17. Stellungnahme der Bayernwerk Netz GmbH, Marktheidenfeld, vom 11.07.2018

Das Schreiben BAGE-DFwMa-Wi vom 06.10.2017 besitzt in vollem Umfang weiterhin Gliltigkeit und ist
somit Teil der aktuellen Stellungnahme. Gegen die Aufstellung bestehen keine grundsatzlichen Einwande,
wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen nicht beeintrachtigt werden.

Beurteilung:
Kenntnisnahme und Beachtung.

Die Schreiben hinsichtlich der bestehenden Leitungstrassen in der StraBe ,,Am Bangert" und der

~Laudenbacher StraBe", Merkblatt zum Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen,
Kontaktaufnahme, Ausschluss von Haftung, finden Bericksichtigung.

18. Stellungnahme vom Amt fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten, Karlistadt,
Dienstgebdude Aschaffenburg, vom 11.07.18
Die Stellungnahme vom 25.10.2018 wird aufrechterhalten.

Zu den AusgleichsmaBnahmen:
Gegen die AusgleichsmaBnahmen A 1 bis A 4 (interne Ausgleichsflachen) werden keine Einwdnde erhoben.

Die von der AusgleichsmaBnahme A 5 betroffene Flache mit der FI.Nr. 5915/1 wird vom Berghof
Schoéllkrippen als Weide fiir seine Mutterkuhherde bewirtschaftet.

Aufgrund der GréBe von 2 ha kann der Betrieb je Weidedurchgang die gesamte Herde auf diese Flache
auftreiben.

Durch die geplante Anlage einer Streuobstwiese auf einem Drittel der Flache wird die Beweidung
schwieriger, wenn z. B. bei Regenperioden nicht mehr die gesamte Herde auf dieser Flache aufgetrieben
werden kann. Die Herde muss dann geteilt werden und ein Teil der Herde muss auf andere Weiden
getrieben werden. Dies bedeutet flir den Betrieb einen arbeitswirtschaftlichen Mehraufwand (Zeitbedarf fiir
den Auftrieb, Wasserversorgung, Tierkontrolle usw.).

Bedenken gegen Streuobstwiesen:

e Was passiert nach Anlage dieser AusgleichsmaBnahme mit den Baumen? Wer Pflegt die Baume,
wer maht das Gras, gerade wenn die Baume so eng und nicht in Reihe gesetzt werden sollen wie
in Ihrem Plan dargestellt?

e Schutz der Baume vor Weidetieren
Wenn der Berghof das Gras unter den kiinftigen Streuobstbdumen abweiden soll, dann ist
Einzelbaumschutz notwendig, andernfalls ist die zu bepflanzende Flache komplett abzuzdunen.
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Beurteilung:
Beachtung und weitere Veranlassung.

Zur Beweidung verbleibt der nicht als Ausgleichsflache vorgesehene Grundstiicksanteil des
Flurstiicks Nr. 5915/1. Nach Riicksprache mit dem vom Markt Schoéllkrippen beauftragten
Landschaftsarchitekten Streck kann die Flache als Weideflache genutzt werden. Die
anzupflanzenden sind Wildobst- und Feldgehdlzflachen werden durch den Markt Schéllkrippen
angelegt. Die Pflege wird bis auf weiteres auch der Markt Schéllkrippen iibernehmen, es wird aber
nach einem Vertragslandwirt gesucht, der die Pflege dann auf lange Sicht tibernehmen kann. Der
Schutz dieser Anpflanzungen erfolgt durch den Pachter des der Weideflache. Mit diesem wird
entsprechend vereinbart, dass die Anpflanzungen durch einen Zaun geschiitzt werden.

Siehe hierzu auch die Beurteilung zu Nr. 19. Bayerischer Bauernverband.

Beschluss zu den Stellungnahmen:

Gegen die Beurteilungen zu den Punkten 8 bis 18 der Planerin Frau Richter bestehen keine Bedenken. Zu
der Pflege und Sicherung der Ausgleichsflachen und -maBnahmen wird der Markt Schéllkrippen noch nach
einem geeigneten Vertragspartner suchen.

Es wird bestdtigt, dass kein nach Art. 49 GO personlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:

Ja-Stimmen 14
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0
19. Stellungnahme vom Bayerischen Bauernverband, Wiirzburg, vom 17.07.2018

Die Stellungnahme vom 25.10.2017 wird inhaltlich erneut in vollem Umfang zum Gegenstand des
Schreibens vom 17.07.2018.

Zusammenfassend wird in Bezugnahme auf die bereits erfolgte Stellungnahme noch einmal darauf
hingewiesen, dass sich die Ausweisung von Baufldchen an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter
besonderer Beriicksichtigung des demographischen Wandels und der in den Siedlungsgebieten
vorhandenen Potentiale der Innenentwicklung, die vorrangig zu nutzen sind, beurteilt werden muss.

Auch die Neuinanspruchnahme von Flachen in Schéllkrippen ist im Vergleich der Fldcheninanspruchnahme
in der Bundesrepublik Giberproportional hoch.

Der nach wie vor hohe Flachenfra® und die Vernichtung bzw. der Verlust von hochwertigen Ackerflachen,
die mindestens die Wirtschaftlichkeit der heimischen landwirtschaftlichen Betrieb mindern, schlimmstenfalls
deren Konkurrenzfahigkeit und Wirtschaftlichkeit in Frage stellen, muss hier ebenfalls beriicksichtigt
werden.

Fir Ausgleich von Bauflachen darf keine weitere Heranziehung von landwirtschaftlichen Béden als
naturschutzrechtliche Ausgleichsflachen erfolgen. Ein Ausgleich der Bauflachen kann daher nur auBerhalb
landwirtschaftlicher Flachen oder aber Uber produktionsintegrierte MaBnahmen (PIK-MaBnahmen)
durchgefiihrt werden.

Beurteilung:
Kenntnisnahme.

Die Marktgemeinde Schéllkrippen ist bestrebt, Fldchen im Innenbereich einer baulichen Nutzung
zuzufiihren (Immobilien- und Grundstiicksbdrse der kommunalen Allianz Kahlgrund-Spessart,
Forderprogramme fiir Bau- und SanierungsmaBnahmen in Ortslage) und so einen Beitrag zur
baulichen Innenentwicklung zu leisten.

Anlage 4

Seite 7 von 9



20.

Die Gemeinde steht einer Nachfrage nach Wohnbaugrundstiicken gegeniiber, der mit
innerértlichen Nachverdichtungen, insbesondere aufgrund des dort fehlenden Flachenpotenzials
und gegenldufiger Eigentliimerinteressen, nicht entsprochen werden kann. Mit der geplanten
Baugebietserweiterung sollen zwar unter Inanspruchnahme des baulichen AuBenbereichs neue
Wohnbaugrundstiicke geschaffen werden, die sich jedoch in die gesamtraumliche stadtebauliche
Entwicklung einfiigen und einen Beitrag zur bedarfsorientierten Deckung des Wohnsiedlungsbe-
darfs leisten. Mit der Anbindung des geplanten Baugebietes an einen bestehenden
Siedlungsbereich wird den Grundsatzen der Landes- und Regionalplanung entsprochen.

Schollkrippen liegt gemaB Landesentwicklungsprogramm Bayern und Regionalplan Bayerischer
Untermain im Verdichtungsraum. Somit ist hier auch eine weitere Siedlungsentwicklung angezeigt.

Hinsichtlich der Betroffenheit landwirtschaftlicher Belange wird angemerkt, dass im Zuge der
geplanten baulichen Entwicklung zwar bislang als Griinland genutzte Flache in Anspruch
genommen wird. Dieser Betroffenheit stehen im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung auch die
in § 1 Abs. 6 BauGB genannten Wohnbediirfnisse der Bevolkerung, die Bevolkerungs- entwicklung
und die Fortentwicklung vorhandener Ortsteile als 6ffentliche und in der Bauleitplanung ebenfalls
beachtliche Belange gegeniiber.

Vor diesem Hintergrund wird die Betroffenheit offentlicher Belange der Landwirtschaft gegeniiber
dem offentlichen Interesse an der Entwicklung von weiterem Bauland im vorliegenden Fall
zurlickgestellt.

In der Bauleitplanung erfolgt die Eingriffsregelung nach dem Leitfaden. Als Ausgleichsflache wird
dem Bebauungsplan eine Teilflache von ca. 7.000 m2 des Flurstiicks mit der Nummer 5915/1
zugeordnet. Es handelt sich um eine insgesamt 22.270 m2 groBe Weide (artenarmes Griinland
sowie land- und forstwirtschaftliche Lagerflachen und Zwischengleisflachen im Randbereich). Die
restliche Flache kann weiterhin beweidet werden.

Bund Naturschutz

Es liegt keine Stellungnahme vor.

B. Offentliche Auslegung

Schreiben von Herrn Matthias Vogt, wohnhaft KeilrainstraBBe 6, 63825 Schéllkrippen vom
19.07.18

Einspruch gegen den Bebauungs- und Griinordnungsplan ,Am Keilrain — 1. Erweiterung" aus folgendem

Grund:

Eine ,WA 2" Bebauung entspricht meiner Meinung nicht dem Gebietscharakter. Die Héhe von zwei
Vollgeschossen halte ich mit Blick auf den Bestand fiir zu hoch. Es bricht das Bild und sorgt fir eine
erhebliche Verschattung. Ich bitte Sie, den Bebauungsplan dementsprechend noch einmal zu Uberpriifen.

Beurteilung:

Kenntnisnahme.

Die geplante 2-geschossige Wohnbebauung mit Dachgeschoss nimmt die westlich angrenzende
bestehende bauliche Umgebung der KeilrainstraBe auf, die eine dichtere Bebauung mit groBeren
Gebaudehoéhen (Sockelgeschoss, 2 Vollgeschosse, Dachgeschoss) aufweist.

Hier bietet sich die Mdglichkeit eine andere Hausform anstelle des 1-geschossigen
Einfamilienhauses zu realisieren. Gleichzeitig kann der Nachfrage an Wohnungen Rechnung
getragen und eine Wohnbebauung mit hoher Wohnqualitéat und dazugehérigen Freiflachen an
dieser Stelle entwickelt werden.

Beschluss: .
Den Beurteilungen der Planerin Frau Richter wird abschlieBend zugestimmt, eine Anderung des
Planentwurfs wird aufgrund der Anregung von Herrn Vogt nicht veranlasst.

Es wird bestdtigt, dass kein nach Art. 49 GO personlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.
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Abstimmung:

Ja-Stimmen 14
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0

Nachdem die eingegangenen Stellungnahmen wie vorstehend genannt gewiirdigt und
beriicksichtigt und lediglich noch redaktionelle Anderungen am Entwurf durchgefiihrt
wurden, kann der Satzungsbeschluss im Sinne des § 10 Abs. 1 BauGB erfolgen.

Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans ,Am Keilrain — 1. Erweiterung® kann somit
abgeschlossen und der Bauleitplan i. d. F. 22.08.2017 mit Erganzung vom 11.05.2018 und 31.07.2018 nach
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses (§ 10 Abs. 3 Satz 1 und Satz 4 BauGB) in Kraft treten.

Beschluss zum Satzungsbeschluss:

1. Der erganzte Entwurf i. d. F. 22.08.2017 mit Ergénzung vom 11.05.2018, 31.07.2018 wird gebilligt.

2. Der Marktgemeinderat Schéllkrippen beschlieBt aufgrund § 2 Abs. 1 und § 10 Abs. 1 BauGB in
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. I S. 2414), das zuletzt

durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. I S. 2808) gedndert worden ist und des Art.
23 der Gemeindeordnung des Freistaates Bayern (GO) der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August
1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geandert durch Art. 17a Abs. 2 des Gesetzes vom 13.
Dezember 2016 (GVBI. S. 335), den Bebauungsplan ,Am Keilrain — 1. Erweiterung™ i. d. F.
22.08.2017 mit Ergénzung vom 11.05.2018 und 31.07.2018, bestehend aus der Planzeichnung, dem
Textteil und der Begriindung sowie der artenschutzrechtlichen Priifung, als Satzung.

3. Die Bebauungsplananderung ist entsprechend § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem giltigen
Flachennutzungsplan der Marktgemeinde Schéllkrippen heraus entwickelt. Es bedarf somit keiner Anderung
und Genehmigung des Flachennutzungsplanes. Der Bebauungsplan kann gemaB § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB
durch Bekanntmachung in Kraft gesetzt werden.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, den Entwurf durch Verdéffentlichung in Kraft zu setzen.

5. Es wird bestatigt, dass kein nach Art. 49 GO personlich beteiligtes Mitglied des Gemeinderates an der
Beratung und Abstimmung teilgenommen hat.

Abstimmung:

Ja-Stimmen 14
Nein-Stimmen 0
pers. beteiligt 0

Fiir die Richtigkeit:
Schéllkrippen, den 17.08.18

Bader
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	1. ANLASS UND ZIELE DER PLANUNG
	Der Markt Schöllkrippen beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung einer Wohnbaufläche zu schaffen.
	Die Gemeinde bietet aufgrund der Infrastruktur (Kindergarten, Grund- und Mittelschule, Musikschule, Einkaufsmöglichkeiten), der guten Zuordnung der Wohn- und Arbeitsstätten zu den regionalen und überregionalen Verkehrswegen und den Erholungsflächen g...
	Die hohe Wohnqualität in Verbindung mit der Naturnähe sind Gründe für die anhaltende Nachfrage nach Baugrundstücken.
	Die Einwohner- und Wanderungsstatistik für den Ortsteil Schöllkrippen von 2013 bis 2017 zeigt, dass trotz des negativen Saldos der natürlichen Bevölkerungsentwicklung – geringere Geburtenzahlen gegenüber einer höheren Zahl an Sterbefällen – ein Ansti...
	Statistik Ortsteil Schöllkrippen 2013 bis 2017
	Diese positive Tendenz soll fortgesetzt werden und Schöllkrippen als attraktiver Wohnstandort erhalten und gestärkt werden.
	Im Zusammenhang mit der Erweiterung des Gewerbegebietes „Schlosswiesen-Stockwiesen“ ist ein Bedarf an Wohnsiedlungsflächen zu begründen.
	In dem bestehenden Baugebiet „Am Keilrain“ mit insgesamt 16 Baugrundstücken wurden bereits 9 Wohngebäude realisiert.
	Im Anschluss an das Wohnbaugebiet „Am Keilrain“ verfügt die Marktgemeinde über ein Entwicklungspotenzial.
	Nordwestlich der Laudenbacher Straße / Staatsstraße 2305 ist beidseits der Keilrainstraße im wirksamen Flächennutzungsplan eine Fläche von ca. 6 ha als „Allgemeines Wohngebiet“ im Anschluss an die bestehende Bebauung ausgewiesen.
	Vorgesehen ist die Erweiterung des Wohnbaugebietes „Am Keilrain“ um etwa 1,9 ha in südöstlicher Richtung bis an die Laudenbacher Straße.
	Nach § 1 Abs. 5 BauGB soll die städtebauliche Entwicklung vorranging durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen. In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz nach § 1a Abs. 2 Satz BauGB wird bestimmt, dass die Notwendigkeit der Umwandlung land...
	Die innerhalb bestehender und erschlossener Siedlungsgebiete noch unbebauten Grundstücke einschließlich der Nutzung leerstehender Bausubstanz im Ortskern stellen keine Reserveflächen dar, die Bauwilligen angeboten werden können.
	Die Marktgemeinde ist Mitglied der Immobilien- und Grundstücksbörse der kommunalen Allianz Kahlgrund – Spessart. In dieser Börse sind Flächen und Gebäude gelistet, die unter Privatpersonen vermittelt werden.
	Gleichzeitig wird die zentrale Bedeutung des Ortskerns mit einem Förderprogramm für Bau- und Sanierungsmaßnahmen in Ortslage unterstützt.
	Mit der geplanten Baugebietserweiterung sollen unter Inanspruchnahme des baulichen Außenbereichs neue Wohnbaugrundstücke in Ergänzung der vorhandenen Wohnbebauung städtebaulich entwickelt werden. Es werden bisher als Grünland (Mähwiese, Pferdekoppel,...
	Mit den Grundstückseigentümern wurden Vereinbarungen getroffen mit dem Ziel des Erwerbs der Flächen. Somit übernimmt die Marktgemeinde eine Steuerungsfunktion bei der Bereitstellung von Bauland und kann die „Hortung“ von Baugrundstücken verhindern.
	In der städtebaulichen Planung gilt es, flächensparende Siedlungsentwicklung zu fördern. Mit dem geplanten Baugebiet wird eine neue Baufläche an ein bestehendes Siedlungsgebiet angeschlossen und eine maßvolle Weiterentwicklung der gewachsenen Struktu...
	Durch die Schaffung eines Angebotes wird der nach wie vor bestehenden Nachfrage nach Baugrundstücken entsprochen.
	Das Planziel des Bebauungsplanes ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes gemäß § 4 BauNVO sowie die Sicherung der zugehörigen Erschließung.
	Das planerische Konzept sieht eine bedarfsorientierte Bebauung mit Einzel- und Doppelhäusern in einer städtebaulichen Dichte vor, die der Lage des Plangebietes am Ortsrand gerecht wird und Bezug nimmt auf die im Umfeld vorhandene Bau- und Siedlungsst...
	Die Erschließung erfolgt über eine Anbindung an die Laudenbacher Straße / Staatsstraße 2305.
	Ziel der Planung ist es, durch innere Durchgrünung und Randeingrünung das neue Baugebiet in die Landschaft einzubinden.
	Der mit der Umsetzung der Planung verbundene Eingriff in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild soll durch geeignete Maßnahmen minimiert und ausgeglichen werden
	Die Marktgemeinde hat mit der Darstellung als „Allgemeines Wohngebiet“ ihre planerische Absicht zu einer baulichen Entwicklung der Fläche dokumentiert. .
	Am 30.05.2017 hat der Marktgemeinderat den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Am Keilrain – 1. Erweiterung“ gemäß § 30 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 2 Abs. 1 BauGB gefasst.
	2. PLANGEBIET
	2.1 Lage und räumlicher Geltungsbereich
	Das Plangebiet liegt an dem nordöstlichen Bebauungsrand des Ortsteiles Schöllkrippen und nordwestlich der Laudenbacher Straße / Staatsstraße 2305 und südöstlich der Keilrainstraße auf einem ca. 12 % geneigten Südosthang.
	Die Gebietsgröße beträgt 2,1 ha.
	Abbildung 1                                                             Geltungsbereich (ohne Maßstab)
	Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flurstücke mit den Nummern 3597 (Teilfläche), 3599, 3600, 3601, 3602, 3603, 3604, 3605, 3606, 3607, 3607/1, 3608, 3609, 3610, 3611, 3612, 3613, 3614 und Teilflächen der Laudenbacher Straße Fl.Nr. 27...
	2.2 Städtebauliche Rahmenbedingungen
	Das Plangebiet grenzt im Südwesten an älteren Baubestand und im Norden im westlichen Abschnitt an das Neubaugebiet „Am Keilrain“. Im Südosten begrenzt die Laudenbacher Straße das Baugebiet. Der östliche Planungsbereich ist umgeben von Grünland und Ac...
	Gehölzstrukturen befinden sich auf der Böschung entlang der Staatsstraße.
	3. ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN UND PLANUNGSRECHTLICHE VORGABEN
	3.1 Landesentwicklungsprogramm (LEP) und Regionalplan (RP 1)
	Die Marktgemeinde Schöllkrippen liegt gemäß Landesentwicklungsprogramm (LEP) und Regionalplan Bayerischer Untermain (RP 1) im Verdichtungsraum. Der Regionalplan weist Schöllkrippen gemäß Ziel A V 2 als Unterzentrum aus. Bis zur Anpassung des Regional...
	Aufgrund der Lage im Verdichtungsraum ist die Wahrnehmung der Wohnfunktion zu gewährleisten (Grundsatz 2.2.7 LEP). Innerhalb des Verdichtungsraumes soll die Siedlungstätigkeit bevorzugt in den Zentralen Orten (B II 1.4 RP 1) erfolgen.
	Die geplante Siedlungsentwicklung entspricht den Zielen des Landesentwicklungsprogrammes mit der Weiterentwicklung einer bestehenden Siedlungsstruktur, Anbindung an den Baubestand und Mitnutzung bestehender Infrastrukturen sowie den Zielen des Region...
	3.2 Flächennutzungsplan
	In dem genehmigten Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan einschließlich der Änderungen sind die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegenden Flächen als „Allgemeines Wohngebiet“ nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO dargestellt.
	Abbildung 2                                          Ausschnitt Flächennutzungsplan (ohne Maßstab)
	4. ENTWURFSPLANUNG
	4.1 Bebauung und Grünflächen
	Zielsetzung des Bebauungsplanes ist, im Zuge der Erweiterung des Baugebietes „Am Keilrain“ eine geordnete städtebauliche Entwicklung unter Berücksichtigung der Topografie und der naturräumlichen Gegebenheiten zu erreichen. Im Hinblick auf das Maß der...
	Der Bestandsbereich am westlichen Rand des Plangebietes weist eine dichtere Bebauung mit größeren Gebäudehöhen auf. Hieran anschließend soll die Möglichkeit eröffnet werden, Wohnungen im Geschossbau anstelle in Einfamilienhäusern zu realisieren.
	Die Grünstrukturen im Süden entlang der Laudenbacher Straße werden weitestgehend erhalten. Der neue Bebauungsrand im Osten soll durch Gehölzstreifen begrenzt und somit in die Landschaft eingebunden werden.
	Von Süden nach Norden verlaufende Grünstreifen gliedern die Bauflächen. Das Grünkonzept enthält Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenraum.
	4.2 Verkehrliche Erschließung
	Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über einen neuen Anschluss am südöstlichen Rand des Baugebietes, der weitere Straßenverlauf von Osten nach Westen lehnt sich an die topografische Struktur an und schließt im Nordwesten an die Straße „Im Bange...
	Das geplante Baugebiet ist mit dem in ca. 500 m liegenden Bahnhof für die Kahlgrundbahn und den Bus-Anschlüssen der Linien 20, 22, 25, 27, 28 und 30 mit den Haltestellen an dem Bahnhof an den öffentlichen Personennahverkehr angeschlossen. Vorgesehen ...
	5. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN ZUR BEBAUBARKEIT
	5.1 Art der baulichen Nutzung
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 3 und § 4 BauNVO)
	Ausgehend von der Darstellung des wirksamen Flächennutzungsplanes  und der Anknüpfung an die umgebende Nutzungsstruktur wird als Art der baulichen Nutzung ein „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) nach § 4 BauNVO festgesetzt.
	Die Geländesituation mit einem Südosthang ist  hinsichtlich Besonnung und Windschutz geeignet für die bauliche Nutzung.
	5.2 Maß der baulichen Nutzung
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 bis § 20 BauNVO)
	Grundflächenzahl (GRZ) und Geschossflächenzahl (GFZ)
	Mit der Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ) bis 0,35 und der Geschossflächenzahl (GFZ) bis 0,8 im Baugebiet WA 1 werden die zulässigen Obergrenzen für allgemeine Wohngebiete unterschritten. Grund hierfür ist es, einen Bereich zu schaffen, der am O...
	Innerhalb des Gebietes WA 2 werden die maximal überbaubare Grundfläche auf 0,4 und die maximale Geschossflächenzahl auf 1,2 festgesetzt und entsprechen den von der BauNVO vorgegebenen Obergrenzen. Hier orientiert sich die Festlegung an der angrenzend...
	Zahl der Vollgeschosse, und Höhe baulicher Anlagen
	Dachform und Dachneigung
	Die Höhenbegrenzung der baulichen Anlagen erfolgt über die Zahl der Vollgeschosse in Verbindung mit der Festlegung der Wandhöhen.
	Mit der Festsetzung eines Hanghauses im Baugebiet WA 1 passt sich die Hausform landschaftsverträglich an die Geländeform des etwa 12 % geneigten Hanges an.
	Als Höchstgrenze ist ein Vollgeschoss, ein als Vollgeschoss anzurechnendes Sockelgeschoss (Hanggeschoss) und ein als Vollgeschoss anzurechnendes Dachgeschoss zulässig.
	Die maximalen Wandhöhen werden für die bergseitig der Straße liegenden Wohngebäude mit 4,50 m über Gelände auf der Bergseite und mit 7,50 m über Straße auf der Talseite  festgeschrieben. Talseitig der Erschließungsstraße betragen die zulässigen Wandh...
	Die zweigeschossige Bebauung zuzüglich eines Dachgeschosses als Vollgeschoss (II + D) im Baugebiet WA 2 nimmt Bezug auf die umgebende Bestandsbebauung. Die Hanglage wird berücksichtigt durch die Festlegung der Wandhöhen mit 7,50 m auf der Bergseite u...
	Für die Ermittlung der Wandhöhen ist bei Benennung „über Gelände“ der untere Bezugspunkt die natürliche Geländeoberfläche oder, sofern eine Abgrabung/Auffüllung (max. 1,20 m) erfolgt, die hierdurch entstehende Geländeoberfläche. Der Bezugspunkt „über...
	Die zulässigen Dachformen werden auf das Satteldach und das höhenversetzte Pultdach begrenzt, um das örtliche Erscheinungsbild aufzugreifen. Der Spielraum der Dachneigung von 30  bis 46  lässt zum einen die Anbringung von Photovoltaik- und Solartherm...
	Die Stellung der Gebäude folgt dem Höhenverlauf des geneigten Geländes und dem Zuschnitt der Grundstücke. Mit der Ausrichtung der geneigten Dachflächen nach Süden sind die Voraussetzungen für eine solarenergetische Nutzung optimal.
	Geländeveränderungen, Stützmauern und Mauern
	Zur Einhaltung der festgesetzten Wandhöhen sowie zur Herstellung von Terrassen und zur Terrassierung des Geländes sind Veränderungen der Geländeoberfläche wie Auffüllungen und Abgrabungen bis zu einer Höhe von 1,20 m zulässig. Darüber hinausgehende G...
	Die Ansichtsfläche von Stützmauern zur Abfangung von natürlichem Gelände und von Mauern zur Abfangung von Auffüllungen, auch zur Herstellung von Terrassen, darf eine Höhe von 1,20 m nicht überschreiten. Durch diese zulässigen Geländeanpassungen sind ...
	Werden durch die Geländesituation höhere Mauern oder Stützmauern erforderlich, so sind diese im Versatz mit Grünstreifen in einer Breite von mindestens 1,00 m herzustellen. Der Nachweis über die Erforderlichkeit einer Stützmauer bzw. Mauer und die Ei...
	5.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und § 23 BauNVO)
	Der Bebauungsplan setzt für den Planbereich die Bebauung in der offenen Bauweise nach § 22 Abs. 2 BauNVO fest. Die Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand als Einzelhäuser oder Doppelhäuser zu errichten.
	Die zulässigen überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die Baugrenzen definiert.
	Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 BauNVO als untergeordnete bauliche Anlagen und Einrichtungen, die dem Nutzungszweck der im Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des Baugebiets selbst dienen und gebietsverträglich sind, sind allgemein zulä...
	5.4 Stellplätze, Garagen und Carports
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)
	Garagen und Carports (überdachte Stellplätze) sowie Stellplätze können innerhalb der Baugebietsflächen angeordnet werden.
	Garagen und Carports (überdachte Stellplätze) sowie Stellplätze können innerhalb der Baugebietsflächen angeordnet werden. Garagen haben einen Abstand von mindestens 5,00 m und Carports von mindestens 3,00 m zu öffentlichen Verkehrsflächen, gemessen v...
	Zur Ausweisung der Stellplätze kann die Vorgartenzone verwendet werden. Die Breite der Stellflächen einschließlich der Garagenzufahrten darf jedoch 60 % der Straßenlänge des Baugrundstücks nicht überschreiten.
	Mit einer Zahl von mindestens 2 Stellplätzen oder Garagen/Carports pro Wohneinheit wird die nachzuweisende Anzahl festgesetzt.
	5.5 Höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten in Wohngebäuden
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
	Je Wohneinheit ist eine Grundstücksfläche von 175 m² nachzuweisen.
	6. ERSCHLIESSUNG
	6.1 Verkehrsflächen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
	Die Wohnbaufläche wird über einen neuen Straßenanschluss am südöstlichen Rand des Plangebietes an das örtliche Straßennetz angebunden. Die Führung der Straße berücksichtigt einen Erschließungsansatz für die Erweiterung des Baugebietes im Rahmen der A...
	Die innere Erschließungsstraße mit Verbindung zu dem bestehenden Baugebiet „Am Keilrain“ ist mit einem Ausbauquerschnitt von 10,00 m vorgesehen. Das Straßenprofil ist aufgeteilt in eine Straßenbreite von 5,50 m zuzüglich 0,50 m Schrammbord und einen ...
	In Ergänzung des straßenbegleitenden Gehweges verlaufen innerhalb der Bebauung Fußwege mit Grünstreifen zur Verbesserung der fußläufigen Erreichbarkeit.
	6.2 Ver- und Entsorgung
	Trink- und Löschwasserversorgung
	Im Zuge der Erschließung des geplanten Wohngebietes erfolgt ein Anschluss an die bestehende Wasserleitung in der Laudenbacher Straße.
	Die wasserrechtliche Erlaubnis zur Trinkwasserversorgung wurde mit Bescheid vom 23.03.2017 zunächst bis Ende 2020 befristet. Der Bescheid ist auf die bisherigen Entnahmemengen begrenzt, die einzuhalten sind.
	Zur Sicherung der Trinkwasserversorgung wird derzeit das Wasserdargebot im Raum Schöllkrippen beurteilt und untersucht, welche weiteren Gewinnungsmöglichkeiten bestehen. In der Dokumentation sind der Anschluss des Ortsteiles Hofstädten an den Zweckve...
	Die Löschwasserversorgung ist entsprechend den Vorgaben der Arbeitsblätter W 405 des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches (DVGW) sicherzustellen und bei der weiteren Erschließungsplanung zu beachten.
	Elektrizität und Telekommunikation
	Versorgungsträger für die Stromversorgung ist die Bayernwerk Netz GmbH.
	Die erforderlichen Leitungen für die Versorgung des Gebietes mit Elektrizität und Telekommunikation können innerhalb des öffentlichen Straßenraumes verlegt werden.
	Abwasserbeseitigung
	Die Entwässerung des geplanten Baugebietes „Am Keilrain“ (Bauabschnitt 2) erfolgt im Trennsystem und entspricht der Abwasserkonzeption des Bauabschnittes 1.
	Das anfallende Niederschlagswasser wird getrennt vom Schmutzwasser abgeführt. Die Regenwassermengen werden über ein Regenrückhaltebecken in Form eines Stauraumkanals DN 1200 mit 54 m Länge gedrosselt und der bestehenden Regenwasserkanalisation in der...
	Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass Dachdeckungen mit unbeschichtetem Kupfer, Zink oder Blei nicht zulässig sind.
	Der Nachweis einer erlaubnispflichtigen Einleitung von gesammeltem Niederschlagswasser in die Kahl als oberirdisches Gewässer erfolgt anhand des Merkblattes DWA-M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“.
	Die Schmutzwasserkanäle aus dem Baugebiet schließen an die Bestandskanäle „Schmutzwasser“ in der Laudenbacher Straße an.
	Eine gegebenenfalls erforderliche Anpassung der wasserrechtlichen Erlaubnis und die Leistungsfähigkeit der von der Baugebietserweiterung betroffenen Bestandskanäle werden im Rahmen der Genehmigungsplanung für das wasserrechtliche Verfahren geprüft un...
	Abfallentsorgung
	Zuständig für die Abfallentsorgung im Gemeindegebiet ist der Landkreis Aschaffenburg.
	7. NATUR UND UMWELT
	7.1 Grünflächen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
	Die überwiegend öffentlichen Grünflächen sind ein Beitrag zum Ausgleich der Veränderung des Ortsrandes und Gestaltung der Übergänge zur angrenzenden Nutzung.
	Zwischen dem teilweise bereits bebauten Bauabschnitt 1 „Am Keilrain“ und dem geplanten Bauabschnitt 2 wird ein Spielplatz angelegt.
	7.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
	Landschaft
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
	7.2.1 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
	Ausgleichsflächenbedarf
	Mit der Aufstellung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Am Keilrain – 1. Erweiterung“ sind Eingriffe in die Landschaft verbunden, die zu Veränderungen und Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes führen.
	Erforderlich sind Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich nach der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung.
	Eingriffsschwere:
	Für das Wohngebiet WA 1 ist eine Grundflächenzahl (GRZ) von max. 0,35 festgesetzt. Somit entspricht die Eingriffsschwere dem Typ B mit einem niedrigen bis mittleren Versiegelungs- bzw. Nutzungsgrad.
	Das Gebiet WA 2 wird entsprechend dem höheren Nutzungsgrad (GRZ > 0,35) dem Typ A mit einem höheren Versiegelungsgrad zugeordnet.
	Die Auswirkungen durch die Realisierung des Vorhabens werden durch folgende Maßnahmen vermieden bzw. verringert:
	• Erweiterung eines bestehenden Baugebietes, dadurch kein neuer Siedlungs-
	ansatz in der Landschaft
	• Erhalt von Gehölzen und Baumgruppen
	• Reduzierung des Versiegelungsgrades
	• Verwendung von versickerungsfähigen Belägen
	• Eingrünung des Straßenraumes und der Fußwege
	• Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers in den Vorfluter
	Bei dem Plangebiet handelt es sich um Grünland.
	Nach der Beeinträchtigungsintensität und aufgrund der festgesetzten Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen wird aus der Spanne der Kompensationsfaktoren der Wert 0,5 bestimmt.
	Eingriffsbereich:
	Eingriffsbereich sind die Wohnbaufläche und die Erschließungsstraße, die Geh- und Fußwege sowie der Wirtschaftsweg.
	Allgemeines Wohnbaugebiet 12.235 m²
	Verkehrsfläche
	ohne Laudenbacher Straße
	(bereits versiegelte Fläche)  3.265 m²
	15.500 m²
	Erforderliche Ausgleichsfläche
	15.550 m² x 0,5  7.750 m²
	Eingriffskompensation
	Die Ausgleichsflächen und Maßnahmen können innerhalb des Plangebietes nur zum Teil nachgewiesen werden.
	Interne Ausgleichsflächen
	Die internen Ausgleichsflächen bestehen aus vier Teilflächen.
	Ausgleichsflächen  A1, A2, A3 und A4
	Folgende Böschungsflächen entlang der Staatsstraße werden zum Ausgleich herangezogen:
	A1 -  Fl.Nr. 3614  231 m²
	A2 -  Teilfläche Fl.Nr. 2731/1 (Laudenbacher Straße) und
	Teilfläche Fl.Nr. 3610  678 m²
	Die Abschirmung der Bebauung und Einbindung in den Landschaftsraum
	wird am östlichen neuen Ortsrand durch öffentliche Grünstreifen gebildet.
	A3 - Teilflächen Fl.Nr. 3604 und 3607  240 m²
	A4 - Teilflächen Fl.Nr. 3607 und 3607/1  191 m²
	1.340 m²
	Anrechenbar ist jeweils ein Flächenanteil von 50 %. Somit umfassen die internen Ausgleichsflächen 670 m². Es verbleibt ein Defizit von etwa 7.080 m²
	7.750 m² (Ausgleichsbedarf) abzüglich 670 m² =  7.080 m²
	Externe Ausgleichsfläche A5
	Zum Ausgleich des ermittelten Defizits sieht die Marktgemeinde die Zuordnung einer Teilfläche der Maßnahmen auf der Ausgleichsfläche Fl.Nr. 5915/1 vor. Das Flurstück liegt südlich der Laudenbacher Straße/St 2305 zwischen Schöllkrippen und Kleinkahl. ...
	Zum Ausgleich geeignet ist eine Fläche von insgesamt 8.275 m².
	Dem Bebauungsplan wird eine Ausgleichsfläche von 7.080 m² zugeordnet.
	Folgende Pflanzqualitäten sind einzuhalten:
	Hochstämme:  2-3 x verpflanzt, Stammumfang von mindestens 16 – 18 cm
	Obstbäume:   2 x verpflanzt, Stammumfang von mindestens 12 – 14 cm
	Heister:     2-3 x verpflanzt, Höhe mindestens 150 cm
	Sträucher:    2-3 x verpflanzt, Höhe mindestens 100 cm.
	Die Stämme von Hochstämmen und flächige Gehölzpflanzungen sind vor Wildverbiss zu schützen.
	Pflegemaßnahmen:
	Die vorgesehenen Obstbaumpflanzungen sind durch fachgerechten Pflegeschnitt und sachkundige Pflege für mindestens 20 auf die Pflanzung folgende Jahre zu betreuen.
	Zusammenstellung der Ausgleichsflächen:
	Ausgleichsflächen 1, 2, 3 und 4  670 m²
	Ausgleichsfläche 5  7.080 m²
	Gesamtfläche   7.750 m²
	Die zu erwartenden Eingriffe in den Naturhaushalt können mit diesen Ausgleichsmaßnahmen soweit ausgeglichen werden, dass nach deren Abschluss keine erheblichen oder nachteiligen Beeinträchtigungen verbleiben.
	7.2.2 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung – saP und Vorgaben
	Für das Gebiet wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung durch die Planungsgruppe Natur & Umwelt (PGNU), Hamburger Allee 45, 60486 Frankfurt a. Main, durchgeführt.
	Zur Erfassung des Lebensraumpotenzials für relevante Artengruppen und daraus folgend die Abschätzung möglicher artenschutzrechtlicher Auswirkungen erfolgte eine Begehung. Die Konfliktanalyse basiert auf einer worst-case-Betrachtung. Die Ergebnisse si...
	Gutachterliches Fazit
	Relevante Strukturen aus artenschutzrechtlicher Sicht sind ältere Obstbäume mit Baumhöhlen, die Gartenhütten und diverse Böschungen und Säume mit potenziellen Sonn- und Versteckplätzen (Holz- und Steinhaufen).
	Insgesamt wurden im Zuge der Erfassung 14 Vogelarten nachgewiesen. Für weitere 17 Arten bestehen potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Gebiet. Folgende Vögel stehen auf der Roten Liste oder weisen einen ungünstigen Erhaltungszustand in Bayer...
	Bei der Begehung gelangen keine indirekten Hinweise auf Fledermaus-Vorkommen. Gleichwohl weisen die Gartenhütten und Obstbäume Quartierpotenziale für Arten wie Zwerg- und Breitflügelfledermaus, Graues Langohr, Bartfledermaus (vorwiegend Gebäude) und ...
	Die Saum- und Böschungsstrukturen sind potenziell als Lebensraum der Zauneidechse geeignet. Um das Eintreten der Verbotstatbestände zu vermeiden, sind die Anlage geeigneter Ersatzhabitate und die Umsiedlung der Lokalpopulation nötig. Aufgrund des ggf...
	Ein Vorkommen der Wiesenknopf-Ameisenbläulinge kann aufgrund des Fehlens der Raupenfutterpflanze Großer Wiesenknopf mit Sicherheit ausgeschlossen werden. Sonstige artenschutzrechtlich relevante Arten aus anderen Tiergruppen wurden nicht gefunden.
	Das Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen kann bei Berücksichtigung von Maßnahmen zur Vermeidung und zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen) ausgeschossen werden. Im Hinblick...
	7.2.3 Boden- und Grundwasserschutz
	Hinsichtlich der langfristigen Trinkwassersicherung ist die mit der Flächenversiegelung infolge der geplanten Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate von zunehmender Bedeutung. Die Inanspruchnahme von Bodenfläche kann die Sp...
	Der Bebauungsplan enthält daher Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung von zu befestigenden Flächen zu minimieren, insbesondere durch die Vorgabe zur wasserdurchlässigen Ausführung von Stellflächen und Zufahrten (beispielsweise Drainpfla...
	Im Weiteren wird auf Art. 7 Abs. 1 BayBO verwiesen:
	Die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren Anlagen überbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind
	1. wasseraufnahmefähig zu belassen oder  herzustellen und
	2. zu begrünen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen
	zulässigen Verwendung der Flächen entgegenstehen.
	Den Bauvorlagen ist ein Freiflächengestaltungsplan für das Gesamtgrundstück beizufügen.
	7.3 Pflanzgebote, Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
	(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)
	Pflanzungen von Straßenbäumen
	Bäume haben einen hohen ökologischen Wert und eine gestalterische Wirkung. Der öffentliche Straßenraum ist durch hochstämmige standortgerechte heimische Laubbäume zu gliedern.
	Hausbaum
	Auf den Baugrundstücken ist jeweils mindestens ein hochstämmiger heimischer Laubbaum als Hausbaum zu pflanzen. Ab 500 m² Grundstücksgröße ist ein weiterer Baum vorzusehen.
	Randeingrünung
	Das Wohnbaugebiet ist zur freien Landschaft durch Baum- und Strauchgruppen mit heimischen standortgerechten Gehölzen zu begrünen, um den neu gebildeten Ortsrand einzufügen und die bauliche Ergänzung von dem Außenbereich abzugrenzen.
	Die Festsetzung als öffentlicher Grünstreifen schafft die Voraussetzungen für die Umsetzung einer wirksamen Eingrünung.
	Grünstreifen entlang der Fußwege
	Zur Gestaltung der Fußwegverbindungen werden begleitende bepflanzte Grünstreifen angelegt.
	Ziel ist es, den Gehölzbestand im Bereich der Böschung an der Laudenbacher Straße soweit wie möglich zu erhalten.
	Der Bebauungsplan enthält Pflanzbeispiele für standortgerechte heimische Bäume, Sträucher und Kletterpflanzen.
	Bei den Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die erforderlichen Schutzstreifen zu den Telekommunikations- und Versorgungsanlagen eingehalten oder Schutzmaßnahmen für die Anlagen vorgesehen werden.
	8. IMMISSIONSSCHUTZ
	Am südlichen Rand des Baugebietes verläuft die Staatsstraße 2305.
	Berechnung des Beurteilungspegels nach DIN 18005
	Nach DIN 18005 Teil 1, Beiblatt 1 sind folgende schalltechnischen Orientierungswerte in einem allgemeinen Wohngebiet (WA) zu beachten, um eine angemessene Berücksichtigung des Schutzes vor Lärmbelastungen zu erfüllen:
	tags 55 dB und nachts 45/40 dB
	Bei zwei angegebenen Nachtwerten gilt der niedrigere für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm, der höhere für Verkehrslärm.
	Im Ergebnis wird festgestellt, dass im Bereich der südlichen Bauzeile die schalltechnischen Orientierungswerte sowohl für den Tagzeitraum als auch den Nachtzeitraum überschritten werden.
	Bei Überschreitung der schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 müssen passive Schallschutzmaßnahmen durchgeführt werden. Für Außenbauteile von Aufenthaltsräumen – mit Ausnahmen von Küchen, Bädern und Hausarbeitsräumen – sind unter Berücksi...
	9. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
	(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)
	Dachformen
	In dem Plangebiet werden neben der klassischen Form des Satteldachs auch das gegenläufig höhenversetzte Pultdach zugelassen. Die Wirkung der geneigten Dachflächen soll sich mit Blick auf die Gesamtwirkung des Ortsbildes an der Dachlandschaft der angr...
	Die Dachneigung wird mit 30  bis 46  festgesetzt.
	Bei höhenversetzten Pultdächern darf der First die Wandhöhe um maximal 6,00 m überschreiten.
	Dachgauben, Quer- und Zwerchgiebel
	Hinsichtlich der äußeren Gestaltung der Gebäude enthält der Bebauungsplan Vorgaben zu Dachaufbauten, Quer- und Zwerchgiebeln.
	Dacheindeckung
	Dacheindeckung in gedecktem Farbton. Glänzende Materialien sowie grelle Farben werden nicht zugelassen.
	Einfriedungen
	Einfriedungen von Grundstücken sind bis zu einer Höhe von 1,30 m zulässig, davon Sockelmauern bis 0,40 m.
	Sichtschutzzäune werden bis zu 1,80 m Höhe und einer Länge von jeweils 5,00 m an den seitlichen und rückwärtigen Grundstücksgrenzen zugelassen.
	Mobilfunkanlagen
	Mobilfunkanlagen als gewerbliche Anlagen werden nach § 1 Abs. 6 und 9 BauNVO nicht als Ausnahme zugelassen, um das Ortsbild und das Landschaftsbild am Ortsrand nicht zu beeinträchtigen.
	10. HINWEISE
	Der Bebauungsplan enthält auch Hinweise auf:
	( Vorgeschlagene Standorte für die Wohngebäude und die Garagen
	( Abstandsflächenregelung
	Die Abstandsflächentiefen werden nach den Bestimmungen des Artikels 6 der
	Bayer. Bauordnung (BayBO) geregelt.
	( Baunutzungsverordnung (BauNVO)
	Für den Bebauungsplan ist die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786) maßgebend.
	( Schalltechnischer Orientierungswert nach DIN 18005, Teil 1, Beiblatt 1
	Allgemeines Wohngebiet – WA – tags 55 dB, nachts 45/40 dB.
	Bei zwei angegebenen Nachtwerten ist der niedrigere auf Industrie- und Gewerbe-
	lärm, der höhere auf Verkehrslärm bezogen.
	( Staatsstraße 2305
	Auf die von der Staatsstraße 2305 auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen,
	insbesondere den Verkehrslärm, wird hingewiesen. Forderungen hinsichtlich
	Schutzmaßnahmen (sowohl aktiver als auch passiver Lärmschutz) können gegen-
	über dem Straßenbaulastträger weder derzeit noch in Zukunft geltend gemacht
	werden.
	Es wird empfohlen, durch geeignete Grundrissgestaltung die ruhebedürftigen Wohn-  und Schlafräume zur lärmabgewandten Gebäudeseite anzuordnen.
	( Immissionen
	An das Wohngebiet grenzen landwirtschaftliche Flächen an. Es wird auf die
	auf das Gebiet einwirkenden Immissionen (Lärm Staub, Geruch) hingewiesen.
	( Bodenfunde und Denkmalschutz
	Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und seiner unmittelbaren Umgebung
	sind keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmälern bekannt.
	Vorsorglich wird jedoch auf die Beachtung des Art. 8 Abs. 1 und 2 Denkmalschutz-
	gesetz (DSchG) mit der Meldepflicht und dem Verhalten bei Funden von
	Bodendenkmälern hingewiesen.
	( Bergbau
	Bei Baugrunduntersuchung und Bauaushub ist ein möglicher Altbergbau zu
	berücksichtigen und bei auftretenden Hinweisen auf alten Bergbau ist das Berg-
	amt Nordbayern zu informieren.
	( Böschungen
	Böschung sind 1:1,5 oder flacher anzulegen und nach den im Plan angeführten
	Artenbeispielen zu bepflanzen.
	Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem.
	Oberflächen-, Dach-, Quell- und Dränsammelwasser dürfen nicht an den
	Schmutzwasserkanal DN 200 angeschlossen werden.
	Das Niederschlagswasser wird über eine Rückhalteanlage in Form eines Stau-
	raumkanals SRK DN 1200 gedrosselt zur Trennkanalisation in der Laudenbacher
	Straße und über die bestehende Regenwasserkanalisation in die Kahl einge-
	leitet.
	Dacheindeckungen mit unbeschichtetem Kupfer, Zink oder Blei sind nicht
	zugelassen.
	Der Nachweis einer erlaubnispflichtigen Einleitung von gesammeltem Nieder-
	schlagswasser in die Kahl erfolgt anhand des Merkblattes DWA-M 153
	„Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“.
	Das Planziel des Bebauungsplanes ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes gemäß § 4 BauNVO sowie die Sicherung der zugehörigen Erschließung.
	Mit der Aufstellung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes soll eine geordnete städtebauliche Entwicklung ermöglicht und dem Bedarf an ergänzenden Wohnbaugrundstücken entsprochen werden. Eine Ergänzung der vorhandenen Wohnbebauung bietet sich an, da d...
	Das Plangebiet befindet sich am nordöstlichen Ortsausgang von Schöllkrippen zwischen dem neuen Wohngebiet „Am Keilrain“ und der Laudenbacher Straße / St 2305. Der östliche Planungsbereich ist umgeben von Grünland und Ackerflächen.
	Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Fläche von insgesamt rd. 2,1 ha.
	1.1.3 Beschreibung der Festsetzungen des Planes
	Entsprechend des Planziels wird ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt.
	Die Grundflächenzahl (GRZ) wird auf max. 0,35 im WA 1 und auf max. 0,4 im WA 2 , die Geschossflächenzahl (GFZ) auf max. 0,8 bzw. 1,2 festgesetzt.
	1.1.4 Bedarf an Grund und Boden
	Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von rd. 2,1 ha (20.870 m²). Hiervon entfallen auf das Allgemeine Wohngebiet rd. 1,2 ha (12.235 m²), auf die Verkehrsflächen 0,5 ha (5.420 m², einschließlich bestehende Verkehrsfläche) sowie auf Grünflächen 0,3 ...
	1.2 Berücksichtigung umweltrelevanter Ziele aus einschlägigen Fachgebieten und Fachplänen
	Raumordnung und Landesplanung
	Die Marktgemeinde Schöllkrippen liegt gemäß Landesentwicklungsprogramm (LEP) und Regionalplan Bayerischer Untermain (RP 1) im Verdichtungsraum. Der Regionalplan weist Schöllkrippen gemäß Ziel A V 2 als Unterzentrum aus. Bis zur Anpassung des Regional...
	Aufgrund der Lage im Verdichtungsraum ist die Wahrnehmung der Wohnfunktion zu gewährleisten (Grundsatz 2.2.7 LEP). Innerhalb des Verdichtungsraumes soll die Siedlungstätigkeit bevorzugt in den Zentralen Orten (B II 1.4 RP 1) erfolgen.
	Die geplante Siedlungsentwicklung entspricht den Zielen des Landesentwicklungsprogrammes mit der Weiterentwicklung einer bestehenden Siedlungsstruktur, Anbindung an den Baubestand und Mitnutzung bestehender Infrastrukturen sowie den Zielen des Region...
	Flächennutzungsplan
	In dem Flächennutzungsplan mit Landschaftsplan einschließlich der Änderungen sind die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegenden Flächen als „Allgemeines Wohngebiet“ nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO dargestellt.
	Denkmalschutz
	Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine konkreten Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmälern bekannt. Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für De...
	1.3 Art und Menge sowie Vermeidung von Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen
	Das Änderungsgebiet befindet sich angrenzend an ein Wohngebiet. Da die Planung auch Wohnbebauung vorsieht, ergeben sich aus der für das Plangebiet vorgesehenen Nutzung als Allgemeines Wohngebiet für die benachbarten Bereiche keine erheblichen nachtei...
	1.4 Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Beseitigung und Verwertung sowie sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern
	Die im Bereich des Plangebietes anfallenden Abfälle müssen ordnungsgemäß entsorgt werden. Über die üblichen, zu erwartenden Abfälle hinausgehend sind derzeit keine aus der künftigen Nutzung entstehenden Sonderabfallformen abzusehen.
	Die entstehenden Schmutzwassermengen werden über den geplanten Schmutzwasserkanal an die Bestandskanäle in der Laudenbacher Straße angeschlossen.
	1.5 Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt (z.B. durch Unfälle oder Katastrophen)
	Bei der Umsetzung der Planung sind keine Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt zu erwarten.
	1.6 Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete unter Berücksichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme bzgl. Gebieten mit spezieller Umweltrelevanz oder bzgl. der Nutzung von natürlichen Ressourcen
	Eine Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete kommt nicht in Betracht.
	1.7 Auswirkungen der Planung auf das Klima (z.B. Art und Ausmaß der Treibhausgasemissionen) und der Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegenüber den Folgen des Klimawandels
	Die Umsetzung der Planung hat keine Auswirkungen auf das Klima.
	Eine Anfälligkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels ist derzeit nicht erkennbar.
	1.8 Eingesetzte Techniken und Stoffe
	Für die mögliche bauliche Entwicklung innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes werden nur allgemein üblich verwendete Techniken und Stoffe eingesetzt.
	2. Auswirkungsprognose
	Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen einschließlich der Prognose bei Durchführung der Planung
	a. Schutzgüter Boden und Wasser
	Durch die Überbauung mit Gebäuden einschließlich der Nebenanlagen sowie Stellplätzen und Zufahrten werden die bestehenden  Bodenfunktionen und -strukturen durch den Abtrag des Oberbodens, Umbau des Bodens und durch Versiegelung dauerhaft beansprucht ...
	Über den Grünland- und Ackerflächen bildet sich nachts Kaltluft, die hangabwärts in die Kahlaue und zu den Siedlungsflächen abfließt. Das Plangebiet nimmt nur einen kleinen Teil der landwirtschaftlichen Flächen und somit auch der Kaltluftproduktionsf...
	Für das Gebiet wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung durch die Planungsgruppe Natur & Umwelt (PGNU), Hamburger Allee 45, 60486 Frankfurt a. Main, durchgeführt.
	Zur Erfassung des Lebensraumpotenzials für relevante Artengruppen und daraus folgend der Abschätzung möglicher artenschutzrechtlicher Auswirkungen erfolgte eine Begehung am 16.11.2017. Die Konfliktanalyse basiert auf einer worst case - Betrachtung.
	Die Erhebungsergebnisse sind dem nachfolgenden Auszug „Gutachterliches Fazit“ aus dem artenschutzrechlichen Fachbeitrag (saP) zu entnehmen:
	Relevante Strukturen aus artenschutzrechtlicher Sicht sind ältere Obstbäume mit Baumhöhlen, die Gartenhütten und diverse Böschungen und Säume mit potenziellen Sonn- und Versteckplätzen (Holz- und Steinhaufen).
	Insgesamt wurden im Zuge der Erfassung 14 Vogelarten nachgewiesen. Für weitere 17 Arten bestehen potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Gebiet. Folgende Vögel stehen auf der Roten Liste oder weisen einen ungünstigen Erhaltungszustand in Bayer...
	Bei der Begehung gelangen keine indirekten Hinweise auf Fledermaus-Vorkommen. Gleichwohl weisen die Gartenhütten und Obstbäume Quartierpotenziale für Arten wie Zwerg- und Breitflügelfledermaus, Graues Langohr, Bartfledermaus (vorwiegend Gebäude) und ...
	Die Saum- und Böschungsstrukturen sind potenziell als Lebensraum der Zauneidechse geeignet. Um das Eintreten der Verbotstatbestände zu vermeiden, sind die Anlage geeigneter Ersatzhabitate und die Umsiedlung der Lokalpopulation nötig. Aufgrund des ggf...
	Ein Vorkommen der Wiesenknopf-Ameisenbläulinge kann aufgrund des Fehlens der Raupenfutterpflanze Großer Wiesenknopf mit Sicherheit ausgeschlossen werden. Sonstige artenschutzrechtlich relevante Arten aus anderen Tiergruppen wurden nicht gefunden.
	Die im § 44 BNatSchG benannten Schädigungs- und Störungsverbote werden nicht erfüllt, sofern die u. g. Konflikt vermeidenden Maßnahmen und CEF-Maßnahmen umgesetzt werden. Erfolgt eine entsprechende Umsetzung, so ist eine Ausnahmegenehmigung nach § 45...
	d. Schutzgut Landschaft
	Die Landschaft wird vom Menschen als Landschaftsbild wahrgenommen. Wesentliche Kriterien zur Beurteilung des Landschaftsbildes sind seine Vielfalt, Eigenart und Schönheit.
	Durch die Inanspruchnahme von freier Landschaft für eine Bebauung wird ein Eingriff in das Landschafts- und Ortsbild  vorbereitet. Der zu untersuchende Landschaftsraum weist jedoch nur entlang der Laudenbacher Straße mit der lückig bewachsenen Böschu...
	Das Landschafts- und Ortsbild könnte durch neue Baustrukturen verändert werden, die nicht ortstypische Dimensionen und Proportionen aufweisen und sich deshalb nicht in den östlichen Ortsrand integrieren.
	Im Bebauungsplan werden Festsetzungen zur Begrenzung der Höhen der Gebäude und Dachformen getroffen, so dass sich die baulichen Anlagen in den Ortsrand einfügen und keine Beeinträchtigungen zu erwarten sind.
	Für die Beurteilung des Schutzgutes Mensch steht die Wahrung der Gesundheit und des Wohlbefindens im Vordergrund, soweit diese von Umweltbedingungen beeinflusst werden. Bewertungskriterien sind die Wohn- und die Erholungsfunktion.
	Das bisherige Grünland, das als Mähwiesen und in Teilen als Pferdekoppel genutzt wird, besitzt nur einen geringen Wert zu Naherholungszwecken. Die Nähe zur Laudenbacher Straße verringert zudem die Attraktivität der Fläche für Zwecke der Naherholung.
	Aufgrund der in der Umgebung zur Verfügung stehenden Freiflächen ergeben sich keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf den Aspekt Erholung. Das Plangebiet grenzt an Wohngebiete an. Da die Planung auch Wohnbebauung vorsieht, ergeben sich aus di...
	Mit der landwirtschaftlichen Nutzung im Westen des geplanten Wohngebietes ist eine zeitweise Beeinträchtigung, z.B. durch Lärm und Staub bei Bewirtschaftung und Gerüche bei Düngung, verbunden. Diese sind jedoch als ortsüblich zu bezeichnen und hinzu...
	Ein Störfaktor stellt für das Plangebiet die im Süden liegende Staatsstraße dar, von der insbesondere Lärmimmissionen ausgehen.
	Kultur- und sonstige Sachgüter werden durch die Planung voraussichtlich nicht betroffen. Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler aufgefunden werden, so ist dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege Bayern anz...
	3. Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung
	Bei Nichtrealisierung der Planung und der Erhaltung des gegenwärtigen Zustands, d.h. der Nutzung als Mähwiese und Pferdekoppel, sind im Plangebiet keine nachteiligen Auswirkungen hinsichtlich der Schutzgüter zu erwarten.
	4. Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich von nachteiligen Auswirkungen (einschließlich der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung)
	Die Belange des Umweltschutzes sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB bei der Aufstellung der Bauleitpläne und in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Insbesondere sind auf der Grundlage der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gem. ...
	4.1 Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen
	Um den mit Bodenversiegelungen verbundenen negativen Auswirkungen (Verringerung der Grundwasserneubildung, Erhöhung des Oberflächenabflusses des Niederschlagswassers, Erhöhung des Spitzenabflusses des Vorfluters) entgegen zu wirken, beinhaltet der Be...
	• Das Niederschlagswasser ist vorrangig auf den eigenen Grundstücken  breitflächig zu versickern sowie in Zisternen aufzufangen und als Brauchwasser im Haushalt oder zur Gartenbewässerung zu verwenden.
	• Die Festsetzung von wasserdurchlässigem Aufbau der Befestigung von Stellplatzflächen und Zufahrten dient der Förderung von Grundwasserneubildung innerhalb des Baugebietes.
	Aus der Sicht des Bodenschutzes wird im Rahmen der Bauausführung die folgende eingriffsminimierende Maßnahme empfohlen:
	• Vor Beginn der baulichen Arbeiten auf dem Grundstück ist der Oberboden abzutragen, seitlich zu lagern und nach Abschluss der Baumaßnahme wieder einzubauen. Bei einer flächenhaften Ausbringung von nicht mehr benötigtem Oberboden in der heimischen Lan...
	Darin sind die materiellen Anforderungen an das flächenhafte Auf- und Einbringen von Bodenmaterial auf oder in den Boden enthalten. Zur Vermeidung einer nachträglichen Beseitigungsverpflichtung für den Fall, dass die Voraussetzungen des § 12 BBodSchV...
	b. Klima
	Um den Anstieg der Durchschnittstemperatur entgegen zu wirken, sind die nicht überbauten Flächen gärtnerisch oder als natürliche Grünfläche anzulegen.
	c. Tiere und Lebensräume
	Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung kommt zu dem Ergebnis, dass die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG bei Berücksichtigung der nachfolgend aufgeführten Maßnahmen nicht berührt werden:
	Maßnahmen zur Vermeidung
	Rodung von Gehölzen außerhalb der Brutzeit
	Um eine Tötung von Jungvögeln oder die Zerstörung von Eiern/Nestern vollkommen auszuschließen, ist eine Rodung von Gehölzen im Zeitraum gemäß §39 (5) BNatSchG vom 1.10. bis 28.02 durchzuführen. Adulte Vögel können dem Eingriff zu jeder Zeit rechtzeit...
	Zusätzlich wird durch die Beschränkung des Rodungszeitraums das Tötungs- sowie auch Störungsrisiko für Fledermäuse verringert, da dann die Fortpflanzungszeit vorüber ist und die meisten Arten sich in ihren Winterquartieren außerhalb des Eingriffsbere...
	Baumhöhlenkontrolle
	Im Vorfeld der Rodungen sind die vorhandenen Höhlenbäume auf Fledermausbesatz mit Hilfe einer Endoskopkamera zu untersuchen. Unbesetzte Höhlen sind unmittelbar zu roden oder durch Verschluss vor einer Besiedlung zu sichern. Bei einem Besatz ist die H...
	Zeitraum Gebäudeabbruch
	Abrissarbeiten sind in der Zeit von 1.11.-28.02. durchzuführen, da hierdurch eine Tötung von Jungvögeln bzw. die Zerstörung von Gelegen gebäudebrütender Arten verhindert wird. Auch die Tötung von möglicherweise übertagenden Fledermäusen in den Spalte...
	Umweltbaubegleitung (UBB)
	Sollte ein Abriss der Gebäude im Zeitraum zwischen dem 1.11. und 28.02. nicht möglich sein, so ist der Gebäudeabriss zum Schutz möglicherweise übertagender Fledermäuse bzw. Vogelbruten im Rahmen einer Umweltbaubegleitung (UBB) durch einen Biologen zu...
	Zur Vermeidung des Tötungsrisikos müssen im Bereich des Baufeldes vor Baubeginn Reptilien, v.a. die Zauneidechse, gefangen und in einen entsprechend vorbereiteten Ersatzlebensraum (s.u.) verbracht werden. Hierzu sind sog. Schlangenbretter als künstli...
	Errichtung temporärer Schutzzäune (falls Vorkommen bestätigt)
	Um eine Wiedereinwanderung von Reptilien, insbesondere der Zauneidechse, nach der Umsiedlung (s.u.) zu vermeiden, sind zu Beginn der Aktivitätsperiode um den noch festzulegenden Ersatzlebensraum für die Dauer der Bauzeit ortsfeste, nicht überkletterb...
	Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen, vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen i.S.v. § 44 Abs. 5 BNatSchG)
	Ersatz Gebäudequartiere/Brutplätze von Fledermäusen und Vögeln
	Durch die Rodung von 5 älteren Obstbäumen und den Abriss der Gartenhütten gehen potenzielle Brutplätze von Haussperling und Hausrotschwanz verloren. Dieser Verlust ist durch die Ausbringung von Ersatz-Nisthilfen zu kompensieren. Von daher sind im Umf...
	Um den Verlust potenzieller Spalten- und Höhlenquartiere von Fledermausarten auszugleichen, ist die Anbringung von je drei speziellen Flachkästen und Höhlenkästen für Fledermäuse an Gebäuden bzw. Bäumen im Umfeld des Vorhabens erforderlich. Eine zusä...
	Die Auswahl von Art und Standort der Kästen hat durch fachkompetentes Personal zu erfolgen. Die Anbringung sollte bis zum Beginn der Abrissarbeiten erfolgt sein bzw. bei einem Abriss im Winter bis zur darauffolgenden Aktivitätsphase (Fledermäuse) bzw...
	Ersatzlebensraum Zauneidechse (falls Vorkommen bestätigt)
	Grundsätzlich sind, um ein dauerhaftes Überleben der Zauneidechse sicherzustellen, geeignete Habitate bereit zu stellen und durch entsprechende Pflege dauerhaft zu erhalten. Die Funktionalität der Maßnahme wird mittels eines ökologischen Risikomanage...
	Auf Ebene einer Potenzialabschätzung lassen sich der Maßnahmenumfang und die Verortung nicht abschließend klären. Hierzu ist eine detaillierte Erfassung erforderlich. Folgende Maßnahmenbestandteile sind stichpunktartig festzuhalten:
	( Flächenbedarf von mind. 150 m² pro Individuum
	( Anlage sogenannter „Eidechsenlinsen“ mit Sonn- und Versteckplätzen (aus Totholz)  sowie Strukturen für die Überwinterung (frostfreie Quartiere) und Eiablage (Sand-
	haufen)
	( Entwicklung von extensiv genutzten Grünland mit zahlreichen Saumbereichen
	( Der Standort muss Anschluss an eine vorhandene Population (Entfernung max.
	500 m) besitzen.
	Um ein dauerhaftes Überleben der genannten Arten sicherzustellen, sind in der angrenzenden Agrarlandschaft geeignete Bruthabitate in Form einer Heckenneuanlage mit vorgelagertem Saum bereit zu stellen und durch entsprechende Pflege dauerhaft zu erhal...
	Ersatzlebensraum Streuobstwiese (Steinkauz, Gartenrotschwanz, Feldsperling)
	Um ein dauerhaftes Überleben der genannten Arten sicherzustellen, sind in der angrenzenden Agrarlandschaft geeignete Bruthabitate in Form einer Obstraumreihe bereit zu stellen und durch entsprechende Pflege dauerhaft zu erhalten. Als Richtgröße wird ...
	d. Schutzgut Landschafts- und Ortsbild
	Eine ungestörte Silhouette des Ortsrandes soll erhalten bleiben. Im Zusammenhang mit der Berücksichtigung einer offenen Bauweise und Begrenzung der Höhen der baulichen Anlagen sowie einer Bepflanzung am Übergang zur freien Landschaft im Bereich der e...
	e. Mensch
	Um die Konflikte zwischen störender und schutzbedürftiger Nutzung zu berücksichtigen, enthält der Bebauungsplan den Hinweis auf die von der Staatsstraße auf das Wohngebiet einwirkenden Lärmimmission. Es wird empfohlen, durch geeignete Grundrissgestal...
	Die aus der Staatsstraße resultierenden Geräuschimmissionen wurden nach der DIN 18005 berechnet. Aufgrund der Überschreitung der Orientierungswerte im Bereich der südlichen Bauzeile sind für Räume, die nicht nur dem vorübergehenden Aufenthalt von Per...
	4.2 Eingriffs- und Ausgleichsplanung (Eingriffsregelung)
	Unvermeidbare Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder der Landschaft sind auszugleichen. Nach Art. 1a Abs. 3 BauGB erfolgt der Ausgleich in der Bauleitplanung durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen.
	Der unter Anwendung des Leitfadens zur „Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ ermittelte Kompensationsbedarf von 7750 m² kann innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nicht vollständig gedeckt werden.
	Folgende Böschungsflächen entlang der Staatsstraße werden zum Ausgleich herangezogen:
	A1 -  Fl.Nr. 3614  231 m²
	A2 -  Teilfläche Fl.Nr. 2731/1 (Laudenbacher Straße) und
	Teilfläche Fl.Nr. 3610  678 m²
	Die Abschirmung der Bebauung und Einbindung in den Landschaftsraum
	wird am östlichen neuen Ortsrand durch öffentliche Grünstreifen gebildet.
	A3 - Teilflächen Fl.Nr. 3604 und 3607  240 m²
	A4 - Teilflächen Fl.Nr. 3607 und 3607/1  191 m²
	1.340 m²
	Anrechenbar ist jeweils ein Flächenanteil von 50 %. Somit umfassen die internen Ausgleichsflächen 670 m². Es verbleibt ein Defizit von etwa 7.080 m²
	7.750 m² (Ausgleichsbedarf) abzüglich 670 m² =  7.080 m²
	Externe Ausgleichsfläche A5
	Zum Ausgleich des ermittelten Defizits sieht die Marktgemeinde die Zuordnung einer Teilfläche der Maßnahmen auf der Ausgleichsfläche Fl.Nr. 5915/1 vor. Das Flurstück liegt südlich der Laudenbacher Straße/St 2305 zwischen Schöllkrippen und Kleinkahl. ...
	Zum Ausgleich geeignet ist eine Fläche von insgesamt 8.275 m².
	Dem Bebauungsplan wird eine Ausgleichsfläche von 7.080 m² zugeordnet.
	Die zu erwartenden Eingriffe in den Naturhaushalt können mit diesen Ausgleichsmaßnahmen soweit ausgeglichen werden, dass nach deren Abschluss keine erheblichen oder nachteiligen Beeinträchtigungen verbleiben.
	5. Alternative Planungsmöglichkeiten
	Die Erweiterungsfläche ist in dem wirksamen Flächennutzungsplan als „Allgemeines Wohngebiet“ dargestellt und schließt an bestehende Wohnbauflächen an.
	Aus diesen Gründen wurden keine Standortalternativen untersucht.
	6. Methodik
	Die Erhebung der Grundlagen sowie die Beschreibung und Bewertung der Umweltbelange wurden durch örtliche Bestandsaufnahmen sowie Überprüfung von vorliegenden Planungen vorgenommen.
	Für den Bebauungsplan wurde von der Planungsgruppe Natur & Umwelt eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung vorgenommen. Relevant sind hier die Maßnahmen zur Vermeidung und die vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen zur Sicherung der ökologischen Funkti...
	Zur Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfs wurde der Bayerische Leitfaden verwendet.
	Als Beurteilungsgrundlage zum Schutzgut Mensch (Lärm) diente die DIN 18005 Teil 1, Schallschutz im Städtebau.
	7. Maßnahmen zur Überwachung – Monitoring
	Nach § 4c BauGB ist es Aufgabe der Gemeinden, die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung eines Bebauungsplanes eintreten, zu überwachen, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in ...
	Umgang und Zeitpunkt von Monitoringmaßnahmen sind mit der Unteren Naturschutzbehörde festzulegen und abzustimmen. .
	8. Zusammenfassung
	In der Marktgemeinde Schöllkrippen ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes am nordöstlichen Ortsausgang von Schöllkrippen geplant. Die Größe des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes beträgt rd. 2,1 ha
	Auswirkungen auf Natur und Landschaft bestehen im Wesentlichen in der Erweiterung der überbaubaren Flächen und damit einhergehend einer Neuversiegelung von Böden und Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter Boden und Wasser sowie das Schutzgut Landscha...
	Minderungen der Eingriffsschwere erfolgen durch entsprechende Festsetzungen im Bebauungs- und Grünordnungsplan.
	Im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung sind Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich notwendig. Vorgesehen sind Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes sowie die Zuordnung einer Teilfläche der Maßnahmen auf der Ausgleichsfläche Flurs...
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